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Vorwort. 



Am 23. November 1905 überwies der Grosse Rat des Kantons 
Baselstadt dem Regierungsrat einen Anzug der Herren Dr. E. Feigen- 
winter und Genossen, wonach der Regierungsrat zur Prtlfung und 
Berichterstattung eingeladen wurde, 

„ob nicht durch gesetzliche Massregeln, wie Einrichtung 
öffentlicher neutraler Berufsgenossenschaften für Arbeiter und 
Unternehmer und Einrichtung eines staatlichen Arbeitsamtes, 
das Zustandekommen verbindlicher kollektiver Arbeitsverträge 
einerseits, anderseits eine schiedsgerichtliche Erledigung von 
Kollektivstreitigkeiten zwischen Arbeitern und Unternehmern 
ermöglicht und damit Arbeiter und Unternehmer vor Arbeits- 
einstellungen und Aussperrungen könnten geschützt werden". 
Schon vor der Ueberweisung dieses Auftrages hatte das unter- 
zeichnete Departement die darin angeregten Fragen ins Auge gefasst; 
die Erfahrungen bei der Vollziehung des Gesetzes betreffend die Er- 
richtung eines Vermittlungsamtes vom 20. Mai 1897 hatten die Wünsch- 
barkeit von dessen Revision dargetan, und das Departement war auf 
seinen Antrag vom Regierungsrate mit den Vorarbeiten zu einer 
solchen Revision beauftragt worden. 

Zunächst schien es ihm geboten, einen üeberblick über den 
Stand der auswärtigen Gesetzgebung betreffend die schiedsgerichtliche 
Erledigung von Kollektivstreitigkeiten zu gewinnen, und es beauftragte 
Herrn cand. jur. Max Gisi mit der Sammlung der Materialien und 
einer Darstellung ihres Inhalts. Dabei ergab sich bald, dass sowohl 
die vermittelnde, wie die schiedsrichterliche Tätigkeit keineswegs 
überall eine öffentlichrechtliche Regelung erfahren hat, vielmehr nicht 
selten in Kollektivverträgen privatrechtlich eingerichtet und geordnet 
ist; deshalb musste auch das Kollektiv vertragsrecht, soweit von einem 
solchen gegenwärtig gesprochen werden kann, zur Darstellung beige- 
zogen werden. Dem Zwecke der Orientierung entsprach es, von einer 
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systematischen Bearbeitung abzuseheo und sich mit einer die Gesetz- 
gebung der einzelnen Staaten "nneinanderreihenden Zusammenstellung 
zu begnügen. Dass bezüglich der in Kollektivverträgen statuierten 
Vermittlungs- und Schiedsbehörden eine Auslese getroffen werden 
mus8te, bedarf wohl keiner Begründung. 

Das Interesse, welches die Frage der Einrichtung von Kinigungs- 
ämtern und Schiedsgerichten zur friedlichen Erledigung von Kollektiv- 
konflikten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit Recht er- 
weckt, empfahl, die Schrift weiteren Kreisen zugänglich zu machen. 

Basel, im November 1906. 

Departement des Innern 
des Kantons Basel-Stodt. 
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Das grösste Problem für die Menschen- 
gattung, zu dessen Auflösung die Natur sie 
zwingt, ist die Erreichung einer allgemein 
das Recht verwaltenden bürgerlichen Ge- 
sellschaft. 

Kant, Idee zu einer allgemeinen Geschichte in 
weltbürgerlicher Absicht (1784). 
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Am Endo des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts Wörterbuch 
vollzog sich die Umwandlung dos auf dem Prinzip der "^'Vertear*"^ 
Unterordnung dos Arbeitnehmers unter den Arbeitgeber (^^ ^' p ^^-^ 
beruhenden Arbeitssystemes in das System dos freien 
Arbeitsvertrages. Sie war vorbereitet durch die Doctrin 
des Naturrechts, durch Jean Jacques Rousseau, durch die 
Anerkennung der Menschenrechte in den Verfassungen 
der Vereinigten Staaten, besonders aber durch die fran- 
zösische Revolution. Eingeleitet wurde sie durch die wirt- 
schaftlichen Umwälzungen, welche die Erfindungen auf 
dem Gebiete der Technik (Dampfmaschine) bewirkten. 
Menschliche Arbeitskraft wurde mehr und mehr durch 
maschinelle Einrichtungen ersetzt. Handwerk und Klein- 
gewerbe traten zurück und an ihrer Stolle kam der fabrik- 
mässige Grossbotrieb in den Vordergrund. Dieser sprengt 
die Fesseln der alten zünftischen Gewerbe Verfassung. Er 
vorlangt und erhält die Aufhebung der rechtlichen Be- 
schränkungen der Geworbofroiheit. Zur wissenschaftlichen 
Begründimg dieser Bestrebungen dienen ihm die national- 
ökonomischen Theorien von Adam Smith und der physio- 
kratischen Schule („Laissoz faire, laissoz aller"). Die 
staatliche Reglomoiitiororei dos Arbeitsverhältnisses vor- 
schwindet und das Prinzip d(*s freien Arbeitsvertrages 
kommt auf. 

Auf dieser neuen Grundlage dos freien Arbeitsvor- 
trages sammeln wich in den Grossbetriebon gewaltige 
Massen gelernter und ungelerntcT Arbeiter. Ihre Arbeits- 
kraft gegen möglichst geringes Entgelt möglichst intensiv 
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auszunützen, ist das Interesse der Grossindustriellen; ihre 
Arbeitskraft dagegen möglichst teuer zu vermieten, ist das 
Interesse der Arbeiter. Damit sind die Voraussetzungen 
des Konfliktes, der den modernen Arbeiterbewegungen zu 
Grunde liegt, gegeben. Hier hat also die Untersuchung 
der Frage einzusetzen, wie ein gorechter Ausgleich, eine 
erfolgreiche Regelung der InteresHengegensätzo zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer erzielbar sei. 

Es 80II nun im Folgenden versucht werden, darzu- 
stellen, wie in den einzelnen Ländern begonnen wurde, 
diese Frage zu lösen. 
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Erster Teil. 



England. 

(Mutterland.) 
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I Vorgeschichte. 



Die oben geschilderte Entwicklung begann in Eng- 
land. Dieses Land ist zuerst dazu gekommen, Institutionen 
zur friedlichen Erledigung von Differenzen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern zu schaffen und auszugestalten. 
Wir skizzieren im Folgenden die Entwicklung des Arbeiter- 
standes Englands besonders der Trade Unions, indem wir 
für das Nähere auf Jannasch a. a. O. und den Artikel Jannasch p. i. 

Hand- 

von Brentano im Handwörterbuch für Staatswissenschaften Wörterbuch, 

Bd. IV, p. 623. 

verweisen. 

Die Gesetzgebung über das englinche Arbeiterrecht, 
die in den Anordnungen des Statute-Law niedergelegt ist, 
verfolgte im Mittelalter die Tendenz, einerseits Normen 
über Arbeitslohn, die tägliche Arbeitszeit, die Dauer der 
Arbeitsvennietung u. s. w. aufzustellen, anderseits durch 
Verbote die Arbeiter daran zu verhindern, auf irgend 
eine Weise die wirtschaftliche Lag(? zur Bosserung ihrer 
Arbeitsbedingungen auszunützen. 

Den Abschluss dieser Entwicklung bildet das Lehr- 
lingsgesetz der Königin Elisabeth von 1562. Es war eigent- 
lich ein Gewerbegesetz für alle nicht zünftisch geregelten 
Gewerbe. Die Hauptbestimmungen dieses Gesetzes waren: 
Ein Geselle soll mindestens für 1 Jahr gedungen werden, 
Arbeitszeit im Sommer 12 Stunden, im Winter von Tages- 
anbruch bis zum Eintritt der Nacht. Der Lohn wird 
durch Entscheid der Friedensrichter und Stadtmagistraten 
festgesetzt. Jurisdiktion dieser Beamten in Streitigkeiten 
zwischen Meistern und Lehrlingen. Meister, welche mehr 
als den festgesetzten Lohn zahlen, sollten mit 10, Arbeiter, 
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welche oinon höhorn Lolm nehmen, mit 21 Tagen Ge- 
fängni« bestraft werden. Durch ein Ges(»tz von 1603 
wurde die Befugnis der Friedensrichter und Stadtmagistrate, 
d(^n Lolm festzusetzen, auf den Lohnsatz aller ungelernten 
und gelernten Arbeit(T ausgedehnt. Der gedungenen 
Person soll sowohl in Zeiten des Mangels wie des Ueber- 
flusses ein hinlänglicher Lohn zu teil werden. (Jannasch p. 5). 

Aus Daltons „Country justice" c. 58 Constables ses- 
sions geht hervor, dass der Lohn in sehr unregelmässig 
und schwach besuchten von den Jiichtern geleiteten Ver- 
sammlungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestimmt 
wurde. 

Allmählich unterliessen es die Richter, die ihnen im 
Lehrlingsgesetz überwiesenen Funktionen auszuüben, weil 
das anfänglich zum Schutz der Arbeitgeber erlassene Ge- 
setz infolge ungünstiger Umgestaltung der Absatz Verhält- 
nisse nach und nach zum Arbeiterschutzgesetz geworden 
war, di(» Richter aber infolge ihrer Wahl und ihrc^r sozialen 
Stellung auf Seiten der Arbeitgeber standen. Vergebens 
verlangten die Arbeiter strikte Durchführung des Lehr- 
lingsgesetzes. Die veränderten Verhältnisse verursachten 
wirtschaftliche Kämpfe und riefen der Koalition der Ar- 
beiter. Die Gesetzgebung suchte dieser Entwicklung durch 
Aufstellung von Koalitionsverboten entgegenzutreten. 1799 
und 1800 wurden die Koalitionsverbote verschärft, ins- 
besondere allgemeiner gefasst. 

Alle Verabredungen und Versammlungen zwecks 
Lohnaufbesserung waren mit Zuchthausstrafen, Koalitionen 
dagegen nur mit Geldstrafen bedroht. Um diese Verbote 
zu umgehen, wurden zum Scheine Kranken- und Begräb- 
niskassen der Arbeiter gegründet, welche aber in Wirk- 
lichkeit die Aufgabe hatten, die Uebertreter des Elisa- 
bethischen Lehrlingsgesetzes gerichtlich zu verzeigen. Als 
nun einige Tuchfabrikanten bestraft wurden, begann ein 



Digitized by VjOOQ IC 



— 11 ~ 

allgomoinor Sturm der Arbeitgeber gegen das Lehrlings- 
gcsctz, das dann wirklich im Jahre 1814 aufgehoben wurde. 
Damit verschwand die Regelung des Arbeitsverhältnisses 
auf öffentlichrechtlicher Basis in zünftischem Geiste. Das 
Prinzip des freien Arbeitsvertrages triumphierte. 

Diese Gestaltung der Dinge stärkte die Koalitions- 
idee bei den Arbeitern und führte die Entwicklung der 
Gewerkvereine, Trade Unions, herbei. Bis 1824 war 
diese Entwicklung eine geheime. 1824 wurde durch die 
Act 5 Geo. IV. c. 95 bestimmt, dass Koalitionen der Arbeiter 
betreffend irgend eine Arbeitsbedingung zulässig seien. 
Infolge einer Bewegung der Arbeitgeber wurde dieses 
Gesetz 1825 wieder aufgehoben und durch die Act 6 Geo. 
IV. c. 129 ersetzt. Dieses neue Gesetz beschränkte die 
Koalitionsfreiheit wieder in der Weise, dass von Strafen 
nur Personen befreit waren, „welche zusammenkommen, 
um die Löhne und die Arbeitszeit festzustellen, welche 
die bei der Zusammenkunft persönlich Gegenwärtigen wr- 
langen oder gewähren sollen und die eine Vereinbarung 
zu diesem Zwecke unter sich selbst treffen''. Alle Koa- Wortlaut nach 

Brentano,Han(l- 

litionen oder Vereinbaruuicen zum Nachteil dritter Per- Wörterbuch iv. 

*^ (Gewerk- 

sonen dagegen wurden unter Strafe gestellt. Damit war vertine) v 627. 
die Koalitionsfreiheit wieder sehr eingeschränkt. Nichts- 
destoweniger entwickelten sich unter diesem Gesetze die 
Gewerkvereine nach allen Richtungen hin zu den modernen vgi. Näheres 

*^ auch m W^ebh, 

Gewerkvereinen. Die ursprünelich lokalen Organisationen ,, T'»<^^ 

^ ^ c l nionlsmus 

gewannen durch Gründung von Zweigvereinen einen passim. 
Wirkungskreis, der sich nach und nach über alle Ort- 
schaften erstreckte, in denen ein Gewerbe betrieben wurde. 
Der immer intensiver werdende Verkehr verlangte Frei- 
zügigkeit. So entstanden in jeder Ortschaft neben einem 
daselbst gegründeten Verein Zweigvereine von an andern 
Orten gegründeten Vereinen. Jeder Gewerkverein bestand 
aus einer Menge über das Land zerstreuter Zweig vereine. 
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Die anfänglich in den Händen der Versammlung aller 
Mitglieder befindliche Leitung musste in diejenige einer 
Delegiertenversammlung gelegt werden. In der Zwischen- 
zeit sollte die Leitung der Geschäfte in der Hand eines 
Zweigvereins liegen und dieser sollte durch die Delegierten- 
versammlung alle zwei Jahre aufs neue gewählt werden. 
Die wirtschaftlichen Kämpfe führten zu Fusionen der 
Gewerkvereine des gleichen Gewerbes oder zu Gework- 
vereinsföderationcn. Sie führten aber auch zu einer 
straffen innern Organisation. Die Verhältnisse zwangen 
zum Eintritt in den Gewerkverein, wer ihm noch ferne 
stand; denn ausserhalb des Gewerkvereins wurde die Exi- 
stenz dem einzelnen Arbeiter fast unmöglich. So wurden 
die Gewerkvereine die ganze Arbeiterschaft umfassende 
Organisationen. Damit war die Möglichkeit gegeben, dass 
der Gewerkverein statt jedes einzelnen Arbeiters die Arbeits- 
bedingungen für alle Mitglieder verbindlich festsetzte und 
darüber mit den Arbeitgebern Unterhandlungen pflog. 

Diese verhielten sich erst ganz ablehnend gegenüber 
den Gewerkvereinen. Es musste ihnen durch schwere 
Kämpfe die Macht dieser Organisationen zum Bewusstsein 
gebracht werden. Schliesslich sahen sie ein, dass Unter- 
handlungen auf dem Boden der Gleichberechtigung, also 
Anerkennung der Gewerkvereine, dem beständigen Krieg 
vorzuziehen seien. Auf dem Vertragswege wurden die 
Arbeitsbedingungen geregelt und damit war der Boden 
für die Errichtung von Einigungsämtern und Schieds- 
gerichten geebnet. 

So schnell und vollständig vollzog sich die Entwick- 
lung bloss bei Gewerben mit gelernten Arbeitern. Erst 
viel später begann die gleiche Entwicklung bei Gewerben 
mit ungelernten Arbeitern. Der Charakter der ungelernten 
Arbeit der Mitglieder und der davon herrührende fortwäh- 
rende starke Wechsel derselben verhinderte das Auf kom- 
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mon einer festen Organisation und bildete den Grund 
einer bleibenden Schwäche dieser Art Gewerkvereine 
gegenüber den Gewerkvercinen mit gelernten Arbeitern. 
Die Tätigkeit der Gewerkvereine, mit den Arbeit- 
gebern über die Arbeitsbedingungen zu unterhandeln, war 
aber noch eine sehr unsichere, stets vom guten Willen 
und der Loyalität der Unternehmer abhängende, solange 
die Gewerkvereine nicht auch von der Gesetzgebung als 
rechtlich erlaubte Vereine anerkannt und mit dem Rechte 
der juristischen Persönlichkeit ausgestattet waren. Dieser 
gesetzliche Schutz Hess nicht mehr lange auf sich warten. 
1869 wurde das Vermögen der Gewerkschaften durch 
ein provisorisches Gesetz sicher gestellt. 1871 wurde die Reichs- 

ärbeitsblsitt 

Trade Union Act erlassen, welche die Gewerkvereine aus- m 3, p. 239 m 
drücklich für nicht kriminell erklärte. „Die Zwecke eines Gesetzes.) 
Gewerkvereins sollen allein deshalb, weil sie eine Ein- 
schränkung der Gewerbefreiheit bedeuten, nicht als unge- 
setzlich gelten in dem Sinne, dass sich Mitglieder eines 
solchen Gewerkvereins dadurch einer strafrechtlichen Ver- 
folgung wegen Verschwörung oder sonstiger Vergehen 
aussetzen oder dass eine Vereinbarung oder ein Ver- 
trauensverhältnis ihretwegen als nichtig oder anfechtbar 
zu gelten hätte" (§§ 1, 2). Des Weitern wurde ein Qewerk- 
schaftsregister eingeführt. Jede Gewerkschaft, die sich 
eintragen lässt, erhielt Korporationsrecht und alle damit 
verbundenen Vorteile im zivilrechtlichen Verkehr, das 
Recht, Grund und Boden zu erwerben, besondern Schutz 
ihrer Gewerkschaftsgelder und Prozessfähigkeit. 

Damit sind die Gewerkvereinc rechtlich in Stand 
gesetzt, durch das Mittel des Kollektivvertrages die Arbeits- 
verhältnisse ihrer Mitglieder zu regeln und rechtsverbind- 
liche Vereinbarungen über Schiedsgerichte und Einigungs- 
ämter mit den Arbeitgebern abzuschliessen. 
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IL Einigungsämter und Schiedsgerichte 
auf privatrechtlicher Grundlage. 



A. Einleitung. 

I. Die privatrechtliche Grundlage der Schied«- oder 
Einigungsämter ist ein Vertrag, der Einigungs- oder Schieds- 
vertrag, das Einigungs- oder Schiedsstatut. Die Kontra- 
henten verpflichten sich gegenseitig, Streitigkeiten aus einem 
andern, bereits bestehenden Vertragsverhältnis (z. B. einem 
Dienst vertrag) einem Dritten behufs Vermittlung zu unter- 
breiten. Dieser Dritte darf selbst am Streite nicht be- 
teiligt sein. Betrachten wir die Intervention durch einen 
Dritten und Unparteiischen als begriffswesenthch, so fällt 
aus dem Rahmen dieser Arbeit den* Fall, dass die Strei- 
tenden selber zu gegenseitiger Aussprache zusammentreten 
und lediglich auf Grund dieser Aussprache ohne Beizie- 
hung eines Dritten eine Einigung erzielen. Die Engländer 
nennen diese Einigung „negotiation". Biosse negotia- 
tion ist auch dann vorhanden, wenn zwar nicht die Strei- 
tenden selbst, wohl aber ihre Vertreter mit einander unter- 
handeln, doch so, dass diese Vertreter an die Instruktionen 
ihrer Auftraggeber gebunden sind. Mehr als blosse ne- 
gotiation ist dagegen vorhanden, wenn die Streitenden 
mehrere Delegierte wählen, welche zwar am Ausgang 
indirekt interessiert, dagegen nicht direkt am Streite 
beteiligt sind, welche in gleichen Verhähnissen wie ihre 
Deleganten lebend die Möglichkeiten vor sieh sehen, dass 
die gleichen Differenzen auch zwischen ihnen und der 
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Gegenpartei entstehen könnten, am konkreten Streitfall 
dagegen nicht beteiligt sind. 

Daraus ziehen wir den Schluss, dass ein einigungs- 
amtliches Organ auch dann kreiert wird, wenn die Arbeit- 
nehmer eines Betriebes aus ihrer Mitte eine Delegation 
wählen, welche mit einer ebenso bestellten Arbeitgeber- 
Delegation zusammen eine Vermittlung anzustreben hat. 
Doch kann man diese Tätigkeit nur dann als wirkliche 
Vermittlung bezeichnen, wenn der Streitfall bloss einen 
einzelnen Arbeitnehmer direkt berührt, nicht dagegen 
dann, wenn die ganze Arbeiterschaft des betreffenden 
Betriebes, also auch ihre Delegation Partei ist. In diesem 
Falle würde die Arbeiterdelegation nicht vermitteln, son- 
dern über ihre Interessen verhandeln. Ihre Tätigkeit wäre 
negotiation. 

In Gegensatz zur negotiation tritt die wirkliche Ver- 
mittlung mit Intervention eines Dritten, „mediation". 
Diese Intervention ist in doppelter Weise möglich. Ent- 
weder beschränkt sich der Dritte darauf, nach Unter- 
suchung und Klarlegung des Sachverhaltes den Parteien 
einen Vergleich zu proponieren. Mit der Annahme oder 
der Zurückweisung dieses Vergleiches hat die Punktion 
des Dritten ihr Ende erreicht (Fall der „eonciliation** 
oder „mediation*' im engern Sinn). Weitere Kom- 
petenzen räumt ihm der Schiedsvertrag nicht ein. Diese 
Art der Vermittlung, so unvollkommen sie ist, weist doch 
gegenüber der blossen negotiation wesentliche Vorteile 
auf. Zur gegc^nseitigen Aussprache der Parteien tritt der 
Einfluss eines Dritten, des Vertrauensmannes beider Par- 
teien, ein Einfluss, der zwar nicht gross ist, da er sich in 
einem unverbindlichen Rate erschöpft. Die Entscheidung 
über die Beilegung der Streitigkeit liegt jedoch auch hier 
bei den Parteien. D'who acceptieren den Vergleich oder 
weisen ihn zurück. Die streitigen Verhältnisse werden 
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in einem durch eigene freie Willensentschlieftsung der Par- 
teien zu Stande gekommenen Vertrag geordnet. Somit 
läuft auch die conciliation schliesslich wie die negotiation 
auf eine Uebereinkunft der Parteien unter sich hinaus. 

Anders gestalten sich die Verhältnisse, wenn die 
Parteien sich im Schiedsvertrag von vornherein gegen- 
seitig verpflichten, den Vergleichs verschlag, mag er lauten, 
wie er wolle, zu acceptieren (Fall der „arbitration"). 
Hier sind die Parteien schon von Anfang an an den 
Vergleichsvorschlag gebunden. Die Streitigkeit wird hier 
nicht mehr durch gegenseitige freie Uebereinkunft der 
Parteien, sondern durch die Meinungsäusserung des Dritten 
erledigt. Sein Entscheid gewinnt den Charakter eines 
Urteils. Diese Art der Vermittlung hat gegenüber den 
beiden obenerwähnten den Vorteil, dass der Entscheid über 
die Beilegung der Streitigkeiten von den am Ausgang 
unmittelbar interessierten Parteien auf einen dem Streit 
Fernstehenden übertragen wird. Dadurch werden die 
Garantieen für eine friedliche Beilegung der Streitigkeiten 
wesentlich erhöht. 

II. Ein Schiedsvertrag kann mit Rücksicht auf 
einen konkreten Streitfall oder generell abgeschlossen 
werden. Im ersten Falle äussert er seine Wirkungen 
nur in Bezug auf den betreffenden Streitfall. Ist das 
geschehen, so ist der Vertrag beidseitig erfüllt; es bestehen 
die Rechte und Pflichten, die sich aus ihm herleiteten, 
nicht mehr. Diese Schiedsverträge bilden gewöhnlich die 
Vorstufe zu den generell abgeschlossenen Schieds- 
verträgen, welche nicht nur eine bestimmte Streitigkeit 
erfassen, sondern alle, die sich innerhalb einer bestimmten 
Zeit erreignen. Solche Schiedsverträge verlangen zu ihrer 
Gültigkeit stets eine nähere Fixierung der Vertragsdauer. 
Mangelt ihnen dieselbe, so können sie jederzeit einseitig 
aufgelöst werden. 
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Diesem Nachteil können die Kontrahenten dadurch 
begegnen, dass sie Kündigungsfristen vereinbaren. Unter 
dieser Voraussetzung können sie generelle Schiedsverträge 
auf unbestimmte Zeit abschliessen. 

III. Ein Schiedsvertrag setzt stets voraus, daas sich 
die Parteien bereits in irgend einem Vertragsverhältnis 
befinden. In den für uns in Betracht kommenden Fällen 
handelt es sich um einen Arbeitsvertrag (= Dienstvertrag). 
Es sind nun zwei Fälle zu unterscheiden: 

1. Der Schiedsvertrag wird zwischen einem Arbeit- 
geber und einem Arbeitnehmer abgeschlossen und in den 
Arbeitsvertrag aufgenommen. In diesem Falle steht 
und fällt er mit dem Arbeitsvertrag. Diese Verknüpfung 
bietet verschiedene Nachteile. So enthält z. B. der Arbeits- 
vertrag naturgemäss Verpflichtungen, die nicht auf längere 
Zeit fest eingegangen werden können. Der Schiedsver- 
trag soll dagegen möglichst lange den Parteien Garantieen 
gegen die Selbsthilfe geben. Er erträgt die kurzen 
Kündigungsfristen des Arbeitsvertrages nicht. 

Ferner besteht oft für den einzelnen Kontrahenten 
ein Interesse daran, dass auch seine Kollegen und Kon- 
kurrenten in gleicher Weise gebunden sind wie er. Dies 
trifft besonders auf Arbeitgeberseite zu. Der Schieds- 
vertrag ist für den Arbeitgeber ungefährlicher und annehm- 
barer, wenn dieser weiss, dass die Schiedssprüche auch 
die übrigen mit ihm konkurrierenden Arbeitgeber treffen. 
Dies kann dadurch erreicht werden, dass die Arbeitgeber 
sich organisieren und den Schiedsvertrag ihrerseits kollektiv 
abschliessen. 

Weit mehr noch als der Arbeitgeber ist der Arbeit- 
nehmer durch die Verhältnisse gezwungen, sich mit seinen 
Kollegen zu vereinigen und den Vertrag kollektiv abzu- 
Hchliessen. Doch sind hier andere Faktoren wirksam. 
Der individuelle Arbeitsvertrag, den der einzelne Arbeiter 

2 
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mit seinem Arbeitgeber eingeht, steht meist deshalb auf 
schwachen Füssen, weil der Arbeiter der wirtschaftlich 
schwächere Teil ist. Dieser allein kann dem Arbeitgeber 
gegenüber seine Interessen nicht wahren, weil er nicht die 
Mittel hat, denselben gegebenenfalls zur Erfüllung der Ver- 
trasgpflichten zu zwingen, was beim Schiedsvertrag ganz be- 
sonders fatal ist. Die Ursache der wirtschaftlichen Inferiorität 
des Arbeiters liegt in der starken Konkurrenz, die er von 
Seiten seiner Mitarbeiter auszuhalten hat, eine Konkurrenz, 
welche nur dadurch ausgeschaltet wird, dass die einzelnen 
Arbeiter sich zum Schutze ihrer gemeinsamen Interessen 
vereinigen. Wenn aber nur die Arbeiter eines einzigen 
Betriebes zusammentreten, so ist der Erfolg bloss ein teil- 
weiser, weil sie noch die Konkurrenz der Arbeiter anderer 
Betriebe des gleichen Gewerbes zu fühlen haben. Dies 
führt notgedrungen zur Organisation nicht bloss der Ar- 
beiter eines einzelnen Betriebes, sondern des ganzen Ge- 
werbes. Die Vereinigung der Arbeiter aller Betriebe eines 
Gewerbes und das gemeinsame einheitliche Auftreten der- 
selben gegenüber ihren Arbeitgebern zwingt auch diese zur 
Organisation. Die wirtschaftlichen Kämpfe zwischen den 
beiden Organisationen führen zu Ergebnissen, welche sich 
in einer für alle den beiden Organisationen angehörenden 
Mitglieder gemeinsam geltenden Regelung von Arbeits- 
bedingungen darstellen. 

2. So werden in einem unabhängig von den ein- 
zelnen Arbeitsverträgen kollektiv abgeschlos- 
senen Vertrag der Regelung der Arbeitsbedingungen in 
den Arbeitsverträgen Grenzen gezogen. Es werden gewisse 
Rechte und Pflichten jedes Teiles in dem Sinne von vorn- 
herein vereinbart, dass sie in spätem Arbeitsverträgen 
durch gegenteilige Bestimmungen nicht mehr wegbedungen 
werden dürfen. Daraus resultieren zwei Vorteile. Ein Teil 
der Bedingungen der spätem Arbeitsverträge wird in einem 



Digitized by VjOOQ IC 



19 — 

Vorvertrage vorwog verbindlich festgesetzt. Dadurch wird 
deren Abschluss erleichtert. Ferner erhalten die Kontra- 
henten des Vorvertrages eine Garantie dafür, dass die Be- 
stimmungen des Kollektivvertrages, so nennen wir von 
nun an den von den beiden Organisationen kollektiv ab- 
geschlossenen Vertrag, zwingendes Recht für die spätem 
Arbeitsverträge bilden. Bestandteil des Kollektivvertrages 
wird stets auch die Schiedsvertragsklausel. Ist sie die 
einzige oder die Hauptbestimmung des Kollektivvertrages, 
so wird dieser inhaltlich zum reinen Schiedsvertrag. Der 
Kollektivvertrag setzt stets als Kontrahent auf der Arbeiter- 
seite eine Mehrheit von Arbeitsnehmern voraus, welche 
einzeln durch spezielle Arbeitsverträge einem oder meh- 
reren Arbeitgebern verpflichtet sind. Er ist für jeden 
einzelnen Arbeitnehmer suspensiv bedingt durch das Zu- 
standekommen des betreffenden Arbeitsvertrages. Er ist 
auch für den einzelnen Arbeitnehmer nur solange ver- 
bindlich, als dieser durch einen Arbeitsvertrag in einem 
Dienstverhältnis zum Arbeitgeber steht. Daraus folgt, dass 
auch die Schiedsgerichtsklausel nur so lange für den 
Arbeiter verbindlich ist, als dessen Arbeitsvertrag recht- 
lich besteht. Der eine Kontrahent im Kollektivverträge, 
die Arbeiterschaft, befindet sich in beständigem Wechsel. 
Stetsfort lösen einzelne Arbeiter ihren Arbeitsvertrag und 
scheiden damit aus dem Kollektivvertragsnexus aus, stets- 
fort gehen neue Arbeiter Arbeitsverträge ein und treten 
dadurch in den Kollektivvertragsnexus ein. Ein solcher 
Wechsel birgt keine Gefahren für den Gegenkontrahenten 
in sich, wenn die Arbeiter organisiert und durch einen 
Gesellschaftsvertrag sich gegenseitig zur Erfüllung der 
Pflichten aus dem Kollektivvertrag verpflichtet sind. Dann 
ist die Organisation (Gewerkschaft) als juristische Person 
im Kollektivvertrag Kontrahent. Alle Arbeiter sind ihr 
als Mitglieder derselben zur Einhaltung des Kollektiv- 
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vertrageB verpflichtet und können durch mannigfaltige wirk- 
same Zwangsmittel zur Erfüllung dieser Pflicht gezwungen 
werden. Die wirtschaftlichen Verhältnisse zwingen die 
neuen Arbeiter in die Organisation einzutreten. Oft stellt 
auch der Arbeitgeber in wohlverstandenem eigenem Inter- 
esse oder weil er vertraglich der Gewerkschaft gegenüber 
dazu verpflichtet ist, Arbeiter nur unter der Bedingung 
an, dass sie in die Gewerkschaft eintreten. 

So steht dem Arbeitgeber als Gegenkontrahent die 
Gewerkschaft, nicht mehr die einzelnen beständig wech- 
selnden Arbeitnehmer gegenüber. Damit besitzt er bessere 
Garantieen dafür, dass die Pflichten, die der Arbeitnehmer- 
partei aus dem Kollektivvertrag erwachsen, auch wirklich 
erfüllt werden, solange der Vertrag dauert. Die Gewerk- 
schaft haftet ihm dafür. 

Ganz anders gestalten sich die Verhältnisse, wenn 
die Mehrheit, die auf der Arbeitnehmerseite sich befindet, 
nicht organisiert ist. Dann vermindert der beständige 
Wechsel der Arbeiter die Garantie dafür, dass von der 
Arbeitnehmerseite der Kollektivvertrag stets getreulich er- 
füllt werde, ganz bedeutend. Verpflichtet sind nur die 
Kontrahenten. Kontrahenten sind auf Arbeitnehmerseite nur 
diejenigen Arbeiter, welche zur Zeit des Vertragsabschlusses 
gerade im Arbeits Vertrags Verhältnis zum Arbeitgeber stan- 
den; daraus folgt, dass alle nach Vertragsabschluss neu 
eintretenden Arbeiter nicht an den Kollektivvertrag gebun- 
den sind, dass dessen Bestimmungen mithin nur dann für 
sie massgebend und verbindlich sind, wenn dieselben in 
ihre speziellen Arbeitsverträge aufgenommen wurden. In 
diesem Falle haben wir wieder eine Verknüpfung der 
beiden Verträge. Die Vorteile des Kollektivvertrages 
sind damit verloren gegangen. Ein Kollektivvertrag setzt 
also begrifflich eine Organisation der Arbeitnehmer zwar 
nicht voraus; doch ist seine Existenz ohne eine solche auf 
die Dauer nicht gesichert. 
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Nicht notwendig ist dagegen eine Mehrheit auf Seiten 
der Arbeitgeber. Allerdings muss die Organisation der 
Arbeitnehmer über kurz oder lang auch einer Organisation 
der Arbeitgeber rufen. Dies ist, wie schon bemerkt, besonders 
der Fall, wenn die Organisation der Arbeitnehmer nicht 
auf einen bestimmten Betrieb beschränkt ist, sondern ein 
ganzes Gewerbe umfasst, sich also auf ein grösseres Terri- 
torium erstreckt. Steht nun eine Arbeitgeberorganisation 
einer Arbeitnehmerorganisation gegenüber, so ist der Ab- 
schluss des Schiedsvertrages in Form eines Kollektiv- 
vertrages das Gegebene. Die Organisation übernimmt die 
Wahrung der Interessen ihrer Mitglieder, sie wird infolge 
dessen notwendigerweise Kontrahent, sie ist allein im 
Stande, die Erfüllung der von der Gegenpartei über- 
nommenen Vertragspflichten durchzusetzen. Sie allein kann 
derselben auch die loyale Erfüllung ihrerseits garantieren. 
Hier wäre eine Verbindung des Schiedsvertrages mit den 
einzelnen Arbeitsverträgen undenkbar. 

IV. Die Streitigkeiten, welche dem Einigungsamt oder 
Schiedsgericht vorgelegt werden, können sein: 

1. bei Schiedsverträgen als Bestandteil der indivi- 
duellen Arbeitsverträge: 

a) Streitigkeiten über Auslegung und Ausführung 
des Arbeitsvertrages. 

h) Streitigkeiten über die Revision des Arbeits- 
vertrags. 

2. bei Kollektivschiedsverträgen : 

a) Streitigkeiten betreffend Auslegung bezw. Re- 
vision der individuellen Arbeitsverträge. 

h) Streitigkeiten betreffend Auslegung des Kol- 
lektivvertrages. 

c) Streitigkeiten betreffend Revision des Kollek- 
tivvertrages. 



Digitized by VjOOQ IC 



— 22 - 

Es leuchtet ein, dass sowohl bei Schiedsverträgen in 
Arbeitsverträgen als auch bei KoUoktivschiedsverträgen ein 
wichtiger Unterschied zu machen ist zwischen Streitig- 
keiten über Auslegung eines bereits bestehenden 
Vertragsverhältnisses und Streitigkeiten über 
Revision desselben bezw. Abschluss eines neuen 
Vertrages. Im ersten Falle bewegt sich der Schieds- 
richter auf vertraglich bereits abgegrenztem Terrain. Er 
hat lediglich eine generelle Regel auf einen konkreten 
Fall anzuwenden, oder, wenn keine einschlagende Bestim- 
mung vereinbart wurde, nach Sinn und Geist des Vertrages 
eventuell nach Gesetz oder Gewohnheit durch seine Ent- 
scheidung eine solche Regel aufzustellen. Seine Tätigkeit 
ist analog derjenigen des staatlichen Richters. Die Streitig- 
keit ist eine Rechtsstreitigkeit, die auf dem Wege der Klage 
vorgebracht wird. Die Klage ist eine actio ex contractu 
und zwar eine actio locati oder conducti. Ganz anders 
liegt der Fall, wenn es sich um die Revision des bestehenden 
Vertrages handelt. Hier ist der bestehende Vertrag ge- 
kündet worden. Es handelt sich um den Abschluss eines 
neuen Vertrages. Der Schiedsrichter ist also völlig unge- 
bunden, er besitzt keine Regeln, als diejenige der allge- 
meinen „aequitas", um die divergierenden Interessen der 
Parteien zu versöhnen. Und doch kann es sich hier gerade 
um die wichtigsten und vitalsten Interessen der Parteien 
handeln. Es ist ein grosses Vertrauen der Parteien zur 
Schiedsinstanz notwendig, um sich von vorneherein an 
einen Schiedsspruch zu binden. Denn die Streitigkeit ent- 
behrt jeglichen rechtlichen Charakters, sie ist eine reine 
Interessenstreitigkeit. Die Tätigkeit des Schiedsrichters 
besteht nicht in der Anwendung genereller Rechtssätze 
auf einen konkreten Tatbestand, sondern in der Aufstellung 
solcher Rechtssätze; sie gleicht also nicht derjenigen des 
staatlichen Richters, sondern der staatlichen gesetzgebenden 
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Behörden. Der Entscheid ist nicht Urteil, sondern Erlass 
eines Gesetzes, wenn es gestattet ist, diesen Begriff des 
öffentlichen Rechts auf das Privatrecht zu übertragen. 

Kompetenzen zur Erledigung solcher Interessenstreitig- 
keiten betreffend Abschluss eines neuen Vertrages enthalten 
jedoch nur Kollektivschiedsverträge. Individuelle Schieds- 
verträge in Arbeitsverträgen beschränken die Tätigkeit 
ihres Organs stets auf die Auslegung bestehenden Vertrags- 
rechts. Insbesondere ist aus naheliegenden Gründen bei 
ihnen eine arbitration undenkbar, aber auch eine con- 
ciliation hat praktisch keinen Wert. 



B. Organisation. 

I. Gelegentliche Vermittlung. 

Der Ursprung der Institution derEinigungs- undöchieds- Nostitz p. 664. 
ämter ist überall gelegentliche Intervention eines Dritten. 
Mit der Erledigung der einzelnen Streitigkeit ist der 
Schiedsvertrag erloschen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
eines Gewerbes, in einer Stadt, oft auch desselben Betriebes, 
kommen, wenn sie vor grösseren Differenzen stehen, über- 
ein, diese Differenzen und nur diese einem Schieds- 
gerichte zu unterbreiten. Diese gelegentliche Vermittlung 
ist so alt wie der freie Arbeitsvertrag selbst. Denn so- 
bald die Parteien frei und selbständig auf dem Vertrags- 
weg über die Arbeitsbedingungen disponieren können, sind 
Streitigkeiten möglich und nichts hindert, dass die Parteien 
die Art der Beilegung bestimmen. Es ist wahrscheinlich, 
dass solche Verträge seit der Aufhebung des Elisabethischen 
Lehrlingsgesetzes vorkamen. Sicher ist, dass seit 1836 
die Töpfer Streitigkeiten durch solche Schiedssprüche aus 
der Welt zu schaffen pflegten. Im Jahr 1808 erhielt das 
Parlament Petitionen, die staatliche Schiedsgerichte ver- 



Nostitz p. 559. 
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langten, ein Beweis dafür, dass nehon um diese Zeit eine 
friedliche Erledigung der gewerblichen Differenzen auf 
privatrechtlichem Gebiete angestrebt wurde. Gelegentliche 
Vermittlung bildete die erste Phase dieser Entwicklung. 

Bald kam man dazu, bei Streitigkeiten aus gleichen 
Rechtsverhältnissen die gleichen Personen um ihre Ver- 
mittlung anzurufen. Man wandte sich nicht an einen 
neuen Vermittler, wenn sich der bisherige bewährt hatte. 
Schliesslich pflegte man, von vornherein auf ein bestimmtes 
Schiedsgericht zu corapromittieren und sich zu verpflichten, 
ihm alle künftigen Differenzen zu unterbreiten. Dadurch 
sicherte man sich eine gleichmässige Judikatur. Damit 
war aber aus einer bloss gelegentlichen Vermittlung eine 
ständige geworden. 

Das erste Schiedsgericht dieser Art war der Maccles- 
Nostitz p. 559. lield Silk Trade Board der Seidenweber. Er ging bald 
wieder ein, weil er einem mächtigen Unternehmer gegen- 
über einen Entscheid nicht durchzusetzen vermochte. 

Beim blossen Versuch blieb auch der Buchdrucker- 
ausschuss von London. 

1860 kam die Bewegung in Fluss. 



Reichsarbeits- 
blatt p. 213. 

Handwörter- 
buch p. 338. 

Nostitz p. 559. 



Nostitz p. 554. 
Jastrow p. 507. 



II. Ständige Vermittlung. 

1. Trade Boards und District Boards. 

Alle Schieds- und Einigungsänitcr, welche nun ent- 
stehen, haben den gleichen Typus. Sie bilden das Er- 
gebnis einer Reihe von Kämpfen, welche die Arbeitnehmer 
zur Organisation geführt haben. Feste Verbände verei- 
nigen nunmehr die Arbeiter ein und desselben Gewerbes 
unter eine einheitliche Leitung. Auch die Unternehmer 
einiger Gewerbe haben sich vereinigt. Eine Organisation 
von Arbeitern steht einer Organisation von Arbeitgebern 
desselben Gewerbes gegenüber. Es entsteht innerhalb 
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einzelner Gewerbe ein Einigung«- und Schiedsvertrag der 
beiden Organisationen. Jede Organisation bezeichnet eine 
bestimmte Anzahl Mitglieder als ihre Delegierten. Die 
beiden Delegationen zusammen bilden das Einigungsamt. 
So trat, um einige Beispiele zu nennen, der Gewerk- Nostit» p. 56ü. 
verein der Bergleute von Durham oder derjenigen von 
Northumberland (1872) mit den entsprechenden Unterneh- 
merverbänden in ein Schiedsvertragsverhältnis. Das gleiche 
geschah in der Spitzenindustrie von Nottingham (1866) Morisseaux 
und dem Baugewerbe von Wolverhampton u.s.w. (1866). Art.ad. Statuts. 
Solche Einigungsämter heissen Trade Boards. 

Oft ist der Wahlmodus ein anderer als der oben er- Morisseaux 

p. 97 f. 

wähnte. Haben sich nämlich bloss die Arbeiter organisiert, Handwörter- 
jedoch nicht die Unternehmer, so ist die Wahl derDele- ^^ ^ 
gierten durch die beidseitigen Organisationen unmöglich. 
In diesem Falle ist nicht die Organisation, sondern jeder 
einzelne Betrieb Wahlköi^per. So wählt zum Einigungsamt 
der Walz- und Stahleisenindustrie Nordenglands jeder 
einzelne Betrieb zwei Vertreter. Den einen bestimmt der 
Unternehmer, den andern seine Arbeiter aus ihrer Mitte. 
Die Consequenzen dieses Wahlmodus liegen auf der Hand. 
Der Arbeiterdelegierte vertritt im Einigungsamt seine 
Kameraden. Er ist gleichsam ihr Führer. An ihn wenden . 
sie sich zuerst mit ihren Beschwerden und er übernimmt 
die Führung ihrer Sache beim Unternehmer und später 
im Einigungsamt. Dieser enge Kontakt besteht nicht, 
wenn der Gewerkverein resp. Untemehmerverband alle 
Delegierten ernannt. In diesem Falle sind sie dem Ver- 
band für ihre Geschäftsführung verantwortlich und von 
ihm abhängig, dagegen nicht von den Mitarbeitern im 
Betrieb. 

Das Charakteristische der Institution ist, dass sie sich 
an ein bestimmtes Gewerbe anschliesst, daher der Name 
„Trade Board**. Das ist fast nur möglich, wenn Organi- 
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Nostitz p.654. 



Nostitz 
564 ü. 561. 



Nostitz p. 560 f. 



Hand- 
wörterbuch, 
Bd. IV, p. 636. 

Nostitz p. 562. 



Nostitz p. 554. 



ftationen vorhanden sind. So sind denn hier die Schieds- 
verträge Bestandteile von Kollektivverträgen. Sobald 
aber Kollektivverträge zwischen den beiden Verbänden 
entstehen, wird ein diese Verträge ausführendes, resp. 
ihre Ausführung überwachendes, aus Vertretern beider 
Organisationen zusammengesetztes Organ, ein Amt, not- 
wendig. Diese Ueberwachung wird dadurch ausgeübt, 
dass Diflferenzen, auf dem Rekurswege vor das Amt ge- 
bracht werden können und von diesem entschieden werden. 

Trade Boards können sich auf ein unbeschränktes 
Territorium erstrecken. Das Normale ist, dass sie einen 
Industriezweig einer Grafschaft erfassen, so die Einigungs- 
ämter der Kohlenbergwerke von Northumberland, der 
Kohlenbezirke von Mittelengland. Doch gibt es Trade 
Boards, die auf eine Stadt beschränkt sind. Solche waren 
besonders in den ersten Zeiten zahlreich (Stickerei von 
Nottingham, Baugewerbe von Wolverhampton). Daneben 
gibt es Einigungsämter, die in ganz England tätig sind 
(Schuhindustrie); dies ist möglich, wenn auf der Arbeit- 
geber- wie Arbeitnehmerseite eine über ganz England sich 
erstreckende Organisation existiert. 

Trade Boards finden wir noch fast ausschliesslich in 
den 70er Jahren. Das Einigungswesen war um jene 
Zeit auf die organisierten Gewerbe beschränkt. Nicht- 
organisiert blieben besonders die ungelernten Gewerbe. 
Sie entbehrten infolgedessen völlig der Institution. All- 
mählich führte eine Reihe von Arbeiterausständen die 
Notwendigkeit einer friedlichen Erledigung von Differenzen 
auch hier vor Augen (Dockarbeiter streik in London 1890). 
Da kein Verband vorhanden war, der die Sache an die 
Hand nahm, ergriffen arbeiterfreundliche Politiker, auch 
einsichtige Arbeitgeber, seltener Kommunalbehörden die 
Initiative zur Gründung von Einigungsämtern, die zum 
Unterschied von den Trade Boards stets auf einen bestimmten 



Digitized by VjOOQ IC 



- 27 — 

Ort beschränkt waren, jedoch alle Gewerbe dieses Ortes 
umfassten. Diese Einigungsämter heissen District Bo- 
ards. Nicht ein Gewerbe, sondern ein Ort, gewöhnlich 
eine Stadt bildet die Grundlage der Gerichtsbarkeit dieser 
Einigungsämter. 

Ein Hauptunterschied von den Trade Boards besteht 
darin, dass Kontrahent kein Verband ist, der seine Mit- 
glieder kraft Verbandsstatuten seinerseits zur Anerken- 
nung des Schiedsgerichts verpflichtet und zwingt; der 
Schiedsvertrag wird vielmehr direkt zwischen dem Arbeit- 
geber und dem Arbeiter beim Abschluss der Arbeitsver- 
trages eingegangen. Er ist Bestandteil des Arbeitsver- 
trages und kann diesen nicht überdauern; dies ist ein 
Nachteil der District Boards, der sie zwingt, sich auf die 
blosse Einigung conciliation zu beschränken. Die Exe- 
kution ist hier schwieriger durchführbar, als bei den 
Trade Boards. 

District Boards gibt es heute fast in allen grössern ^ostitz p.558. 
Industriestädten Englands, so in London, Manchester, Bir- 
mingham, Liverpool, Plymouth, Edinburg, Glasgow, Leeds, 
Aberdeen und Halifax. Ihre Tätigkeit ist im Vergleich 
zu den Trade Boards eine minime. Am meisten inter- 
veniert noch der Board von London. 

Die Tätigkeit eines District Board kann sich von vorn- 
herein nur auf diejenigen Arbeitsverhältnisse erstrecken, 
die nicht schon von einem Trade Board erfasst sind. 

2. Kompetenzen. 

Die Kompetenzen der Einigungsämter erstrecken sich xostitz p.öm. 
nur auf Streitigkeiten über Arbeitsbedingungen. 

Diese Streitigkeiten sind entweder: Haud- 

" Wörterbuch, 

a) Konflikte zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- i*<' n^' v-^^^- 
mern über: 
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a, individuello Fragen. 

ß. allgemeine oder Grafschaftsf ragen. 

h) Konflikte zwischen Arbeitnehmern wegen der 
Arbeitsteilung, «og. Demarkationnstreitigkeiten. 

Individuelle Streitigkeiten sind alle Streitig- 
keiten aus einem bereits bestehenden Vertrage (Arbeits- 
vertrag oder Kollektivvertrag). 

Sie sind diejenigen Streitigkeiten, füi* welche in Eng- 
land zuerst Einigungsämter geschaffen wurden. Zu ihnen 
gesellten sich bald in gewissen Gewerben di(^ Demarkations- 
streitigkeiten (Maschinen- und Schiffsbau von Clyde). 

Für diese beiden Arten von Streitigkeiten entwickelte 
sich bald aus der conciliation eine arbitration. Fast alle 
bedeutenderen Einigungsämter sind mit der Zeit Schieds- 
gerichte für individuelle Streitigkeiten geworden. 

Solche individuelle Streitigkeiten können sein: 

a. Streitigkeiten aus einem Arbeitsvertrage (Dienst- 
vertrag). 

In diesem Falle deckt sich die Kompetenz der be- 
treffenden Schiedsämter genau mit derjenigen unserer ge- 
werblichen Schiedsgerichte. Sic erfüllen in England die 
gleiche Funktion. 

b. Streitigkeiten aus einem Kollektiv vertrage. 

Die Beurteilung solcher Streitigkeiten bildet die Haupt- 
tätigkeit der englischen Schiedsgerichte; sie war oft der 
erste Impuls zur Gründung von Schiedsgerichten. Ein 
Kollektivvertrag ist geschlossen. Zur Sicherung seiner 
pünktlichen Ausführung, sowie zu seiner einheitlichen Aus- 
legung ist die Aufstellung einer Schiedsinstanz fast unum- 
gänglich notwendig. Der Hauptinhalt der Kollektivverträge 
ist die Regelung der Lohnfrage. Zu diesem Behufe werden 
in England Minimaltarife vereinbart. Noch häufiger aber 
ist die Aufstellung von gleitenden Lohnskalen (sliding 
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scales). Die Höhe der Löhne wird dadurch abhängig ge- tAriff d^pSSer 
macht von der Höhe des Gewinnes. Zur Ermittlung des "gozTiePraxiY 
Gewinnes müssen auch Arbeitervertreter beigezogen werden. jjo^Titz^^' m 
So wird zur Kontrolle des Gewinnes ein Komitee, bestehend nnten. 
aus Arbeitern und Geschäftsleitern notwendig. 

Die Entscheidung von Streitigkeiten aus gleitenden 
Lohnskalen bildet die Haupttätigkeit der Schiedsämter der 
Kohlenbergwerke von Durham; sie bildet die einzige Tätig- ^^ix^^^o^^^"' 
keit der Schiedsämter in Süd- Wales. (Dnrham). 

Eine Arbitration in individuellen Fragen kennen nur 
die Trade Boards. Die Distriet Boards beschränken sich 
auch hier auf eine conciliation. Noch unbedeutender ist 
ihre Tätigkeit bei der andern Art von Arbeitsstreitigkeiten, 
den sog. Grafschaftsfragen. 

Die Grafschafts fragen betreffen stets die Ein- bu"h?m^??89 
gehung eines Vertrages. Sie werden in allen Statuten .seluizeGaeTer- 
von den individuellen Fragen geschieden. Oft heissen sie "'*^' i^ -^^ 
„allgemeine Fragen", oft „wichtige Fragen" im Gegensatz 
zu den „unwichtigem", aber stets hat die Praxis der Eini- 
gungsämter diese Bezeichnungen dahin interpretiert, dass 
die „allgemeinen" bezw. „wichtigen Fragen" diejenigen 
Fragen sind, bei denen es sich um Abschluss eines neuen 
bezw. Revision eines bisherigen Vertrages handelt. 

Der Vertrag, der abgeschlossen bezw. revidiert werden ^^^Verträje"**^^ 
soll, ist immer ein Kollektivvertrag, nie ein Arbeitsver- ^ym^ 1^*^*11**' 
vertrag. Da die schiedsgerichtliche Neuregelung von Ver- en^'fiSjf.foa^d) 
trägen auf Kollektivverträge beschränkt ist, ist klar, dass 
Grafschaftsfragen nur entstehen können, wo mindestens 
die Arbeiter organisiert sind. So ist es begreiflich, dass 
Grafschaftsfragen fast nur in den Trade Boards vorkommen, 
selten in den Distriet Boards. 

Eine Schiedsinstanz für Grafschaftsfragen ist darum 
nicht leicht zu errichten und zu halten, weil diese Fragen 
weite Kreise berühren. Bei individuellen Fragen sind ge- 



Digitized by VjOOQ IC 



80 



Nostltz i).554. 



Wolverhainp- 

ton, vgl, 
Nostitz p. 560. 



Soziale Praxis, 
IX, No. 19. 



Soziale Praxis, 
IX, No. 2 



Nostitz i).561, 
unten. 



wohnlich nur der Arbeitgeber und ein Arbeiter direkt inter- 
essiert. Grafschaftsfragen gehen unmittelbar das ganze Ge- 
werbe und mittelbar oft noch eine Keihe anderer Gewerbe 
an. Deshalb beschränkten sich auch die Trade Boards bei 
Grafschaftsfragen meistens auf eine conciliation. Anfang- 
liche Versuche, auch hier eine arbitration einzuführen, 
misslangen, oder konnten sich nur dank besonders gün- 
stiger Umstände halten. Ja, es bestehen eine Reihe von 
sehr wichtigen Einigungsämtern, die gar keine Kompe- 
tenz in Grafschaftsfragen besitzen, so die beiden Einigungs- 
ämter der Kohlenindustrie von Durham und von Northum- 
berland. An diesen beiden Orten wurden Grafschafts- 
fragen stets durch Beratung der beidseitigen Verbands- 
führer erledigt. 1895 wurden dann neben den bisherigen 
Einigungsämtern für individuelle Fragen besondere Eini- 
gungsämter für Grafschaftsfragen errichtet. 1896 ging 
die neue Institution an beiden Orten wieder ein. 1899 
wurde sie wenigstens in Durham wieder hergestellt. Dort 
bestehen also gegenwärtig besondere Einigungsämter für 
individuelle Fragen und besondere für Graf schaftsf ragen. 
Schiedssprüche in Grafschaftsfragen fällt, soweit wir be- 
merken konnten, der „National plumbers conciliation board** 
und der „Conciliation board of the brass foundry trade", 
ferner das Einigungsamt im Baugewebe von Wolver- 
hampton, das beim Entscheid einen unparteiischen Dritten 
beizieht. 

Eine conciliation in Grafschaftsfragen wird leicht zu 
einer blossen negotiation. Bei Grafschaftsfragen ist stets 
das ganze Gewerbe Partei. Bei den Trade Boards ist das 
Einigungsamt Institution des Gewerbes. Die Mitglieder 
des Einigungsamtes sind also Angehörige des Gewerbes, 
bei Grafschaftsfragen also Partei. Das trifft bei denDistrict 
Boards nicht zu. Hier gehört wenigstens ein Teil der 
Mitglieder anderen Gewerben an. 



Digitized by VjOOQ IC 



- 81 — 



Diese Umfttände und auch der Wunsch, diese wich- ^^^Ix^no?^***^' 
tigen Grafschaftsfragen schiedsgerichtlich erledigen zu Spinnerei, 
können, führten dazu, dass sich in neuerer Zeit ein neuer 
Typus einer Schiedsinstanz entwickelt hat, der neben 
Trade Boards und District Boards eine grosse Rolle spielt. 
Wie wir oben andeuteten, eignen sich Trade Boards bei 
Graf Schaftsfragen deshalb nicht als Schiedsinstanz, weil 
das ganze Gewerbe, also auch die Mitglieder des Boards 
am Ausgang interessiert sind. Es fehlt der über den 
Parteien stehende unparteiische Dritte. Diesen muss man 
notgedrungen ausserhalb des Gewerbes suchen. 

So kam man dazu, zunächst nur gelegentlich von 
Fall zu Fall, eine vertrauenerweckende, ausserhalb 
des Gewerbes stehende Persönlichkeit zum Schieds- 
richter zu erwählen und sich an seinen Entscheid zu 
binden. Auch hier bildet die gelegentliche Vermittlung 
Dritter von Fall zu Fall, die erste Etappe in der Entwick- 
lung der Schiedsgerichte für Grafschaftsfragen. Nach und 
nach bildete sich die Uobung, dass immer die gleiche Person 
zum Schiedsrichter gewählt wurde, so dass schliesslich 
übimgsgemäss das Gewerbe seinen ständigen Schiedsrichter 
erhielt. So entstanden Vereinbarungen einer oder mehrerer 
Persönlichkeiten, während einer bestimmten Zeitdauer alle 
Grafschaftsfragen zum Schiedssprüche vorzulegen. Wird 
mehr als ein Mitglied gewählt, so spricht man von einem 
„court of arbitration** . Der Schiedsrichter heisst „arbitrator** . 

Die Hauptschwierigkeit Hegt in der Wahl solcher Nostitz p. 573. 
Schiedsrichter. Am geeignetsten sind Leute, welche das 
betreffende Gewerbe kennen und infolgedessen sachver- 
standig sind; diese stehen aber gewöhnlich dem Streitfall 
nicht so fern, dass sie als unparteiisch und uninteressiert 
gelten könnten. Personen, welche bezüglich ihrer Objek- 
tivität über jeden Zweifel erhaben sind, pflegen dagegen 
nicht sachverständig zu sein. Auch Politiker sind nicht 



Reichsarbeits- 
blatt P.21S, 
Sp. 2 unten. 



Digitized by VjOOQ IC 



32 — 

geeignet. Einige Vereinbarungen verbieten, dast^ Personen 

zu Schiedsrichtern gewählt werden, welche sich bekannter- 

massen um ein öffentliches Amt bewerben. Man fürchtet, 

sie könnten mit ihrer Schiedssprechung Stimmenfängerei 

Äer^ver^t- ^J'®*^^^^' ^.uf der andern Seite sollte der Schiedsrichter 

Bürgermeisters ®^^^ möglichst grossc Autorität besitzen. Häufig wählt 

^^ poo?*'**^ ™^^ Ratspersonen grösserer Städte, z. B. den Lord-Major 

soB^i^e^Proxis, YQjj London, auch Kirchenfürsten, in neuerer Zeit nicht 

Soziale Praxis, «olten die Regierung resp. das Handelsministerium (Board 

vni, No. 12. ^j. rjij.j^^jj,^ Q^jgj, j^j^ Sprecher des Unterhauses. Hier greift 

auch der Staat ein, indem da« Board of Trade kom- 
petent ist, den Parteien geeignete Persönlichkeiten vorzu- 
schlagen, eventuell sich selbst als Schiedsrichter anzubieten, 
(vgl. unten.) 
^^p '1%"''' Einen Trade Board, der auch bei Grafschaftsfragen 

Schiedssprüche abgibt, hat Kettle in Wolverhampton ge- 
schaffen, allein zugleich dafür gesorgt, dass keine negotiation 
eintreten kann. Der Trade Board ist wie alle übrigen 
paritätisch zusammengesetzt. Sind nun die Delegierten am 
Entscheide mitinteressiert, so tritt bei der Abstimmung ge- 
wöhnlich Stimmengleichheit ein. In diesem Falle tritt De- 
volution des Streitfalles an einen von den Delegierten sofort 
zu wählenden ausserhalb des Gewerbes stehenden Unpartei- 
ischen ein, der nun aber nur in denjenigen Funkte zu ent- 
scheiden hat, über welche der Trade Board keine Einigung 
erzielen konnte. Für individuelle sowie für Grafschafts- 
fragen, welche nicht das ganze Gewerbe angehen, hin- 
sichtlichweicher also Stimmenmehrheit erzielt werden kann, 
bildet der Trade Board die einzige Instanz; für Grafschafts- 
fragen, welche keinen Mehrheitsbeschluss zulassen, bildet 
er Vorinstanz. Es ist begreiflich, dass der Trade Board 
die Devolution möglichst zu vermeiden sucht. 

In allerneuester Zeit ist die Idee, Schiedsverträge für 
Grafschaftsfragen einzugehen, wieder unpopulärer geworden, 
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besonders bei den Gewerkschaften (BaumwoUenspinnerei 
von Lancashire und die vereinigten Kesselschmiede), aber 
auch bei den Unternehmern (Unternehmerverband im 
Maschinenbau). Die Parteien wollen in diesen „Lebens- 
fragen*' die Entscheidung nicht aus der Hand geben. Diese 
Tendenz macht sich indessen nur in den organisierten 
Gewerben geltend. Die ungelernten Arbeiter, wie die Wörterbuch iv 
Londoner Dockarbeiter, sind eher geneigt, die wichtigen ^ ^^' 
Streitfragen durch Dritte verbindlich entscheiden zu lassen, 
weil sie bei ihrer schlechten Lage stets auf das Mitleid 
und die Sympathie des Publikums rechnen und auch in 
der Tat fast immer die öffentliche Meinung auf ihrer 
Seite haben. Dritte lassen sich in ihrem Schiedssprüche 
sehr leicht durch die öffentliche Meinung beeinflussen. 
Oft kommt es sogar vor, dass ungelernte Arbeiter unter 
Umgehung eines bestehenden District Board einen Dritten 
zum Schiedsrichter wählen; oft vereinbaren sie mit ihren 
Arbeitgebern, an den Einigungsvorschlag der District Boards 
sich gebunden zu erachten (Dockarbeiter in London). 

Der Mangel der arbitration bei der Erledigung von 
Grafschaftsfragen wird etwas gehoben durch den Abschluss 
von Kollektivverträgen über die wichtigsten Arbeitsbedin- 
gungen. Wichtige Fragen des Arbeitsverhältnisses werden 
dadurch vertraglich vorweg geregelt. Qrafschaftsfragen wer- 
den in individuelle Fragen verwandelt. So wird nament- 
lich die Lösung der Lohnfragen erleichtert. Schwierig ist, 
die Regelung so zu gestalten, dass auch eventuelle Ver- 
änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse berücksichtigt 
werden können. Dieser Anforderung wird am meisten die 
gleitende Lohnskala gerecht, die in England die weiteste 
Verbreitung gefunden hat, weniger der Minimaltarif, der »' ^^ unten. 
nur auf kürzeste Zeit festgesetzt werden kann, und stet« 
erneuert werden muss. 
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3. Zusammensetzung. 

^vfff *Art*ii^ Die Zusammensetzung der Einigungaämter und Schieds- 

gerichte ist sehr mannigfaltig, doch findet sich überall 
das Prinzip strenger Parität von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. Bei den Trade Boards wählt jeder der 
beiden Verbände Vertreter in bestimmter Zahl ; ist auf der 
Arbeitgeberseite kein Verband vorhanden, so wählt jeder 
Betrieb. Bei den District Boards dagegen wählt jedes 
Gewerbe des betreffenden Ortes seine Vertreter, immer 
aber besteht die eine Hälfte der Vertreter aus Arbeit- 
gebern, die andere Hälfte aus Arbeitnehmern. 

buch°m^?m Ursprünglich finden wir ein Kollegium, das aus min- 

Nostitz destens 6, höchstens 28 Mitojiiedern besteht. Bald wird 

p. 555 in der ' ° 

Mitte. aber zur Untersuchung und Klarlegung des Sachverhaltes 
ein Comit6 ausgeschieden, das bald Joint board**, bald 
„Standing Committee",bald „Joint committee" heisst, im 
Gegensatz zur PI en arver Sammlung, dem „Pull Board". 
In allen denjenigen Fällen, in welchen es sich um Fällung 
eines Schiedsspruches handelt, erhält dieser Ausschuss die 
''*m*^No*'24^^ Kompetenz, als Einigungsamt zu fungieren. Es entsteht so 
^^^NorT- ""^ ^^^^ besondere Vorinstanz für individuelle Streitigkeiten, die 
hiimberiand.) jg^ allein durch Schiedsspruch erledigt werden. Allmählich 
wörtSbuch III b^'^^*^ ^^^^ ^^"® Gerichtspraxis des Füll Board, welche da« 
p. 339, 8p. 2. Standing Committee genau kennt und seinem Einigungs- 
vorschlag zu Grunde legt, so dass der Entscheid des 
beiden^statufen Standing Committoe in individuellen unwichtigeren und ge- 
'*^ iS? und^*325 wöhnlichon Fragen nur selten vom Füll Board desavouiert 
p. 326, Art. 5. werden muss. Rein tatsächlich entsteht überall da, wo 
nicht nur individuelle Fragen beurteilt werden, eine aus- 
schliessliche Kompetenz des Ausschusses für individuelle 
Streitigkeiten, während dem Füll Board die Erledigung 
der Grafschaftsfragen verbleibt. 

Mit zunehmender Arbeitshäufung wird die Errichtung 
eines Sekretariates notwendig, das den Verkehr des Board 
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mit den Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu vermitteln 
hat. Zu diesem Behufe werden zwei Sekretäre an- 
gestellt, den einen wählen die Arbeitgeber, den anderen 
die Arbeitnehmer. Die Aufgabe der Sekretäre besteht 
darin, die Beschwerden und Begehren der Parteien ent- 
gegenzunehmen, auf ihre formell richtige Abfassung zu 
prüfen und die Parteien auf Lücken des Tatbestandes 
aufmerksam zu machen. Als Kenner der Gerichtspraxis 
erteilen diese Sekretäre, wenn es sich um weniger 
wichtige individuelle Streitigkeiten handelt, den Parteien 
Räte. So wird schon von ihnen eine Einigungstätigkeit 
ausgeübt. 

Das Prinzip der Parität, das im Pull Board gilt, ist 
auch im Standing Committee durchgeführt. Die Mitglieder- 
zahl des letzteren setzt Kettle auf 2, Mundella auf 4 
Mitglieder fest. 

Hin und wieder kommt es vor, dass die Arbeitgeber 
berechtigt sind, doppelt so viele Mitglieder in den Pull 
Board zu wählen, als die Arbeitnehmer. Doch werden 
dann stets aus den Arbeitgeberdelegierten so viel ausge- 
lost, als Arbeitnehmerdelegierte sind, und nur diese aus- 
gelosten Arbeitgeber nehmen an den Verhandlungen teil. 
Erfahrungsgemäss sind nämlich Arbeitgeber öfters ver- 
hindert, an den Sitzungen teilzunehmen, während das Gleiche 
bei den Arbeitnehmern, deren Zeitverlust durch das 
Sitzungsgeld (meistens 10 sh) genügend entschädigt wird, 
selten vorkommt. 

Das Präsidium hat gewöhnlich ein Arbeitgeber, das 
Vizepräsidium ein Arbeitnehmer inne. Doch wird gleich- 
wohl bei Abwesenheit des Präsidenten aus den Reihen 
der Arbeitgeber ein interimistischer Vorsitzender bestimmt. 
Der Titel, Vizepräsident, den der Arbeitnehmer führt, 
bleibt blosser Ehrentitel. Die Befugnis, den Stichentscheid 
abzugeben, hat der Vorsitzende selten. 
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Wird das Amt dagegen schiedsgerichtlich tätig, ho 
führt den Vorsitz oft ein Dritter, ein Unparteiihcher, der 
von 2 zu 2 Jahren von den Mitgliedern gewählt wird. 
Doch kommt auch vor, dass er von Fall zu Fall gewählt 
wird, oder schon im Schiedsverträge bestimmt ist. Im 
letztern Falle haben die Vorstände der beidseitigen Ver- 
bände, die Stelle, wenn sie vakant wird, neu zu besetzen. 
Diese Punkte sind immer genau geregelt. (Wolverhampton). 

Die Sitzungen finden gewöhnlich alle 4 Monate statt. 
Doch kommen den Bedürfnissen des betreffenden Gewerbes 
und den allgemeinen Arbeitsverhältnissen entsprechend 
Abweichungen vor. Bisweilen findet jährlich nur eine 
Sitzung statt. Oft sind allmonatliche Sitzungen vorgesehen. 
Wenn Fragen zur Behandlung kommen, zu deren Ver- 
ständnis Fachkenntnisse nötig sind, die den Mitgliedern 
mangeln, ist nicht selten jeder Partei gestattet einen Fach- 
mann zu bezeichnen, der an den Beratungen teilnimmt, 
aber kein Stimmrecht hat. Solche Sachverständige werden 
insbesondere bei den District Boards nötig. 

Dem gleichen Zwecke, der mangelnden Sachkenntnis 
der Richter zu begegnen, dient auch eine andere Ein- 
richtung. Das Amt wird in Sektionen aufgelöst, von 
denen jede für eine bestimmte Branche des betrefifenden 
Gewerbes kompetent ist. Dies kommt nur bei Trade Boards 
vor. So zerfallt nach Morisseaux z. B. das Einigungsamt 
in der Spitzenindustrie von Nottingham in eine Sektion 
für „leviers", eine Sektion für „rideaux" und eine Sektion 
für „tulle unie**. 

C. Verfahren. 

Das Verfahren ist je nach den Funktionen des Amtes 
verschieden. Bei arbitration ist es gebundener und durch 
zahlreiche Bestimmungen geregelt, bei conciliation ist es 
freier und gewöhnlich gar nicht geregelt. Doch bilden 
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sich in diesen Fällen auf dem Wege der Uebung und 
Gewohnheit die leitenden Grundsätze aus. Handelt es 
sich um individuelle Streitigkeiten aus Arbeitsverträgen, 
80 nähert sich das Verfahren demjenigen unserer Civil- 
gerichte, unterscheidet sich aber immer dadurch von dem- 
selben, das8 die Grundsätze über Verhandlungsmaxime 
keine Geltung haben. 

Nichts destoweniger besteht ein Grundstock von Vor- 
schriften, die sich bei allen wichtigeren Schieds- und 
Einigungsämtem vorfinden. Diese wollen wir im fol- 
genden darstellen. 

Betreffend die Eröffnung des Verfahrens gilt der 
Satz, dass das Amt nur auf Antrag mindestens einer 
Partei in Funktion tritt. Gewöhnlich wird verlangt, dass beide 
Parteien consentieren. Dies gilt besonders bei den District 
Boards, welche höchstens ihre guten Dienste anbieten. Der 
private Charakter der Einigungsämter erlaubt nicht, dass 
diese guten Dienste den Parteien aufgedrängt werden. 

Bei den Trade Boards gestaltet sich die Sache fol- 
gendennassen : Die Mitglieder des Ge werk Vereins sowohl 
als des Unternehmerverbandes sind kraft Vereinsstatuten 
verpflichtet, Streitigkeiten vor das Amt zu bringen. Tun 
sie das nicht, so unternimmt es der Verband, sie zu zwingen. 
Dazu ist er dem andern Verband gegenüber durch den 
Schiedsvertrag verpflichtet. 

Die District Boards sind nicht so günstig gestellt. Es 
fehlt hier das Zwischenorgan, der Verband. Ihre Tätig- 
keit ist deshalb eine fakultative, folglich beschränktere. 
Sie gehen höchstens soweit, durch ihren Vorsitzenden oder 
Ausschuss bei den Parteien darauf hinzuwirken, dass diese 
das Amt anrufen. 

Die Antragstellung geschieht gewöhnlich dadurch, dass 
die sich beschwerende Partei ihr Begehren dem Sekretär 
mitteilt. Dies hat überall (besonders bei District Boards) 
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schriftlich zu gcHchehen. Das Einigungsreglement der 
Eisen- und Stahlindustrie Nordenglands enthält die zweck- 
mässige Bestimmung, dass der Arbeiter, bevor er an das 
Einigungsamt gelangt, seine Beschwerde vorerst dem 
Arbeiterdelegierten des betreffenden Betriebes vorzutragen 
hat. Wenn dieser sie billigt, dann nimmt er die Sache an 
die Hand, und versucht erst in einer Besprechung mit dem 
Arbeitgeber, die Streitigkeit in Minne zu erledigen. Ge- 
lingt dies nicht, dann erst wird dem Sekretär des Amtes 
Mitteilung gemacht. Die gleiche Funktion wie hier der 
Arbeiterdelegierte des betreffenden Betriebes haben im Bau- 
gewerbe in Wolverhampton die beidseitigen Verbands- 
vorstände. Findet der Arbeiterdelegierte bezw. der Ver- 
bandsvorstand die Beschwerde unbegründet, so wird der 
Sache keine weitere Folge gegeben. 

Der Sekretär hat die Aufgabe, die Eingabe, wir wollen 
sie Klagschrift nennen, auf ihre formell richtige Abfassung 
zu prüfen und persönliche Verunglimpfungen und Be- 
leidigungen auszumerzen. Bei individuellen Streitigkeiten 
gibt er den Parteien Auskunft über die Aussichten des 
Begehrens, oft unternimmt er mit den andern Sekretären 
zusammen einen Einigungsversuch. Auf Betreiben des 
andern Sekretärs hat mittlerweile auch die Gegenpartei 
ihre Ansicht schriftlich niedergelegt, diese Eingabe wird 
vom betreffenden Sekretär ebenfalls geprüft. Beide Akten- 
stücke werden nun dem Standing Committee zugestellt. 
Der ganze Vorgang erinnert etwas an die formula des 
altrömischen Prozessrechts, welche der Praetor abfasste 
und dem Judex zustellte. 

Das Standing Committee hat die Aufgabe, materiell 
auf die Sache einzutreten und vor allem den Sachverhalt 
zu untersuchen und richtig zu stellen. Das Hauptmittel 
dazu ist gegenseitiges Ausfragen der Parteien. 
-Die Parteien haben sich bis auf die Knochen auszu- 
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fragen'', pflegte Kettle zusagen. Gleich wie der Arbeiter 
hat auch der Unternehmer sich zu bequemen, auf alle 
Fragen Auskunft zu erteilen, die ihm von Arbeitern oder 
von Mitgliedern den Amtes gestellt werden. Es gilt grund- 
sätzlich das Officialprinzip. Das Committee hat von 
sich aus alles zu tun, um der Wahrheit auf die Spur zu 
kommen. Es hat, wann nötig, einen Augenschein vorzu- 
nehmen; ja sogar die Bücher des Unternehmers darf es 
zur Besichtigung verlangen, wenn noch Lücken im Tat- 
bestand vorhanden sind. In diesen Funktionen ist das 
Committee nirgends an Pormvorschriften gebunden. 

Ist der Tatbestand abgeklärt, so proponiert das 
Standing Committee einen Vergleich, der in individuellen 
Streitigkeiten tatsächlich bereits als Schiedsspruch angesehen 
wird. Bei Graf schaftsf ragen sowie oft auch bei wichtigeren 
individuellen Streitigkeiten, besonders bei Auslegung eines Bd! nirpraa». 
Kollektivvertrages beruhigen sich jedoch die Parteien selten 
bei diesem Entscheide. In diesen Fällen geht die Sache 
an den Füll Board, der die Parteien noch einmal an- 
hört, dann den Fall prüft und entscheidet oder den letzten 
Vergleichversuch unternimmt, je nach der Kompetenz des 
Amtes. 

Das sind im wesentlichen die Rechtssätze, über das 
Verfahren bei den wichtigeren und entwickelteren Aemtern. 
In keinem Statut findet sich eine einigermassen vollständige 
Regelung des Verfahrens, stets sind nur einzelne Teile des- 
selben geregelt. Für den Rest bilden sich auf dem Wege 
der üebung und Gewohnheit die nötigen Normen. 

Ueber die Beschlussfähigkeit und den Abstimmungs- 
modus dagegen finden sich stets genaue Bestimmungen. 
So ist stets für die Durchführung der strengsten Parität 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gesorgt. Bei 
Abwesenheit von Delegierten der einen Partei, wird stets 
die entsprechende Zahl von Delegierten der andern Partei 
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Wenn oben IkI zewi«<-^a P*::a'H^a d»^ Verfiihr»?n-» an 
den rdmischen Formuiarprozp^** ernnert wurde, «^o paan 
dieser Yergleidu m> ^hr er im übr^en au.h hink-^n mag, 
doch ins4>fem« als an »ü»? Za-Cr^ilx:::^ ♦i'^r Akten an das 
Standing Comminee M*.h d'»? ^rie.» he R»?i:h:-f«j!gv^ wie an 
die römische Lin'»k"are*r,ir:«>a knuTt:. F^< alle Verein- 
barongen «SpirzK-nindu-cri*? t .a XucrlzziLis ) l>?c«»!ien, da-^s 
es Ton difsem Moni*:-!i:e »a h,^ reim S.h u-« d-^ Verfahrvn-» 
den Parteien -Mirvn^ ver'* cen i-c, «lar^rh Scrvik o»i^rr Ans- 
Sperrung ag?r»>f»:T ^-z^n -^ina^-i r v .rznz^h'^n. S.-lite di** 
Bes^werdetuhr^rin •::►-* rrxzi z: Trin. »• -t^rlli da'^ Eioi- 
gODgaamt -^-'f'rr -i*-:::»^ Tidj:k-:T ^in un-i Tr::t er^ auf 
erneuten Anorür in ier ^«cr^ •r-^n iec *^i L*- mi^i-r in 
Funktion. 

Berrv-lf^ der Ko-:en tiz-i-n w r *:> r* d;- An-rd- 
nung, das$ Arb-eii^e^-^^^r uii Ar'-*^ T^L^^e^ -- zu i:!- i h- fi 
Teilen zn rra^'-rn h;t':*rr:- 

Intere^ip'Änt i< d:- Fr^^ . !La. h w** flr <iraiii- 
Sätzen der V^^rgi-r!«. i t : rr^-« :l- i^^n ?>?zw. lii» Urt-: I 
zu fillen w. Bei -'Lv;::: -^a ^Tr^-irl^k-^::*-:: i< nuji 
einig, da.>^ R e •_ h : imi B . 1 . i z k - . t zz^^^z i-nd •♦-ia •♦ '^i-rii. 
Ikr Aihciiin-ju'iig «der ^fer lLolki:tivT'«!TTrmf «oll ^tdk 
fiep W^wAhaWiBpa 4i?r K^^aiTmli^«:»« ^j^m AbarUv^ 
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Nostitz 5ö7. 



Nostitz 
557 und 579. 



ausgelost. Die Ausgelosten dürfen nicht an der Ver- 
handlung teilnehmen. Das Einigungsstatut der Spitzen- 
industrie in Nottingham lässt solche Ueberzählige der 
einen Partei an den Beratungen teilnehmen, versagt ihnen 
aber das Stinunrecht. 

Die Verhandlungen sind durchweg mündlich bis 
auf die oben erwähnten Parteianträge. Auch finden sich 
nirgends Bestimmungen betreffend Protokollführung. Der 
Entscheid wird motiviert. Die Verhandlungen sind sowohl 
im Standing Committee wie im Pull Board geheim. 

Zur Ermittlung des Sachverhaltes wird oft unum- 
gänglich notwendig, von den Büchern der Arbeitgeber- 
partei, besonders den Rechnungsbüchern, Einsicht zu 
nehmen. Bei den gleitenden Lohnskalen, wo der Lohn in 
Relation zum Geschäftsgewinn steht, ist eine zuverlässige 
Feststellung dieses Gewinnes ohne Durchsicht der Bücher, 
eventuell auch der Geschäftskorrespondenz nicht möglich. 
Doch sträuben sich die Unternehmer aus begreiflichen 
Gründen dagegen, gewissen Arbeitern Einblick in ihre 
Buchführung zu gewähren. Viele Einigungsstatute kennen 
daher keine Pflicht zur Vorlegung der Buchführung. Aber 
auch, wo eine solche Pflicht ausdrücklich statuiert worden 
ist, suchen sich die Unternehmer dadurch zu helfen, indem 
sie Geschäftsbriefe und Geschäftsbücher als private aus- 
geben und die Vorlegung verweigern. Besonders Fakturen 
und sonstige Korrespondenzen werden verheimlicht. Kettle 
half bei seinen Einigungsämtern dadurch, dass er die dem 
Amt vorzulegenden Lohn- und Preislisten durch Weglassen 
der Namen der einzelnen Kohlengruben und durch mög- 
lichstes Zurückführen der angegebenen Ziffern auf Pro- 
zente erst vorbereiten Hess. Trotzdem ist die Abneigung 
der Unternehmer, ihre Bücher dem Amt vorzulegen, immer 
noch vorhanden. Wenn irgendwo, so ist hier der Mangel 
eines Eingreifens der öffentlichen Gewalt fühlbar. 
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Wenn oben bei gewissen Phasen des Verfahrens an 
den römischen Formularprozess erinnert wurde, so passt 
dieser Vergleich, so sehr er im übrigen auch hinken mag, 
doch insofern, als an die Zustellung der Akten an das 
Standing Committee sich die gleiche Rechtsfolge wie an 
die römische Litiskontestation knüpft. Fast alle Verein- 
barungen (Spitzenindustrie von Nottingham) betonen, dass 
es von diesem Momente an bis zum Schluss des Verfahrens 
den Parteien streng verboten ist, durch Streik oder Aus- 
sperrung aggressiv gegen einander vorzugehen. Sollte die 
Beschwerdeführerin dies trotzdem tun, so stellt das Eini- 
gungsamt sofort seine Tätigkeit ein und tritt erst auf 
erneuten Antrag in der betreffenden Sache wieder in 
Funktion. 

BetreflFs der Kosten finden wir überall dit» Anord- 
nung, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer sie zu gleichen 
Teilen zu tragen haben. 

Interessant ist die Frage, nach was für Grund- 
sätzen derVergleich vorzuschlagen bezw. das Urt ei 1 
zu fällen ist. Bei individuellen Streitigkeiten ist man 
einig, dass Recht und Billigkeit massgebend sein sollen. 
Der Arbeitsvertrag oder der Kollektivvertrag soll nach 
dem mutmasslichen Willen der Kontrahenten beim Abschluss 
ausgelegt und ergänzt werden. 

Kontrovers wird die Frage erst, wenn es sich um 
den Abschluss und die Festsetzung eines neuen Vertrages 
handelt. Darin ist man einig, dass Menschlichkeit und 
Mitleid ganz zurückzutreten haben. Denn ein Schiedsamt, 
das dem Mitleid einen Einfluss gestattet, hätte bald seinen 
Kredit bei den Parteien verloren. Auch Recht imd Billig- 
keit kann hier keine Rolle spielen, denn es handelt sich 
nicht um Rechtsstreitigkeiten. Es handelt sich um einen 
Ausgleich von Interessenkollisionen, einen Ausgleich, der 
von keinen Rechtssätzen beherrscht werden kann. 
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Zweck des SchiedHgerichts bei Grafschaftsfragen ist 
immer SchafFung eines Kollektivvertrages. Dieser ist ab- 
hängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen, von der 
Marktlage. Wie aber diese Marktlage eruieren? Dieeinen 
sagen der Schiedsspruch müsse dasjenige Ergebnis ent- 
halten, das der wirtschaftliche Kampf, wenn er durch- 
geführt worden wäre, herbeigeführt hätte. Er trete an 
Stelle des Kampfes und sein Inhalt dürfe nicht anders 
sein, als der Ausgang des Kampfes. Mittelst Gedanken- 
rechnung habe zu geschehen, was der Krieg tut, ein Messen 
und Abwägen der beidseitigen Kräfte, die abhängig sind 
von den wirtschaftlichen Verhältnissen und der Energie 
der Parteien. Die andern sagen, die beidseitige Kraft solle 
deshalb nicht den Ausschlag geben, weil nicht sicher ist, 
ob die Parteien, ohne die Intervention des Amts wirklich 
den Weg der Gewalt beschritten hätten, ob nicht die eine 
oder die andere nachgegeben hätte, ob nicht beide Par- 
teien gar keinen Kampf wollten, sondern einen gütlichen 
Vergleich, dessen Grundlagen sie nicht kannten, besonders 
aber weil die Stärke absolut nicht notwendig ein zuver- 
lässiges Mass der wirtschaftlichen Lage sei. Die Markt- 
lage soll auf Grund anderer Umstände festgestellt 
werden, z.B. derPreishöhe desProduktes des betref- 
fenden Gewerbes. Der Preis der Kohle, des Stahles u. s. w. 
wird von den Schiedsgerichten in Northumberland und den- 
jenigen der Walzeisen- und Stahlindustrie Nordenglands 
ihren Entscheiden zu Grunde gelegt (Price und Webb). 
des^verdM^fttr ^^ ^^^ ^^^ Wahrheit führen die beiden Anschauungen 

^^^Bd^4ö*^^ in praxi nicht zu so verschiedenen Resultaten, wie man 
Webb, Trade erwarten könnte. Das Machtverhältnis ist eben in mehr- 

Unionlsmns 

p. 286. facher Beziehung von der Marktlage abhängig. Auch ein 
sehr stark und kräftig organisierter Gewerkverein kann 
bei ungünstiger Marktlage nicht auf einen Erfolg rechnen, 
wenn er es zum Krieg kommen lässt. 
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D. Ebcekution. 

Eine Exekution kann nur bei Arbitration in Frage 
kommen. Die Vereinbarungen enthalten in diesem Falle 
immer einen Artikel, der die Entscheide ausdrücklieh für 
obligatorisch erklärt. (§ 4 des Einigungsstatuts von Notting- 
ham). Doch würden diese Bestimmungen sehr oft nur 
toter Buchstaben bleiben, wenn nicht andere Momente die 
Exekution sichern würden. 

1. Bei individuellen Fragen. 

Bei den Trade Boards übeminmit der Verband die 
Exekution gemäss den Bestimmungen des Schiedsvertrages. 
Das ungehorsame Mitglied unterliegt den Vereinsstatuten. Nostitz p. 567 
Das schärfste Strafmittel, das dem Verein zu Gebote steht, 
wird nicht selten angewandt: das Mitglied wird zum Aus- 
tritt bewogen bezw. gezwungen. Doch damit nicht genug. 
Der Arbeiter, der austritt, verliert seine finanziellen An- 
sprüche auf Unterstützung aus der Alters- und Sterbekasse, 
der Witwen- und Waisenkasse, er verliert den Anspruch, 
dass der Verband seine Begräbniskosten deckt. Dazu 
konmit, dass er die Stelle sofort verliert und namentlich 
bei gelernten Gewerben schwer eine neue findet. Denn 
die Unternehmer sind meistens dem Gewerkverein gegen- 
über verpflichtet, nur üewerkvereinsmitglieder zu beschäf- 
tigen. Auch wo das nicht der Fall ist, wo der Arbeiter 
eine Stelle findet, hat er unter den Chikanen der organi- 
sierten Arbeiter fortgesetzt zu leiden. So wird er seitens 
beider Verbände geächtet. Schwieriger ist die Exekution 
gegen einen ungehorsamen Unternehmer, wo sie erfahrungs- 
gemäss nötiger ist. Unterzieht er sich den Vereinsstrafen 
nicht und wird er zimi Austritt genötigt, so brechen oft, 
aber nicht immer, die verbandstreuen Konkurrenten die 
Qeschäftsbeziehungen mit ihm ab. Sein Betrieb wird isoliert 
und boykottiert. Auch die Arbeiter schädigen ihn durch 
Streik, Sperre und Boykott ihrerseits. In schwierigen 
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'*^"?Y^ v?''?'''^ Verhältnissen hilft man sich durch Eintreiben der Kon- 

IX, No. 2. 

^st/tt^fen^nr^' ventionalstrafen, die im Schiedsverträge vereinbart wurden. 
Bradfort;. Dann führt der Staat die Exekution durch nach den Grund- 
sätzen des Betreibungsrechtes. 

Bei den District Boards fehlt, wenigstens auf 

einer Seite, der Verband, der die Funktionen des Exekutors 

übernehmen könnte. Gewöhnlich sichert der psychologische 

und moralische Zwang eine freiwillige Unterwerfung. 

Selten greift man zur staatlichen Exekution, immer aber 

sichert man sich dieselbe, auch bei den Trade Boards. Mun- 

wörtCTbuch ui ^®''^ '^^^^ ^^^ jedem Arbeitsvertragsabschluss beide Teile 

p. 338, sp. 2. ausdrücklich sich verpflichten, Streitsachen dem Amt zu 

unterbreiten, damit wenigstens diese Pflicht exequiert 

werden könne. Kettle aber verlangte auch Anerkennung 

der Verpflichtung, sich dem Schiedsspruch zu unterwerfen. 

Die Exekution des Staates kann nach den Sätzen der 

Common Law erfolgen. Der Anspruch auf Realexekution, 

Nüstitz I). 563. verwandelt sich in einen Anspruch auf Schadenersatz, der 

auf dem Wege der Betreibung realisiert wird. Bei den 

Arbeitern ist nun aber gewöhnlich nicht viel zu holen. 

Deshalb wird die Exekution besser nach den Grundsätzen 

einer Spezialgesetzgebung durchgeführt, die in der 13. Sek- 

p 338. ^JQjj (jej. ^Q^ 5^ Q-ßQ jy ß 9ß niedergelegt ist und die 

neben Pfändung auch Gefängnisstrafen vorsieht. 

2. Bei Grafschaftsfragen. 

Schwierig, ja fast unmöglich, ist die Exekution bei 

Graf Schaftsfragen. Wie wir sahen, kommen hier einzig 

.?a^trow l^'^^e ^^® Trade Boards in Frage. District Boards kennen bei 

Grafschaftsfragen keine arbiti'ation. 

Gegenüber Unternehmern lässt sich eine Exekution mit 
Hilfe des Staates noch leidlich durchführen. Doch wurde 
sie nie versucht, weil man allgemein dafür hielt, die Inter- 
essen, die engagiert sind, seien zu gross, die Exekution also 
zu folgenschwer. Man zog den wirtschaftlichen Kampf vor. 
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Ganz unmöglich ist die Exekution gegenüber den Ar- 
beitern, besonders wegen ihrer Menge. Um so erwünschter 
ist deshalb die freiwillige Unterwerfung in richtiger Wür- 
digung der moralischen Pflicht. Dieses Bewusstsein ist 
in England sehr stark. Man ist oft Gegner der Schieds- 
verträge, aber wenn einmal solche abgeschlossen worden 
sind und ein Entscheid gefallen ist, so sieht man es als 
Ehrenpflicht an, sich zu unterwerfen. Besonders die Führer 
der Gewerkschaften wissen sehr wohl, welche grossen 
Nachteile der Ungehorsam für die Gewerkschaften zur 
Folge hat und wie sehr diese ihren Ruf und die Gunst 
der öffentlichen Meinung dadurch verlieren, die sie zu 
ihrer gedeihlichen Entwicklung so nötig haben. Dank der 
straffen Organisation vormögen die Arbeiterführer fast 
inmier ihre Leute vor solchen Fehlern zurückzuhalten. 

Die NichtUnterwerfung unter einen Schiedsspruch hat 
stets Streik und Aussperrung zur unmittelbaren Folge. 
Das Vertrauen in die gegenseitige Loyalität ist dahin. Die 
Institution des Einigungsamtes, wenn sie nicht ganz fällt, 
erleidet einen schweren Stoss. In den 70er Jahren ist ^iradeu^nloiiis- 
dies hin und wieder vorgekommen, als infolge der da- "^"'* p ^^• 
maligen wirtschaftlichen Depression viele Schiedssprüche 
zu Ungunsten der Arbeiter ausfielen. 



in. Eingreifen der Staatsgewalt. 



A. Die Gesetzgebung bis 1872. 



In der Vorgeschichte wurde dargestellt, wie der Staat Reichsarbeits 
durch die Institution des Friedensrichters früher in die Hand- 

worterbnch III 

Arbeitsverhältnisse eingegriffen hat (Elisabethisches Lehr- i c. 



lingsgesetz), wie aber schliesslich dies sich vollständig 
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geändert hat und das Prinzip des freien Arbeitsvertrages, 
das in den Vordergrund trat, eine Einmischung der Staats- 
gewalt in die Arbeitsverhältnisse nicht mehr duldete. 
Die Gesetzgebung vermied es in der Folgezeit ängstlich, 
durch zwingende Rechtsnormen die freie Entwicklung ein- 
zuengen, lieber diesen Standpunkt ist sie auch jetzt noch 
nicht hinausgekommen. Sie beschränkt sich auch heutzu- 
tage noch darauf, die private Tätigkeit anzuspornen und 
zu fordern; es fallt ihr nicht ein, neben die privaten 
Einigungsämter eigene staatliche zu setzen, wie dies in fast 
allen andern Staaten geschehen ist. Anfangs sehr zurück- 
haltend und abwai^tend ist ihre Stimulationstätigkeit erst 
in neuester Zeit intensiver geworden, als die Idee der 
Einigung auf privatrechtlichem Boden schon völlig durch- 
dacht und entwickelt war. Erst als die praktischen Er- 
folge ihre Richtigkeit bewiesen, begann der Gesetzgeber sie 
durch zwingende Normen zu stützen. Solange die Koalitions- 
verbote bestanden, war eine Entwicklung der privaten 
Einigungsämter nicht möglich. Das änderte sich, als die- 
selben aufgehoben waren und der wirtschaftliche Kampf 
von der Arbeitnohmerseite mit Nachdruck geführt werden 
konnte. Damit ergab sich auch vom Standpimkt der 
Oeffentlichkeit die Wünschbarkeit der gütlichen Beilegung 
der Arbeitsstreitigkeiten. Das erste wichtigere Gesetz ist 
„The Master and Workmen Arbitration Act** von 1824, 
welches bestimmt, dass bei Arbeitsanständen die Parteien 
beim Friedensrichter die Bildung eines Einigungsamtes 
oder Schiedsgerichtes anregen könnten. Dieser ernennt in 
gleicher Zahl Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu Beisitzern. 
Den Schiedsgerichten untersagte das Gesetz ausdrücklich, 
in ihren Entscheiden die Löhne festzusetzen. Deshalb blieb 
die Tätigkeit dieser Aemter auf eine Besprechung der 
Streitigkeiten beschränkt. Diese conciliation unter Mit- 
wirkung des Friedensrichters wurde neuerdings von Frank- 
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reich adoptiert. 1837, 1845 und 1846 wurden Novellen 
zum Gesetze von 1824 erlassen. 1867 wurde auf Antrag 
von Lord St. Leonhard die „Councils of Conciliation 
Act**, erlassen, welche den Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern eines Gewerbes die Errichtung von Einigungs- 
und Schiedsämtern anheimstellte, eine obrigkeitliche Be- 
stätigung aber vorbehielt. Bei den Wahlen hatte nur 
Stimmrecht, wer in eine bestimmte Liste eingetragen war. 

B. Die Gesetzgebung seit 1872. 

1872 kam das nach Mundella genannte Gesetz 
die „Arbitration Master and Workmen Act 1872*^ 
zustande. Es fallt in die Zeit der ersten Blüte der Einigungs- 
ämter und zwar der Trade Boards. Das Gesetz gestattet, dass 
bei Abschluss jedes Arbeitsvertrages dem Arbeiter ein 
Formular eingehändigt wird, nach welchem sich beide 
Teile einem genau bezeichneten und gewissen Vorschriften 
entsprechenden Schiedsgericht unterwerfen. Widersprach 
der Abeiter binnen 48 Stunden nicht, so durfte sein Ein- 
verständnis vermutet werden. Es ist dies eine Idee Kettles, 
welche derselbe im Baugewerbe von Wolverhampton kurz 
vorher realisiert hatte. Dieses Formular durfte aber nur 
Streitigkeiten aus dem bestehenden Arbeitsvertrage be- 
schlagen, bei Grafschaftsfragen mussten beide Teile aus- 
drücklich consentieren. Immerhin ist das Gesetz von 1872 
das erste Gesetz, das überhaupt Schiedsgerichte über Graf- 
schaftsfragen zulässt. 

Alle drei bisher betrachteten Gesetze sollten Sonder- 
gerichte schaffen im Gegensatz zu den ordentlichen. Des- 
halb sollte ihr Spruch auch durch Gefängnisstrafe, nicht 
bloss nach den Sätzen des Common Law exequiert werden 
können. Alle enthalten dispositive Sätze und keine 
zwingenden. Sie blieben gänzlich unwirksam. Erfolg 



Digitized by VjOOQ IC 



48 



Wortlaut im 

Archiv für 

soeiaJe Gesetz«:. 

(Braun) p. 680. 

Ueber 

Vorent würfe 

Social - 

politisches Cen- 

tralblatt III 

No. 28 und 35. 

Sociale Praxis 

IV, No. 25. 



^st 2nil snü 

report by the 

Board of Trade 

of 

procedings 

under the 

Conciliation 

A(^t 189H 

London 1897, 

1899, 1901. 



hatten erst die „Arbitration Act 1889* und die „Con- 
ciliation Act 1896", welche eine strenge Scheidung 
zwischen individuellen Streitigkeiten (Arbitration Act) und 
Graf Schaftsfragen (Conciliation Act) brachten. Die erste 
regelt die Rechtsstreitigkeiten, für die bei uns die ge- 
werblichen Schiedsgerichte und in Deutschland die Ge- 
werbegerichte geschaffen wurden. Sie fällt deshalb nicht 
in den Rahmen dieser Darstellung. 

Für uns wichtiger ist das zweite Gesetz, die Conci- 
liation Act 1896. Es schuf den Board of Trade als Ab- 
teilung des Handelsministerium. Dieser Board of Trade 
hat folgende Funktionen: 

a) Führung eines Registers aller Einigungsämter. 

b) üntersuchimg und Prüfung aller Arbeitsstreitig- 
keiten. 

c) Bei Arbeitsstreitigkeiten Beeinflussung der Parteien 
zwecks Zuaammentretens und gegenseitiger Aus- 
sprache, nötigenfalls zwecks Wahl eines Einigungs- 
kommittees durch die Parteien. 

d) Auf Ansuchen der Parteien Ernennung einer 
Einigungsinstanz für die betreffende Streitigkeit. 

(0 Auf Ansuchen der Parteien Ernennung eines 
Schiedsrichters. 

Daneben hat er die Funktionen eines Arbeitsamtes 
für Einigungs- und Schiedsgerichtswesen, d. h. er hat dan 
Material zum Studium dieser Institutionen zu sammeln 
und periodisch über den jeweiligen Stand des Einigungs- 
wesens dem Parlament Bericht zu erstatten. 

Also auch hier findet sich kein selbständiges Eingreifen 
der Staatsgewalt. Sie beschränkt sich darauf, dem Privaten 
in seiner Tätigkeit an die Hand zu gehen. Allein diese 
Unterstützung ist wie die Tätigkeit der Privaten rein privat- 
rechtlich und nicht öffentlichrechtlich. Man ging nicht 
einmal so weit, die registrierten Einigungsämter mit öffent- 
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lichrechtlichen Bcfugniösen auftzustatten, z. B. mit dem 
Brecht, die Zeugeneinvernahme oder die Vorlegung von 
Büchern zu erzwingen, was doch zur Verwirklichung des 
Officialprinzipes unumgänglich nötig wäre. Es ist bis 
jetzt kein praktischer, höchstens ein wissenschaftlicher Er- 
folg dieses Gesetzes zu konstatieren, indem die statisti- 
schen Untersuchungen dos Board of Trade zuverlässiges 
Material zum Studium der Institution und ihrer Resultate 
liefern. 

Im Jahre 1905 hat die Bewegung zur Verbesserung inSsrnationafen 
der Gesetzgebung von Xeuem eingesetzt. Gegenwärtig Bd'**ivf*p"*iS. 
liegt dem Parlamente der Entwurf einer Conciliation Act 
vor, der von der Regierung ausgearbeitet wurde. 
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Australien. 
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L Vorgeschichte. 



In Australien und Neuweeland herrschten bis vor Archiv für so- 
kurzer Zeit sehr günstige wirtschaftliche Verhältnisse. Land gebungxi.esöf. 
war reichlich da und leicht zu haben, Nahrungsmittel gab Vorträge von 
es im Uberfluss, der Arbeitslohn war hoch, das Elima Max Huber. 
gesund und angenehm. Selten überstieg das Angebot die 
Nachfrage nach Arbeit, öfters trat der entgegengesetzte 
Fall ein. Es war weder für die Arbeiter noch für die 
Unternehmer das Bedürfnis vorhanden, sich zu organisieren. 
Gowerkvereine bestanden allerdings, allein mehr als eine 
aus dem Mutterlande übernommene Einrichtung. Sie waren 
weniger aus den Bedürfnissen des Landes selbst heraus- 
gewachsen. Der einzige Reibungspunkt in den Beziehungen 
zwischen den Arbeitern und Unternehmern bildete die 
Frage, ob die Einwanderung fremder Arbeiter vom Staate 
zu unterstützen sei oder nicht. Die grossen politischen Kon- 
flikte fanden dagegen ihren Mittelpunkt in der Landfrage. 

In den 70er Jahren traten Änderungen ein. Der 
fruchtbare und leicht occupierban^ Boden war in Pach- 
tungen und ausgedehnten Weiden aufgeteilt. Ein Preisfall 
trat bei den landwirtschaftlichen Produkten ein. Das An- 
gebot von Arbeit begann merklich zu steigen. Unter dem 
Schutze der Zölle entwickelte sich die Fabrikindustrie, 
welche die Arbeiter anzog. Die Reibungen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern mehrten sich; denn die Löhne 
sanken. Die Arbeiterorganisationen regten sich. 

Hand in Hand mit dieser Entwicklung ging auch 
ein Wachsen des demokratischen Geistes. Das Wahlrecht 
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wurde erweitert (Neuseeland führte 1890 das allgemeine 
Wahlrecht ein). Die Gesetzgebung huldigte dem Grund- 
satz des freien Arbeitsvertrages und griff spät in die Ge- 
staltung der Arbeitsbedingungen ein. Erst als mit der 
Entwicklung der Pabrikindustrie die Gefahr einer Aus- 
nützung der Arbeiter, besonders der weibliehen und der 
jugendlichen unter ihnen in den Vordergrund trat, be- 
gann der Staat zunächst, Arbeiterschutzbestimmungen zu 
erlassen. Den Wert der Arbeiterorganisationen erkennend, 
versagte er den Gewerkvereinen seine Anerkennung nicht ; 
er verlieh ihnen vielmehr das Recht der Persönlichkeit und 
damit mannigfaltige Erleichterungen im Rechtsverkehr (Die 
Trades-Unions Act 1878 in Neuseeland). Dadurch wurde 
die Position der Arbeiter gestärkt und ihnen insbesonders 
ein grosser Einfluss auf die Gesetzgebung eingeräumt. 

Die geschilderte Konstellation der social- und wirt- 
schaftspolitischen Verhältnisse führte 1890 zum Ausbruch 
der wirtschaftlichen Kämpfe in ihrer vollen Schärfe (1890 
Ausstand aller Seeleute und Werftarbeiter der australischen 
Häfen, in Neuseeland Ausstand der Schuhmacher, auf 
dem australischen Kontinent Ausstand der Scheerer und 
der Bergleute). Doch überall erlitten die Arbeiter völlige, 
ja vernichtende Niederlagen, die unter ihnen Mutlosigkeit 
verbreiteten und ihnen für die Folgezeit die Lust zu er- 
neuten Vorgehen nahmen. Die Untcirnehmer dagegen, 
durch ihre Siege ermutigt, lehnten überall alle Vorschläge 
einer friedlichen Erledigung der Differenzen ab. Sie waren 
sich ihrer Übermacht bewusst und wollten sich zu keinen 
Konzessionen herbeilassen. 

Diese wirtschaftlichen Kämpfe hatten aber der Be- 
völkerung und namentlich den Behörden sattsam vor 
Augen geführt, welch schwere Wunden die Erledigung 
der Differenzen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
durch das Mittel der Gewalt dem Lande schlug. Man 
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erkannte die Vorteile einer friedlichen Erledigung der 
Differenzen. Doch lagen die Verhältnisne insofern ungün- 
stiger als in England, weil die zu Tage getretene Über- 
macht der Arbeitgeber (»inen Ausgleich der divergierenden 
Interessen durch beidseitiges Nachgeben erschwerte. Dieses 
Übergewicht hatte bisher die Bildung privatrechtlichor 
Schiedsgerichte verhindert. Es Hess auch ungünstige 
Resultate eines jeden staatlichen Einigungsamtes, daa sich 
auf conciliation beschränkte, voraussehen. Wollte der Staat 
mit Erfolg eingreifen, so musste er zur arbitratiou über- 
gehen, in diesem Falle aber die Parteien zur Anerkennung 
seiner Schiedssprüche zwingen. 

So führten in Australien die \ erhältnisHe rascher 
als in den übrigen Ländern zur Einrichtnng staatlicher 
obligatorischer Schiedsgerichte, welche bis jetzt einzig eine 
befriedigende Lösung unsere« Problems darstellen. 



II ITeuseeland. 



Den grossen Streiks von 1890 91 folgte in fast allen Archiv fur so- 
australischen Staaten eine Periode intensiver Gesetzgebungs- irebnn^ i. «•. 
arbeit. Doch scheuten die meisten Parlamente noch vor 
dem Obligatorium zurück. Einzig in Neuseeland wurden 
den gesetzgebenden Behörden ein Gesetzesentwurf vorgelegt, 
der eine zwangsweise Exekution der Schiedssprüche vor- 
sah. Man verkannte daselbst die Tragweite des Gesetzes, 
und betrachtete dasselbe mehr als ein Experiment, das 
man nicht von vornherein von der Hand weisen dürfe. 
So wurde die Vorlage trotz heftigen Widerstands der 
Arbeitgeber dem Wunsche ihres Schöpfers, des Ministers 
P. Reeves gemäss, unverändert angenommen (1894). 
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Das Gesetz hat sich bis jetzt, wenigstens den Arbeit- 
gebern gegenüber, bewährt. Zwar wurden mehrere Revi- 
sionen desselben notwendig. 1895, 1896, 1898 und 1900 
ergingen Novellen. Allein nicht ein einziger Entscheid 
des Schiedsgerichts blieb auf dem Papier. Ungehorsame 
Arbeitgeber wurden stets gebüsst, bis sie sich unterwarfen. 
Selten kam man in den Fall, Urteile gegen die Arbeit- 
nehmer zu exequieren. Fast alle Entscheide fielen bis 
jetzt zu ihren Gunsten aus. 

A. Einleitung. 

Das Gesetz führt den offiziellen Namen „The Indu- 
BSrew'iabor.' s^^^'i^l Couciliation and Arbitration Act 1900\ Es defi- 
*ueiÄte^:^^ "^^^^ eingangs (§ 1) eine Reihe von BegriflFen. „Industriai 
disputcs" sind Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, die „industrial matters" betreflfen. „In- 
dustrial matters" können neben der Löhnung, der Arbeits- 
zeit, der Anstellung von weiblichen und jugendlichen 
Arbeitern auch insbesonders die Frage betreffend die An- 
stellung von nicht zum Gewerkverein gehörenden Ar- 
beitern, überhaupt alle in einem Betrieb geltenden Regeln 
und Gebräuche (customs) sein. Der Begriff „worker*' 
ist nicht auf den im Dienstvertrag stehenden Arbeiter be- 
schränkt, er umfasst jede Person, welche bei einem Arbeit- 
geber gegen Entgelt gelernte oder ungelernte, körperliche 
oder geistige Arbeit verrichtet (§2), also auch Akkord- 
arbeiter. 

Der neuseeländische Gesetzgeber fand nicht wie der 
englische bereits privatrechtliche Schiedsgerichte und Ei- 
nigungsämter vor, welche er bloss zu unterstützen hatte. 
Das Gegebene war infolgedessen, die Institution völlig auf 
öffentlichrechtliche Grundlage zu stellen und neben 
den bereits bestehenden staatlichen Gerichten neue einzu- 
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richten, welche die Funktionen der englischen Schieds- 
gerichte auszuüben hatten. Solche staatlichen Schieds- 
gerichte leiten ihre Befugnisse nicht mehr aus einem 
privaten Vertrage zwischen den streitenden Parteien bezw. 
ihren Organisationen, sondern vom Gesetz ab. Sie sind 
von dem über den Parteien stehenden Staat eingesetzt, 
sie üben als staatliche Organe staatliches Imperium aus, 
ihre Gerichtsbarkeit ist staatliches Hoheitsrecht und vom 
Willen der Parteien unabhängig. üarauK ergeben sich 
folgende Eonsequenzen. 

I. Einmal ist zu beachten, dass staatliche Einigungs- 
ämter und Schiedsgerichte notwendigerweise zu den ge- 
wöhnlichen staatlichen Gerichten in Konkurrenz treten 
müssen. Die Kompetenzausscheidung wird freilich erst 
dann notwendig, wenn die BeschlüsHo des Schiedsgerichtes 
als für die Parteien bindend erklärt werden, wenn es sich 
also um staatliche arbitration handelt. Kine solche Kon- 
kurrenz tritt zwar schon bei privaten Schiedsgerichten ein, 
allein hier löst sich der Konflikt in der Weise, dass stets 
da, wo ein privatrechtlicher Schiedsvertrag eine konkrete 
Streitigkeit erfasst, damit die Kompetenz der staatlichen 
Gerichte für eine materielle Kognition der betreffenden 
Streitigkeit ausgeschlossen ist, es sei denn, dass die Kon- 
trahenten selbst auf die Durchführung ihres Schiedsvertrages 
verzichten und eine materielle Kognition der staatlichen 
Gerichte wünschen. Der Staat leiht dem privaten Schieds- 
gericht zur Exekution seinen Arm. Nur wenn dasselbe 
die Garantieen einer sorgfältigen und unparteiischen Kogni- 
tion nicht bietet, versagt er ihm seine Hilfe. Für dir 
Kompetenzausscheidung zwischen dem privaten Schieds- 
gericht und den gewöhnlichen staatlichen Gerichten ist 
also der private Schiedsvertrag massgebend. Die staat- 
lichen Schiedsgerichte werden dagegen durch das Gesetz 
geschaffen. Dieses muss also den Umfang ihrer Gerichts- 
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barkeit bestimmen; es allein kann die Kompetenzaus- 
scheidung zwischen den staatlichen Schieds- 
gerichten und den gewöhnlichen Gerichten 
vornehmen. Die erste Aufgabe des neuseeländischen Ge- 
setzes war demnach, festzusetzen, welche Streitigkeiten der 
Kompetenz des Schiedsgerichtes unterstehen und welche 
der Kompetenz der gewöhnlichen Gerichte. Nun befassen 
sich die gewöhnlichen Gerichte von vornherein nur mit 
Kechtsstreitigkeiten. Somit ist eine Kompetenzausscheidung 
nicht nötig hinsichtlich derjenigen Streitigkeiten, bei 
welchen es sich um Abschluss eines Vertrages, 
also um Aufstellung von Rechtssätzen handelt. Solche 
Interessenkonflikte fallen Unbestrittenermassen in die Kom- 
petenz des Schiedsgerichtes. In dieser rein rechtschöpfenden 
Tätigkeit tritt dasselbe in Konkurrenz mit der gesetz- 
gebenden Gewalt, also dem Parlamente; ein Konflikt ent- 
steht aber aus dem Grunde nicht, weil die Gesetzgebung 
des Parlaments vorgeht und allfällige vom Schiedsgerichte 
aufgestellte widerstrebende Rechtssätze brechen würde. 
Das Schiedsgericht ist an die Schranken des Gesetzes ge- 
bunden, es kann dasselbe ergänzen, aber nicht verändern. 
Überschreitet es diese Schranken, so kann, wenn subjek- 
vgj. Max Huber tivo Rechte einer Person dadurch verletzt werden, der Ent- 

fNcue Zürcher * 

zcitg.Nr.38ff). tscheid auf dem Rekursweg zur Prüfung und eventuellen 
Kassation dem obersten Gerichtshof der Kolonie, dem 
^jSupreme Court", unterbreitet werden. Auch steht dem 
Parlament jederzeit frei, durch authentische Interpretation 
einer falschen Auslegung des von ihm gesetzten Rechtes 
für die Zukunft vorzubeugen. Schwieriger ist die Kom- 
petenzausscheidung bei Rechtsstreitigkeiten. Hier besteht 
die Konkurrenz zwischen dem Schiedsgericht und den 
ordentlichen Gerichten. Das Gesetz spricht sich nicht aus- 
drücklich darüber aus, welche Rechtsstreitigkeiten den 
ordentlichen Gerichten entzogen und dem Schiedsgericht 
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zugeteilt sind, es nimmt die Ausscheidung indirekt vor, 
indem es bestimmt, dass nur Arbeitnehmerverbände, nicht 
aber der einzelne Arbeiter vor dem Schiedsgericht Klage 
erheben darf. Das gleiche gilt grundsätzlich auch für die 
Arbeitgeber, allein hier ist die Regel durchbrochen, auch 
der einzelne Arbeitgeber ist prozessfähig, wenn er sich 
noch nicht einem Verband anschliessen konnte (§ 5). So- 
bald eine Organisation Etage erhebt, ist die Kompetenz 
des Schiedsgerichtes begründet, also die Kompetenz der 
ordentlichen Gerichte ausgeschaltet. Vorausgesetzt ist stets, 
dass die Streitigkeit zwischen einer Arbeitgeberpartei und 
einer Arbeitnehmerpartei entstanden ist und Arbeitsbedin- 
gungen (industrial matters) betrifft. Nun kann eine Organi- 
sation nicht die Führung individueller Rechtssachen ihrer 
Mitglieder übernehmen; dadurch würde die Kompetenz des 
Schiedsgerichts nicht begründet. Die Organisation ist nur 
dann zur Klage vor dem Schiedsgericht berechtigt, wenn 
sie ein eigenes Recht behauptet. Eigene Rechte erwachsen 
einer Organisation nur aus Verträgen, welche sie selbst 
abgeschlossen hat. Solche Verträge sind kollektiv abge- 
schlossene Verträge über die Arbeitsbedingungen der Mit- 
glieder, also Kollektivverträge. Damit haben wir das 
Kriterium gewonnen, das die Kompetenz des Schieds- 
gerichtes von derjenigen der ordentlichen Gerichte scheidet. 
Das Schiedsgericht beschäftigt sich nur mit Streitigkeiten, 
welche Gegenstand von Kollektivverträgen (Industrial 
Agreements) sein können. Streitigkeiten aus den indi- 
viduellen Arbeitsvorträgen dagegen gehören vor die ordent- 
lichen Gerichte. 

Die Streitigkeiten, für welche das Schiedsgericht kom- 
petent ist, sind also: 

1. Streitigkeiten über Arbeitsverhältnisse, welche noch 
nicht oder nicht mehr Gegenstand vertraglicher Regelung 
sind. Hier schafft das Urteil keinen Vertrag wie bei den 
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privatrechtlichen Schiedsgerichten, wo durch den Schieds- 
spruch der im Schiedsvertrag liegende von den Parteien be- 
dingt abgeschlossene Vergleich seiner Bedingung ledig wird; 
das hier geschaffene Recht ist nicht durch den Willen der 
Parteien entstanden, es ist ihnen von der staatlichen Auto- 
rität als für ihre individuellen Verhältnisse zwingendes 
Recht, als Gesetz, geschaffen worden. Bei den privatrecht- 
lichen Schiedsgerichten stellt sich der Entscheid des Schieds- 
gerichts auch bei Interessenstreitigkeiten als Inhalt eines 
Kollektivvertrages der Parteien als Vergleich dar. 

2. Streitigkeiten aus einem Kollektivverträge (Indu- 
strial Agreement). Diese Streitigkeiten können sein: 

a) Streitigkeiten über die Auslegung von Bestimmungen 
des von beiden Parteien als bindend anerkannten 
Kollektivvertrages. 

b) Streitigkeiten, wegen Nichterfüllung des Vertrages, 
entstanden dadurch, dass eine Partei, denselben nicht 
mehr als bindend anerkennt. Bei Streitigkeiten dieser 
letzteren Art gestattet das Gesetz sofortige Exekution 
ohne vorherige Beurteilung im ordentlichen Prozess 
(§ 28, 2). Der Kläger kann durch Nachweis der 
Existenz eines rechtsgültigen Industrial Agreement' 
schon Exekution der Bestimmungen desselben vom 
Court of Arbitration erwirken. Doch kann dieser Nach- 
weis nur in einer vom Gesetz genau geregelten Form 
geführt werden. Die Vertragsurkunde ist vom Clerk 
des betreffenden Ortes, bei weichem sie deponiert 
sein muss, dem Exekutionsrichter vorzulegen. 

Klagbar ist ein Industrial Agreement nur, wenn es ge- 
wissen vom Gesetz aufgestellten Formerfordernissen ge- 
nügt (§ 24). 

Diese Erfordernisse sind: 

a) Schriftlichkeit. Die Urkunde muss neben dem 
Datum der Abfassung den Vermerk enthalten, dass der 
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Vertrag auf Grund der „Conciliation und Arbitration Act 
1900** abgeschlossen wurde. Ferner wird eine genaue 
Fixierung der Vertragsdauer und die eigenhändige Unter- 
schrift der Parteibevollmächtigten verlangt. 

b) Deposition eines Duplikates bei einem dazu kom- 
petenten lokalen Beamten, dem Clerk (§ 35). 

Die Vertragsdauer ist gesetzlich auf 3 Jahre beschränkt. 
Eine Erstreckung des Vertrages auf Dritte kann nur mit 
Wissen und Willen der bisherigen Parteien unter Beobach- 
tung der genannten Vorschriften hinsichtlich des revidierten 
Textes gültig erfolgen (§ 26). 

Kollektivverträgen, welche dienen Erfordernissen nicht 
genügen, verweigert das (lesetz jeglichen Rechtsschutz. 
(§ 27). 

II. Die öffentlichi'echtliche Grundlage der öchieds- 
gerichte ermöglicht eine andere Organisation der- 
selben. Solange das Schiedsgericht auf einer privaten 
Vereinbarung der Parteien beruht, besteht ein rechtliches 
Interesse jeder Partei, das dahingeht, dass die Gegenpartei 
nicht einen grösseren Einfluss auf den Dritten, das 
Schiedsgericht ausübt, als sie selbst. Denn der Inhalt 
des Schiedsvertrages ist eine Verpflichtung jeder Partei 
auf die rücksichtslose Verfolgung eines behaupteten Rechtes, 
eines Interesses, zu verzichten. Dieser Verzicht wird von 
der einen Partei nur unter der Voraussetzung ausgesprochen, 
dass auch die andere Partei in gleichem Masse auf die 
Selbsthilfe verzichtet. Jede Partei beschränkt ihre Rechte 
um ein bestimmtes Mass, im Vertrauen, dass die Gegen- 
partei die ihrigen ebenfalls um das gleiche Mass beschränkt. 
Daraus folgt nun eben, dass der Einfluss der Parteien 
auf das Schiedsgericht gleich gross sein muss. Diese Er- 
wägung führt, sobald das Schiedsgericht aus mehreren 
Personen besteht, notwendigerweise zur Bildung eines pari- 
tätischen Schiedsgerichtes. Anders bei staatlichen Schieds- 
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gerichten. Hier geht die Initiative zur Aufstellung eines 
Schiedsgerichtes nicht mehr von den Parteien selbst, son- 
dern von einem Dritten aus, dem Staate, der über den 
Parteien steht. Kraft seines Imperiums schafft und organisiert 
dieser das Schiedsgericht, er bestimmt die Zahl der Richter, 
er ernennt die Richter. Den Parteien steht grundsätzlich 
kein Einfluss auf die Besetzung der Gerichte zu. Das staat- 
liche Organ, das die Richter ernennt, zu bestimmen, nötigen- 
falls zu schaffen, liegt der Gesetzgebung ob. Darin besteht 
die zweite Aufgabe des neuseeländischen Gesetzes. In Wür- 
digung der Eigenart der den Schiedsgerichten zustehenden 
Gerichtsbarkeit, welche sich auch auf luteressenstreitig- 
keiten erstreckt, findet der Gesetzgeber es für vorteilhaft, 
ein besonderes Wahlorgan zu kreieren. Dieses Organ bilden 
diejenigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereine, sowie 
alleinstehenden Arbeitgeber, welche sich in ein öffent- 
liches Register eintragen lassen. Sie erwerben sich 
dadurch neben dem Recht, bei der Wahl mitzuwirken, 
Korporationsrecht (§§ 7 und 14), müssen sich dafür aber 
einer Reihe von Kautelen unterziehen, welche eine Exe- 
kution gegen sie ergangener Urteile zu sichern bestinmit 
sind (§§ 5 und 17). Den so eingetragenen Verein bezeichnet 
das Gesetz als „In dus tri al Union", den eingetragenen 
einzel stehenden Arbeitgeber als „Employer**. Daneben 
gestattet es den Eintrag von Gesellschaften („Societies"), 
auch wenn dieselben in JS'euseeland nicht domiziliert sind, 
sondern bloss daselbst eine Zweigniederlassung oder Agentur 
haben (§ 5). Doch wird der Eintrag stets nur vorgenommen^ 
wenn die Union bezw. der Arbeitgeber durch Einlegung 
gewisser Schriftstücke dem Staat einen Einblick in die 
Organisation und Geschäftsführimg gewährt (§ 5). Die 
Union hat folgende Dokumente einzureichen: a) Ein Mit- 
gliederverzeichnis (Aenderungen im Mitgliederbestand sind 
dem Registrator sofort zur Kenntnis zu bringen) ; b) Zwei 
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Kopien dor Vereinsstatutou, welcho bestimmte Verpflicht- 
ungen der Mitglieder aufjjtellen und andere schon von 
Gesetzeswegen bestehende denselben in Erinnerung rufen 
müssen. Die Statuten müssen über die rechtliche Natur 
der Union Aufschluss geben, sie müssen die Befugnisse 
des Vorstandes, besonders des Präsidenten, des Sekretärs 
und gegebenenfalls des Prozessbevollmächtigten der Union 
(„trustice") umschreiben. Die Kompetenzen der Generalver- 
sammlung, insbesondere hinsichtlich der Kontrolle des Ver- 
mögens der Union, müssen klar ersichtlich sein (§ 5, 1 — 5). 
Es dürfen nicht zwei Unions unter demselben Namen 
eingetragen werden. Stets ist im Eintrag die Arbeitgeber- 
bezw. die Arbeitnehmerqualität hervorzuheben. Der An- 
trag auf Eintragung hat schriftlich zu geschehen. Eine 
Löschung des Eintrages findet ordentlicherweise ebenfalls 
nur statt auf schriftlichen Antrag der betreffenden Union 
(§ 20). Sie ist unzulässig während der Pendenz eines 
Prozesses, an welchem die Union beteiligt ist (§ 20, 2). Sie 
bewirkt Untergang aller Rechte, welche mit dem Eintrag 
verbunden sind, berührt aber nicht die Pflichten, welche 
während der Daucn* des Eintrages für die betreffende 
Union entstanden sind (§ 20, 2). Für die Erfüllung dieser 
Pflichten haften die Mitglieder persönlich (§ 94). Vermutet 
der Registerführer, dass eine eingetragene Union sich 
aufgelöst hat, so hat er sich zunächst durcli schriftliche 
Anfrage beim letzten ihm bekannten Präsidenten über die 
Auflösung zu vergewissern. Erhält er so keine sichere 
Kunde, so fordert er durch öffentliche Bekanntmachung 
in der „Gazc^tte*' jedermann zur Mitteilung auf, der für 
die Existenz der Union relevante Tatsachen weiss. Erst 
wenn auch diese Bekanntmachung erfolglos bleibt, darf 
der Eintrag gelöscht werden (§ 17, 6). 

Eines der wichtigsten Rechte, welches das Gesetz an 
den Eintrag in das Register knüpft, ist nun das Recht, 

5 



Digitized by VjOOQ IC 



bei der Wahl der Richter mitzuwirken, und zwar so- 
wohl bei der Wahl der Mitglieder de« Schiedsgerichts- 
hofes (Court of Arbitration) als auch bei derjenigen der 
Mitglieder der lokalen Einigungsämter (Boards of Concili- 
ation). Was die Bestellung des Court anbetriflFt, so bilden 
die eingetragenen Unions und Arbeitgeber nicht das einzige 
Kreationsorgan, neben sie stellt das Gesetz als konkur- 
rierendes Organ den Gouverneur der Kolonie, gegen 
dessen Willen niemand Richter dos Court werden kann 
(§ 61). Die Arbeitnehmerunion auf der einen Seite und 
die Arbeitgeberunions vereint mit ei nzel stehenden Arbeit- 
gebern auf der andern Seite haben bloss das Recht, je 
einen Kandidaten vorzuschlagen (§ 62). Der Gouverneur 
kann die Vorgeschlagenen zum Richter ernennen, er kann 
sie aber auch ablehnen und einen andern Vorschlag ver- 
langen. Doch ist dieses Vorschlagsrecht der Unions bezw. 
Arbeitgeber de facto seither zu einem Wahlrecht geworden, 
indem der Gouverneur in der Regel den ersten Vorschlag 
berücksichtigt. Ein drittes Mitglied des Court of Arbitration 
ernennt der Gouverneur allein ohne Mitwirkung der Unions 
(§ 62, 2). Bei der Bestellung der lokalen Einigungsämter 
(Boards of Conciliation), welche die Vorinstanz des Court 
of Arbitration bilden, hat er jedoch keinen Einfluss. Hier 
bilden die Unions das einzige Kreationsorgan (§ 35). Sie 
wählen die Mitglieder der Boards allein (§ 38). Doch 
sind die Befugnisse dieser Boards auf blosse conciliation 
beschränkt. 

Es sind also in Neuseeland die Kautelen für pari- 
tätische Zusammensetzung weder beim Court of Arbitration 
noch bei den Boards of Conciliation vorhanden. Die Zu- 
sammensetzung hängt von der Registrierung ab. Wer sich 
nicht registrieren lässt, hat kein Mitwirkungsrecht bei den 
Wahlen. Lassen sich keine Arbeitgeberunions und Arbeit- 
geber einregistrieren, so fehlt der zur Ausübung des be- 
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treffenden Vorschlagsrechtes Berechtigt(\ Dann wählt der 
Gouverneur von sich aus und allein den Richter und es 
hängt lediglich von seinem Ermessen ab, ob er einen 
Arbeitgeber wählt oder nicht. Zu beachten ist, dass ein Ver- 
zicht auf die Registrierung niemals von der Gerichtsbarkeit 
befreit. Auch die nicht registrierten Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberunions sowie Arbeitgeber können vor dem Court 
klagen und verklagt werden, vorausgesetzt, dass die Streitig- 
keit in die Kompetenz des Court fällt. Die Registrierung 
hat keinen Einfluns auf den Umfang der Gerichtsbarkeit. 
III. Der öffentlichrechtliche Charakter der Institution 
zeigt sich besonders noch bei der Exekution, sobald 
das Gesetz, wie in Neuseeland, dem Gericht die Befugnisse 
zur arbitration verleiht. Zwar sind die Schwierigkeiten 
einer zwangsweisen Durchführung die gleichen wie bei 
den privatrechtlichen Schiedsgerichten. Anders dagegen 
ist hier die Stellung des Staates. Wenn das Erkenntnis 
von einem privatrechtlichen Schiedsgericht ausgeht, so ist 
der Staat nicht in der nämlichen Weise interessiert, wie 
wenn sein eigenes Organ, der staatliche Richter das be- 
strittene Recht festgestellt hat. In jedem privatrechtlichen 
Schiedsvertrag liegt juristisch ein bedingter Verzicht auf 
behauptete Rechte, bezw. eine bedingte Anerkennung be- 
strittener Schuld. Das Recht, so wie es der Schiedsrichter 
findet, wird als formell geltendes Recht beidseitig aner- 
kannt, auch wenn es sich nicht mit dem deckt, was jede 
Partei als das materielle Recht ansieht. Somit ist der 
Vorteil, den die im Schiedsvertrag obliegende Partei er- 
ringt, bloss ein prozessualer. Sie braucht dem staatlichen 
Richter nicht mehr die materielle Berechtigung ihres An- 
spruches nachzuweisen. Die Tatsache der Existenz des 
Schiedsvertrages und diejenige des günstigen Schieds- 
spruches bilden zusammen eine rechtsgültige Anerkennung 
ihrer Forderung, welche ein ausn^ichendes Klagfundament 



Digitized by VjOOQ IC 



r»8 

bildet. Das Schiedsverfahren macht den ordentlichen 
Prozess vor dorn staatlichen Richter nicht überflüssig, es 
erleichtert ihn bloss. Daraus folgt: Dio im Schiedsverfahren 
siegreiche Partei hat durch den Schiedsspruch noch keinen 
Anspruch auf Exekution durch die öflFentliche Gewalt er- 
langt. Sie hat vorerst noch auf dem Wege des ordent- 
lichen Prozesses ein staatliches Urteil zu erwirken. Solange 
das nicht geschehen ist, bleibt der Staat noch unbeteiligter 
Dritter, der keine Veranlassung hat, von sich aus in den 
Streit einzugreifen. Daraus folgt, dass das Interesse des 
Staates an der Exekution privatrechtlicher Schiedssprüche 
ein durchaus sekundäres, indirektes ist. So ist es erklärlich, 
dass der Staat in England stets, wenn die Exekution ihm 
zu schwierig schien, dieselbe versagen konnte. 

Das ändert sich, sobald das erkennende Gericht ein 
staatliches ist, sobald das Urteil aus dem Munde des In- 
habers des staatlichen Imperiums kommt. Xunmehr quali- 
fiziert es sich als Befehl des Staates an seinen Untertan. 
Hinter diesem Befehl steht die staatliche Autorität und 
erheischt gebieterisch Erzwingung des Gehorsams, falls der 
Untertan sich nicht fügen sollte. Hier ist also das In- 
teresse des Staates an der Exekution ein primäres und 
direktes. Es ist das Interesse an der Durchführung des 
staatlichen Emperiums. Dieses selbständige staatliche In- 
teresse an der Exekution kommt in Neuseeland darin zum 
Ausdruck, dass auch ohne den Willen der obsiegenden 
Partei ein Urteil auf Verlangen des Vertreters der staat- 
lichen Autorität, des Registrators, exequiert werden muss. 

Infolgedessen sah sich der neuseeländische Gesetzgeber 
zu einer Lösung des Problems der Exekution genötigt. Er 
konnte ihm nicht aus dem Wege gehen wie der englische. 

Der Zwang beschränkt sich von vornherein auf vis 
compulsiva, auf die Androhung von Nachteilen, auf Strafen. 
Als Strafen können nur in Betracht kommiMi: Gefängnis 



Digitized by VjOOQ IC 



- 69 - 

und Geldbussc. Beide sind gegenüber einer juristischen 
Person wie einer Union schwierig durchzuführen. Der 
neuseeländische Gesetzgeber wählt als die geeignetere die 
Geldstrafe, die nicht bloss technisch leichter voll- 
streckbar ist, namentlich einer Vielheit von Delinquenten 
gegenüber, sondern auch in der finanziellen Schwächung 
der Organisation, auch die empfindlichere Reaktion gegen 
den solidarischen Widerstand einer organisierten Gruppe 
bildet. Geldstrafen werden angedroht, in §§ 17, 4 u. 5; 
38, 27; 77,6; 87,3; 91; besonders in § 94, 4; ferner in 
§§ 100, 103, 104. Eine Geldstrafe lässt sich aber nur 
solange exequieren, als die Organisation über Geldmittel 
verfügt und diese dem Staat zugänglich sind. Es handelt 
sich also schliesslich für den Staat darum, Sicherheiten 
zu schaffen, dass jede Organisation stets Geldmittel oder 
andere geeignete Exekutionsobjekte besitzt. Diese Sicher- 
heiten können nach zwei Richtungen hin geschaffen werden, 
a) Das Privatvcr mögen der einzelnen Mitglieder 
der Union haftet subsidiär, wenn die Union selbst 
nicht die Bussen erlegt. Das neuseeländische Gesetz stellt 
diesen Grundsatz in § 94, 6 auf. Eine persönliche Haftung 
der Mitglieder für Schulden der Union aus Urteilen ist 
schon deshalb gerechtfertigt, weil der Bestand und die 
jeweilige Höhe des Vermögens der Union in erster Linie 
vom Willen der Vereinsversammlung abhängt. Nun ist 
aber gewöhnlich die Zahl der Mitglieder so gross, dass 
von einem bestimmenden Einfluss der Einzelnen auf die 
Vereinsbeschlüsse nicht wohl gesprochen werden kann. 
Deshalb wäre es eine Härte und Ungerechtigkeit, die per- 
sönliche Haftung der Mitglieder unbeschränkt zu lassen. 
Bei den Arbeitnehmerunions kommt noch dazu, dass die» 
Mitglieder zum grössten Teil weniger bemittelt sind und eine 
starke Inanspruchnahme dieselben leicht finanziell zu Grunde 
richten könnte. Das neuseeländische Gesetz hat deshalb 
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die persönliche Haftung der Mitglieder auf die Summe 
von 10 £ beschränkt (§ 94, 6). Damit ist aber noch keine 
genügende Sicherung der Vollstreckung der Geldstrafe 
erzielt. Einmal bedeutet die Haftung der Mitglieder be- 
sonders bei den Arbeitnehmern, keine gute Burgschaft. 
Die Mitglieder einer zahlungsunfähigen Union sind ge- 
wöhnlich durch Streik und Aussperrung bereits finanziell 
so sehr geschwächt, dass auch bei ihnen nicht mehr viel 
zu holen ist. Der Rückgriff auf die Mitglieder darf und 
kann nur ein ausnahmsweises Aushilfsmittel sein. In erster 
Linie soll die Union selbst für ihre Schulden aufkommen. 
Durch Stärkung und Sicherung ihrer Solvenz schafft des- 
halb das Gesetz weit bessere Garantieen für die Exekution 
seiner Geldstrafen. 

b) Das Vermögen der Union wird einer staat- 
lichen Kontrolle unterstellt. Doch kann diese 
Kontrolle leicht von Unions umgangen werden und der 
Staat hat nicht die Macht, sie zu erzwingen. Der neu- 
seeländische Gesetzgeber sucht durch Verleihung von Pri- 
vilegien die Unions zu bewegen, sich freiwillig der staat- 
lichen Kontrolle zu unterziehen. Er macht diese Kontrolle 
zur Voraussetzung und Folge der Registration, welche 
das Korporationsrecht, sowie die Befugnis verleiht, bei 
der Richterwahl mitzuwirken (§§ 5 und 17). Dadurch ge- 
winnt er allerdings keine absolute Garantie, dass alle be- 
stehenden Unions der Kontrolle unterworfen sind. Doch 
hat sich gezeigt, dass diejenigen Unions, besonders der 
Arbeitnehmer, welche durch die Registration sich das 
Recht der Mitwirkung bei der Richterwahl erwarben, die- 
jenigen ^aren, welche fast ausschliesslich den Schieds- 
gerichtshof in Anspruch nahmen. Von den nichtregistrierten 
Unions nimmt das Gericht nur dann eine Klage entgegen, 
wenn sie eine angemessene Kaution für die Erfüllung 
der ihnen im Urteil auferlegten Pflichten leisten. 
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Die Verknüpfung <ler Kontrolle mit der Registration 
hat nun aber zur Folge, dam dan Kecbt zur Kegistration 
nicht nur den Unions, sondern auch Organisationen ge- 
stattet werden niuft«, welche aus bestimmten Gründen das 
Recht zur Mitwirkung bei der Richterwahl nicht besitzen 
können (§ 21). Das sind Vereinigungen mehrer Unions 
des gleichen Gewerbes oder verwandter Gewerbe, Ver- 
bände, ^Industrial Associations**, welche zu geschlos- 
sener Verteidigung der gemeinsamen Interessen gebildet 
worden sind. Eine Mitwirkung bei der Richterwahl kann 
ihnen aus dem Grund nicht zugestanden werden, weil 
sonst die so vereinigten Unions zweimal ihr Stinunrecht 
ausüben würden, das erste Mal einzeln als registrierte 
Unions, das zweite Mal vereint als registrierte Association 
(§ 22). Wohl aber kommen solche Associations, namentlich 
bei intensiver Tätigkeit sehr oft in den Fall, Streitigkeiten 
vor dem Schiedshof auszufechten. Eine Kontrolle über 
ihr Vermögen hat dann praktischen Wert, wenn nicht alle 
der zur Association gehörenden Unions registriert sind, 
also der staatlichen Kontrolle unterstehen. Des Korpora- 
tionsrechtes bedürfen sie so gut wie die Unions zum Ab- 
schluss von Kollektivverträgen. Diese besitzen es, soweit 
sie Gewerkschaften (Trade Unions) sind, schon seit der 
eingangs erwähnten Trade Unions Act von 1878. 

Die staatliche Kontrolle über die registrierten Unions 
konzentriert das Gesetz in der Hand einer Zentralbehörde 
des Registrators, der vom Gouverneur ernannt wird (§ 4). 
Dieser Beamte nimmt alljährlich im Januar die Jahres- 
bilanz aller Unions entgegen, lässt sie durch seine Unter- 
gebenen prüfen und erstattet dem Arbeitsmiuister (Minister 
of Labour) Bericht (§ 3). Wo die Bilanz eine zu imgünstige 
ist, kann dieser die Union zu einer temporären Erhöhung 
der Mitgliederbeiträge anhalten. Unterlässt es eine Union, 
ihre Bilanz einzusenden, so kann der Registrator mit einer 
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GeldbuöHO (bis 2 <£) für jodo Woche dor Unterlasi^ung 
einschreiten. Auch die Vorstandsmitglieder können daneben 
mit je 5 sh. pro Woche gebüsst werden (§ 17). Für die 
Eintreibung dieser Bussen verweist das Gesetz auf die 
„Justice of the Peace Act 1882^ 

Die registrierten Unions können Forderungen an ihre 
Mitglieder nach dem Rechnungsabschluss nur noch ein Jeihr 
lang gerichtlich einklagen (§ 15). Der Austritt, der nur 
nach dreimonatlicher Kündigung erfolgen kann, befreit das 
betreflFende Mitglied nicht von der Zahlung rückständiger 
Beiträge (§ 5,3,h.) 

B. Organisation. 

Zur Beurteilung der ßechtsstroitigkoitcn der gan/.en 
Kolonie errichtet das Gesetz einen einzigen Gerichtshof 
in der Hauptstadt, den „Court of Arbitration^. Die 
gesamte richterliche Gewalt, welche die „Conciliation and 
Arbitration Act*' einführt, ist in der Hand dieser Behörde 
konzentriert (§ 59). Rechtsstreitigkeiten sind vor allem 
die Streitigkeiten betreffend die Auslegung von Industrial 
Agreements, ferner die Rekurse wegen Verletzung von Ge- 
setzesvorschriften durch die vom Gesetz vorgesehenen übrigen 
Behörden (Clerk, Registrator, Boards). Für solche Rekurse 
ist der Court of Arbitration das einzig kompetente Gericht. 

Seine Haupttätigkeit entfaltet er aber nicht bei der 
Beurteilung der Rechtsstreitigkeiten, sondern bei der Be- 
urteilung der reinen Interessenstreitigkeiten. Auch hier 
ist er einzig kompetent, verbindliche Schiedssprüche zu 
fällen. Doch stellt ihm das Gesetz in den lokalen „Boards 
of Conciliation*' ein vorbereitendes einigungsamtliches 
Organ zur Seite (§ 34). Die Boards beschäftigen sich 
nicht nur mit reinen Interessenstreitigkeiten, sondern auch 
mit Rechtsstreitigkeiten über Auslegung von Industrial 
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Agreements. Sie bilden gleichsam eine Vorinstanz zum 
Court of Arbitration. Sie haben die Aufgabe, durch 
Untersuchung der Streitigkeiten und durch Vermittlungs- 
vorschläge eine Einigung anzustreben. Uiese vorbereitende 
Einigungstätigkeit ist im Gegensatz zur schiedsgerichtlichen 
Tätigkeit des Court dezentralisiert. Die Boards of Con- 
ciliation sind lokale Organe, deren Wirkungskreis auf einen 
in seinem Umfang vom Gouverneur bestimmten Distrikt 
beschränkt ist. 

Der Court of Arbitration als einzige mit Gerichts- 
gewalt ausgestattete Behörde ist auch das zur Einleitung 
der Exekution kompetente Organ (§ 94). Er allein hat 
die Befugnis Exekutionsstrafen zu verhängen. Diese 
Kompetenz bedingt, dass der Court Berufsgericht ist; 
denn die Exekution erfordert eine standige Behörd(\ 

Das Gesetz ermöglicht den Parteien eine konkrete 
Streitigkeit statt dem Board of Conciliation einem beson- 
dern Einigungzamt zu unterbreiten, dessen Mitglieder sie 
selbst wählen (§§ 50, 51). Ein solches Einigungsamt 
heisst ^Special Board of Conciliators". Es 
schliesst jedoch nur die Kompetenz des Board of Con- 
ciliation für die betreffende Streitigkeit aus. Sein Entscheid 
ist noch nicht exekutionsfähig. Er unterliegt auch materiell 
noch der Cognition des Court of Arbitration. Wird er 
von beiden Parteien acceptiert, dann allerdings steht or 
einem Industrial Agreement gleich, wie auch der von den 
Parteien acceptierte Vergleichsvorschlag eines Board of 
Conciliation. Das Gesetz anerkennt nur eine einigungs- 
amtliche Funktion dieser Boards of Conciliators. 

I. Die Boards of Conciliation. 

Die Kolonie wird durch Erlass des Gouverneurs in 
Distrikt!.» eingeteilt, deren Umfang je nach der industriellen 
Entwicklung verschieden ist (§§ 29 und 80). Jeder Distrikt 
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bildet das Kompetenzgebiot oinon Board (§ 31). Die Boards 
of Conciliation sind im Gegensatz zum Court keine Borufs- 
gerichte. Doch besitzt jeder Board einen ständigen Be- 
amten, den „Clerk of awards", der vom Gouverneur 
ernannt wird und unter der speziellen Oberaufsicht des 
Registrators steht (§§ 31 und 32). Die speziellen Obliegen- 
heiten dieses Clerk umschreibt das Gesetz (§ 33) wie folgt: 

a) Er hat jeweils den Antrag einer Partei auf Er- 
ledigung ihrer Streitigkeit durch die staatlichen Organe 
entgegenzunehmen, in ein Register einzutragen und nach 
Möglichkeit zwischen den Streitenden zu vermitteln. 

b) Sind diese Bemühungen erfolglos, so beruft er 
den Board zur Sitzung. 

c) Während der Sitzung hat er als Schriftführer zu 
fungieren. 

d) Er hat eine Statistik der seinem Board unter- 
breiteten Arbeitsstreitigkeiten, sowie der seinen Distrikt 
betreffenden Urteile des Court of Arbitration zu führen. 

e) Er hat dem Registrator periodisch einen Bericht 
über den Stand dieser Statistik einzusenden. 

f ) Er hat auf Geheiss diejenigen Zeugen, welche in 
seinem Distrikt wohnen, vor seinen Board oder vor den 
Court zu laden. 

Der Board of Conciliation besteht aus höchstens 
fünf Mitgliedern, von denen alle bis auf eines von den 
registrierten Unions und Arbeitgebern gewählt werden. 
Nur der Vorsitzende wird von den übrigen Mitgliedern, 
jedoch nicht aus ihrer Mitte gewählt (§ 35). Die Amts- 
dauer beträgt drei Jahre (§ 36). 20—30 Tage vor Ab- 
lauf derselben sollen die Neuwahlen stattfinden (§ 38). 
Dieselben werden vom abtretenden Mitgliederkollegium 
geleitet. Durch ausserordentliche Verfügung des Gou- 
verneurs kann namentlich bei Pendenz eines wichtigen 
l^rozesses die Amtsdauor ausnahmsweise verlängert werden. 
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Dio abtretenden Mitglieder sind stets wieder wählbar. 
Jede registrierte Union und jeder registrierte Arbeitgeber 
kann soviel Kandidaten vorschlagen, als Mitglieder zu 
wählen sind. Übersteigt die Gesamtzahl der vorge- 
schlagenen Kandidaten die Zahl der zu wählenden Mit- 
glieder nicht, d. h. konnten sich die Unions des Distrikt 
über die Kandidaten einigen, so werden die Vorgeschla- 
genen durch Beschluss des abtretenden Mitgliederkollegiums 
als gewählt erklärt. Ist dies nicht der Fall, so findet ein 
Wahl verfahren statt. Die Stimmabgabe geschieht durch 
die Post. Dio Stimmen können auf ein und denselben 
Kandidaten kumuliert werden. Gewählt sind diejenigen, 
welche relativ die meisten Stimmen auf sich vereinigt 
haben. Bei Stimmengleichheit gibt der abtretende Rat 
den Stichentscheid ab. F]r hat auch Rekurse wegen Wahl- 
unregelmässigkeiten zu beurt(nlen. Für die Gewählten bei- 
steht im Allgemeinen kein Amtszwang, ^ur wenn der 
Gouverneur die Wahl vornehmen muss, besteht für die so 
Gewählten Amtszwang. Dieser Fall tritt dann ein, wenn 
im Distrikt nicht genügend registrierte Unions vorhanden 
sind oder die Wähler ihre Wahlpflicht nicht erfüllen. 

Das Gesetz stellt keine besonderen Voraussetzungen 
des passiven Wahlrecht auf. Doch weist es in § 97 auf 
die Gründe hin, welche die Fähigkeit, öffentliche Amter 
zu bekleiden, ausschliessen. 

Solche Gründe sind: 

a) Konkurs. Der Konkursit ist solange zur Führung 
eines öffentlichen Amtes unfähig, als er nicht nachweist, 
dass er alle zu Verlust gekommenen Gläubiger voll und 
ganz befriedigt hat. 

b) Strafrechtliche Verurteilung. Wer wegen eines 
Verbrechens zu Zuchthaus mit schwerer Arbeit (imprison- 
ment with hard labor) auf länger als sechs Monate ver- 
urteilt ist, kann ebenfalls kein öffentliches Amt bekleiden. 
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c) Geiöteskrankhoit. 

d) Ausländcrqualität. 

Das Gesetz bestimmt, in § 44, dass niemand zugleich 
Mitglied mehrerer Boards of Conciliation »ein kann. Da- 
raus folgt, dass Wohnsitz im Distrikt kein Wahlerfordernis 
ist. Ein Mitglied dos Court of Arbitration kann nicht zu- 
gleich Mitglied eines Board sein. 

Mitglieder eines Board, welche eine Union zum Bruch 
eines Kollektivvertrages verleiteten oder vier aufeinander- 
folgende Sitzungen versäumen müssen, verlieren ihren 
Sitz im Board (§ 42). 

In der ersten Sitzung des neubestellten Board wählen 
die Mitglieder in geheimer Abstimmung den Präsidenten, 
jedoch nicht aus ihrer Mitte. Eine unparteiische Person 
(impartial person) soll dazu erwählt werden (§ 39). Die 
Mitglieder und der Präsident sind vob einem Mitglied des 
Court vor Amtsantritt zu beeidigen (§ 53, 11). Wenn 
ein Mitglied dos Board stirbt, demissioniert oder amts- 
unfähig wird, so hat der Clerk die Ersatzwahl sofort an- 
zuordnen (§ 43). Ein Board ist beschlussfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der Mitglieder und der Präsident 
anwesend sind (§ 46). Die Beschlüsse und Erkenntnisse 
werden mit einfacher Majorität gefasst (§ 47). Sie sollen 
nach ausdrücklicher Gesetzesvorschrift durch Formfehler 
im Verfahren nie in Frage gestellt sein (§ 48). Der 
Präsident stimmt nicht mit, hat aber den Stichentscheid. 

II. Die Special Boards of Conciliators. 

Ein Special Board of Conciliators ist stets nur Gericht 
ad hoc. Seine Kompetenz erstreckt sich nur auf diejenige 
konkrete Streitigkeit, mit Rücksicht auf welche er von 
den Parteien ins Leben gerufen worden ist. Er soll ins- 
besonders die Möglichkeit gegeben worden, dass schwierige 
Fachfragen oinor Industrie von Fachleuten untersucht 
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werden und deren Befund dorn Court of Arbitration unter- 
breitet wird (§ 50). Die Mitglieder werden von den 
Parteien selbst gewählt. Zur Leitung der Wahl wird 
ein Beamter vom Gouverneur -bezeichnet. Die Zusammen- 
Hetzung ist paritätisch. Es handelt sich im Grunde ge- 
nommen um privatrechtliche Einigungsämter, welche mit 
öffentlichrechtlichen Befugnissen ausgestattet sind. Auch 
Mitglieder von Boards of Conciliation, jedoch nicht solche 
des Court of Arbitration, können zugleich Conciliators 
eines Special Board sein. Die Bestimmungen über die 
Organisation und das Verfahren der Boards of Conciliation 
finden rautatis mutandis auch Anwendung auf diese Special 
Boards of Conciliators (§ 51). 

III. Der Court of Arbitration. 

Die einzige mit eigentlicher Gerichtsbarkeit ausge- 
Htattete Behörde ist der Court of Arbitration (§ 59). Er 
allein ist befugt, exequierbare Urteile zu fallen. Die Ent- 
scheide der bisherigen Behörden sind nur dann bindend 
und exekutionsfähig, wenn sie von den Parteien aceeptiert 
worden sind. Dann bilden sie den Inhalt eines Vergleiches, 
der in der Form eines Industrial Agreement abgefasst 
wird und als solches exequierbar ist (§§ 53, 54, 55). 

Die Urteile des Court sind definitiv (§ 94). Eine 
Appellation ist nicht mehr möglich. Nur wenn ein Urteil 
als verfassungs- oder gesetzeswidrig erscheint, ist, wie schon 
bemerkt, ein Rekurs an den höchsten Gerichtshof (Supreme 
Court) möglich. Dieser tritt jedoch auf eine materielle 
Ueberprüfung des Urteils des Court nur insoweit ein, als 
zur Entscheidung des Beschwerdepunktos nötig ist. In 
allen Fällen ist er an den Tatbestand, wie ihn der Court 
festgestellt hat, gebunden. Ein solcher Rekursfall kommt des- 
halb selten vor, weil der Präsident des Court of Arbitration, 
der stets vom Gouverneur allein bezeichnet wird, ein Mit- 
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glied des Supreme Court sein muw» (§ 62, 2). Bei Abwesen- 
heit dieses Präsidenten hat der Gouverneur interimistisch ein 
anderes Mitglied des Supreme Court mit der Führung der 
Präsidialgeschäfte zu betrauen (§ 62,3). Die beiden auf 
Vorschlag der registrierten Unions gewählten Mitglieder 
des Court of Arbitration dagegen, können allein keine 
rechtsgültigen Beschlüsse fassen (§ 78). 

Der Court of Arbitration beschäftigt sich: 

1. als einzige Instanz: 

a) mit Rekursen wegen gesetzwidrigem Vorgehen der 
Clerks, Boards, besonders des Registrators (mit 
Ausnahme von § 38, 22). 

b) mit der Anordnung der Exekution (§ 94). 
a) der eigenen Urteile (§ 94, 1 — 7). 

ß) rechtsgültig abgeschlossener Industrial Agree- 
ments. Recommandations und Memorandums of 
Settlement (§ 95). 

2. als zweite Instanz d. h. mit vorausgehender Eini- 
gungstätigkeit eines Board: 

a) mit Streitigkeiten betreffend Auslegung von Be- 
stimmungen eines Industrial Agreement (§§ 52, 
2 und 71). 

b) mit reinen Interessenstreitigkeiten (§§ 52 und 71). 
Mit Einwilligung beider Parteien können jedoch auch 

diese Streitigkeiten gleich vor den Court gebracht werden, 
wenn der Konflikt derart ist, dass eine erfolgreiche Tätig- 
keit des Board von vorneherein ausgeschlossen ist. 

Der Court of Arbitration besteht aus 8 Berufsrichtern, 
welche alle vom Gouverneur ernannt werden (§ 61). Doch 
haben die registrierten Arbeitnehmerunions, sowie die re- 
gistrierten Arbeitgeber und Arbeitgeberunions das Recht, 
je für einen Sitz Kandidaten vorzuschlagen, ein Vorschlag, 
der vom Gouverneur, wenn immer möglich, berücksichtigt 
wird (§ 62). Das dritte Mitglied des Court of Arbitration, 
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preme of Court entnommen (§ 62, 2). Es besteht im all- 
gemeinen kein Amtszwang (§ 62). Unterlässt es die eine 
oder die andere Klasse von Unions, das ihr zustehende 
Vorschlagsrecht auszuüben, so wählt der Gouverneur allein 
nach freiem Ermessen. Für die so gewählte Person be- 
steht Amtszwang (§ 63, 3). Die Amtsdauer ist drei Jahre 
(§ 64). Die abtretenden Mitglieder sind wieder wählbar 
(§ 64). Hinsichtlich des passiven Wahlrechts bestehen 
auch beim Court keine besondern Erfordernisse. Doch 
gelten auch hier die bei den ^oards erwähnten Amts- 
unfahigkeitsgründe (§ 97). Wer eine Union zum Bruch 
eines Kollektivvortrages vorleitet oder 4 aufeinanderfolgende 
Sitzungeji versäumt, hat vom Amt zurückzutreten (§ 67). 
Während der Amtsdauor eingetretene Vakanzen sind sofort 
durch Neuwahl zu beendigen (§ 68). Die beiden von den 
Unions vorgeschlagenen Mitglieder sind vor Amtsantritt 
vom Präsidenten zu beeidigen (§ 69). 

Der Court hat einen Clerk, welcher vom Gouverneur ge- 
wählt wird (§ 70), jedoch unter der Oberaufsicht des Court 
steht. Der Registrator dagegen untersteht einer Verwaltungs- 
behörde, dem Arbeitsministorium (§ 4). Doch können seine 
Entscheide, besonders diejenigen hinsichtlich der Behandlung 
des Registrierungsgosuches einer Union, auf dem Rekurs- 
weg vor den Court zur Überprüfung gezogen werden. 

B. Verfahren. 

Das Verfahren erfährt naturgemäss nur beim Court 
of Arbitration eine genauere Regelung. Die vom Court 
zu behandelnden Streitigkeiten sind entweder solche, welche 
bereits von einem Board imtersucht wurden oder solche, 
welche direkt beim Court hängig gemacht werden. Im 
erstem Falle ist der Tatbestand bereits vom Board grössten- 
teils festgestellt. Dieser lässt durch seinen Clerk das 
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Aktenmaterial nach misslungener Vermittlung dorn Präsi- 
denten des Court zustellen (§ 72). Doch bleibt es den 
Parteien unbenommen, in schriftlicher Eingabe an den 
Court ihre Stellung nochmals zu begründen. Auch diese 
Schriftstücke sind vom Clerk des Board dem Court zu 
übermitteln (§ 58, 2). Im zweiten Fall hat die sich be- 
schwerende Partei beim Präsidenten des Court eine Klage- 
schrift einzureichen. Dieser ladet die Gegenpartei zur 
VernehmItuBsung ein und erst, wenn dieser Schriftwechsel 
erschöpft ist, wird die Sitzung anberaumt. 

I. Bei den Boards. 

Die Beschwerde ist vom Kläger schriftlich abzufassen 
und dem Clerk zuzustellen (§ 52, 1), welcher zunächst zu ver- 
mitteln sucht (§ 33, 1); hat er keinen Erfolg, so legt or die 
Sache dem Board vor (§ 52,4). Vor dem Board soll sich eine 
Union durch ihren Präsidenton oder Sekretär oder durch höch- 
stens 3 Mitglieder vertreten lassen (§ 52, 6). Auch ein ein- 
zelner Arbeitg(»ber kann sich vertreten lassen. Der Vertreter 
hat jedoch eine schriftliche V^ollmacht vorzulegen (§ 52,5). 
Nur mit Einwilligung beider Parteien kann ein Ratsmitglied, 
Rechtsgelehrter oder Anwalt Vertreter sein (§ 52, 8). 

Dem Board stehen alle Rechte zu Gebote, welche 
die gewöhnlichen Gerichte besitzen, wie: Zeugenverhör, 
Parteibefragung, Konfrontation, Eidesabnahme. Einzig die 
Produktion der Bücher kann er nicht verlangen. Ueber 
Ungehorsame kann er Geldstrafen verhängen (§ 53, 2). 

Der Board hat die Aufgabe, die Streitigkeit sorg- 
fältig zu untersuchen und auf Grund seines Befundes zu 
vermitteln, indem er den Parteien einen Vergleich pro- 
poniert (§ 53, 1). Die Untersuchung kann er einem engern 
Ausschuss übertragen (^ 53, 4). Dieses Komitee soll wo 
möglich aus gleichviel Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
bestehen. Es gilt auch hier das Ofticialprinzip. 
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Gelingt die Vermittlung, so sind die Ergebnisse der- 
selben in einem Industrial Agreement niederzulegen (§ 53, 5). 
Der Vertragsentwurf wird den Parteien zur endgültigen 
Annahme vorgelegt. Erfolgt von beiden Seiten Annahme 
und Unterzeichnung des Vertrages, so ist der Vertrag als 
ein Industrial Agreement zu betrachten und nach den 
diesbezüglichen Grundsätzen exequierbar (§ 53, 6). 

Führt dagegen die Vermittlung zu keinem Ziel, so 
soll der Board seine Ansicht in einem Vergleichsvorschlag 
niederlegen und diesen den Parteien zur Annahme em- 
pfehlen (Recommandation, § 53,7). Dieser Vorschlag soll 
eine vertragliche Bindung der Parteien auf die Dauer von 
mindestens 6 Monaten vorsehen (§ 53, 9). Er soll alle 
streitigen Punkte berühren und klar und leicht verständlich 
unter möglichster Vermeidung von Technicismen abgefasst 
sein (§ 53, 8). Das proponiorte Vertragsverhältnis darf 
erst nach dem Ablauf einer Zeit von 1 — 3 Monaten in 
Kraft treten (§ 53, 9). Der Vorschlag wird beim Clerk 
deponiert (§ 53, 10). Die Parteien können ihn vorbehaltslos 
oder modifiziert acceptieren (§ 55). Steht fest, dass beide 
Parteien den Vergleichsvorschlag nicht acceptieren, vielmehr 
auf ihren Forderungen beharren, oder stellt eine Partei 
einen diesbezüglichen Antrag, so überweist der Board 
die Angelegenheit dem Court of Arbitration (§ 58). 

Wird der Vergleichsvorschlag nur von der einen Partei 
oder nur mit Modifikationen angenommen, so kann die be- 
treffende Partei ihre Stellungnahme in einem Memorandum 
der Gegenpartei kund tun (§ 55). Dieses Memorandum of 
settlement soll beim Clerk deponiert werden (§ 56) und ist 
gegen die deponierende Partei exequierbar (§ 57). Diese kann 
auch später bei ihrem Vorschlag behaftet werden (§ 56, 3). 

Wird der Vergleichsvorschlag des Board schliesslich 
doch von beiden Parteien angenommen, so ist er auch als 
Industrial Agreement zu betrachten (§ 58,2). 

6 
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Alle diese Vorschriften gelten auch für den Spezial- 
Boards of Conciliators (§ 51). 

II. Beim Court. 

Führt die Tätigkeit des Board nicht zur Einigung, 
80 geht die Sache an den Court (§ 58). Der Board hat 
einen detaillierten Bericht über die Verhandlung dem 
Court einzusenden (§ 58). Dieser Bericht hat insbesondere 
diejenigen Punkte genau zu erwähnen, hinsichtlich welcher 
von dem Board eine Einigung erzielt werden konnte. Er 
soll aber auch über die anfängliche und schliessliche 
Stellung der Parteien zu den noch ungeregelten Fragen 
Aufschluss geben. Er bildet für den Court die Grund- 
lage der Untersuchung. Die Parteien müssen vor dem 
Court die gleichen sein wie vor dem Board (§ 73). Die 
Grundsätze über die Vertretung vor dem Board gelten 
auch für die Verhandlung des Court (§ 75). Ort und Zeit 
der Sitzung des Court bestimmt der Präsident des Court. 
Sie findet ordentlicherweise in der Hauptstadt statt, kann 
aber auch nach auswärts verlegt werden (§ 76). Der Clerk 
des Court hat die Mitglieder desselben rechtzeitig von 
der Entscheidung des Präsidenten zu benachrichtigen. In 
Abwesenheit des Präsidenten kann auch der Clerk des 
Court diesen zur Sitzung einberufen. Jede Partei hat 
durch Zeugen und Urkunden (Bücher) zu beweisen, was 
der Court als nicht erwiesen bezeichnet, auch wenn der 
Board die betreffende Tatsache als wahr ansah (§ 77). 
Einzig diie Einhaltung der Formalitäten („formal matters**) 
braucht, wenn sie vom Board schon als erwiesen ange- 
nommen wurden, dem Court nicht mehr bewiesen zu 
werden (§77,1). Die Parteien können gegen Zahlung 
einer Gebühr die Abhörung einer Person als Zeugen ver- 
langen (§ 77, 2). Für diese Person besteht Zeugnispflicht. 
Die Produktion von Urkunden, besonders Rechnungsbüchern, 
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ist den Parteien unbeschränkt gestattet (§ 77, 3). Auch 
Zeugen können auf Antrag einer Partei zur Produktion 
ihrer Bücher angehalten werden. Diese Bücher können mit 
Erlaubnis des Court auch von den Parteien eingesehen 
werden (§77,4). Die daraus entnommenen Informationen 
dürfen nicht publiziert werden (§ 77, 4). Abschnitte, welche 
nach der Meinung des Court mit der Sache nicht in Be- 
rührung stehen, können überklebt und versiegelt werden 
(§ 77, 4). Zeugen, welche nicht erscheinen, oder welche 
zwar erscheinen, aber die zu produzierenden Bücher nicht 
mitbringen, werden mit einer Busse bis auf 20 jß oder 
mit Gefängnis bis ein Monat bestraft (§ 77, 6). Für das 
Nähere verweist das Gesetz auf „The Magistrates' Courts 
Act von 1893*^, deren Bestimmungen mutatis mutandis 
auch auf den Court of Arbitration Anwendung finden 
(§ 77, 5 und 7). 

Was die Würdigung der Beweise anbetrifft, so stellt 
das Gesetz ausdrücklich den Grundsatz der freien Beweis- 
würdigung auf („as in equity and good consciense it thinks 
fit^) (§§ 76 und 77, 10). 

Der Court kann verfügen, dass die Verhandlungen 
stenographisch aufgenommen werden (§ 77, 12). 

Der Court ist beschlussfähig, wenn der Präsident 
und wenigstens ein Mitglied anwesend ist (§ 78). Mass- 
gebend ist die Majorität. Bei Stimmengleichheit gibt der 
Präsident den Stichentscheid (§ 79). Das Urteil wird vom 
Präsidenten unterzeichnet und den Parteien zugestellt 
(§ 80). Der Court kann Angelegenheiten schwererer 
Art, über welche er erstinstanzlich zu entscheiden hat, 
dem Boards des betreffenden Distrikt zur Voruntersuchung 
zuweisen (§ 81). Unbedeutende und trölerische Klagen 
(„matters frivolous and trivial^) kann er von vornherein 
abweisen (§ 82). Die Kosten (einschliesslich derjenigen 
für Zeugenladung) werden dem Unterlegenen auferlegt. 
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Sie 8ind der Gegenpartei zu vergüten. Das gilt aber, wie 
das Gesetz ausdrücklich beifügt, nicht für die Anwalts- 
und Vertretungskosten (§ 83). 

Das Urteil wird mit dem Siegel des Court versehen, 
beim Clerk desjenigen Distrikts, in welchem der Streit 
entstand, deponiert. Die Parteien können sich amtlich 
beglaubigte Kopieen desselben anfertigen lassen (§ 85). 
Das Urteil soll in klarer Sprache und unter möglichster 
Meidung von Technicismen abgefasst sein und enthalten: 

1. Die Namen der Personen bezw. Unions, welche 
durch dasselbe verpflichtet werden. 

2. Die Angabe der Industriezweige, welche es berührt. 

3. Eine Fixierung der Dauer des Urteilspruches. 

4. Eine genaue Umschreibung der auferlegten Pflichten 
{§ 86). 

Die Dauer ist gesetzlich auf 3 Jahre beschränkt. 
Enthält das Urteil eine kürzere Frist, so besteht die 
Rechtskraft des Urteils auch nach Ablauf dieser Frist fort, 
bis ein neues Urteil in der Sache ergeht oder die Par- 
teien selbst durch Industrial Agreements die Angelegenheit 
anders regeln. Während der Frist dagegen bildet der 
Inhalt des Urteils zwingendes Recht für die Parteien, das 
nur vom Court durch ein neues Urteil abgeändert werden 
kann (§ 86, 1). 

Das Verfahren, soweit es bis jetzt dargestellt wurde, 
untersteht im allgemeinen den Grundsätzen des gewöhn- 
lichen Zivilprozessrechts. Der besondere Charakter der 
Einigungsämter und Schiedsgerichte bedingt keine wesent- 
lichen Unterschiede. Bei den Regeln über das Urteil, 
seinen Inhalt und seine Rechtskraft jedoch, muss die 
rechtsetzende Funktion wieder schärfer hervortreten. 
In der Tat besitzt der Court, was den Inhalt und die 
Rechtskraft der Urteile betrifft, die weitgehendsten Be- 
fugnisse, Befugnisse, welche lebhaft an die Grundsätze 
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der Gesetzgebung erinnern. Der Satz ^legislator legibus 
solutus*' gilt in gewissem Masse auch für den Court of 
Arbitration. Zwar kann er jeweilen nur soweit Recht 
schaffen, als die Erledigung des in concreto ihm vorliegenden 
Falles es erfordert. Allein alle weiteren Konsequenzen des 
Satzes „Xe eat iudex ultra petita partium" werden vom neu- 
seeländischen Gesetzgeber für den Court nicht gezogen. So 
ist insbesondere die Rechtskraft eines Urteils nicht auf die 
concreten Parteion beschränkt. Der formelle Geltungs- 
bereich kann vom Court enger und weiter gezogen werden. 
Was zunächst den Inhalt des Urteils anbetriflft, so 
kann der Court innerhalb der Schranken der Gesetze 
schlechthin alle nur denkbaren Rechtsverhältnisse durch 
Aufstellung zwingender Vorschriften der privaten Regelung 
entziehen. Eine etwas merkwürdige Ausnahme enthält 
bloss § 62, 2 hinsichtlich des Lehrvertrages. Ein Urteil 
darf keine Altersgrenzen für Beginn und Beendigung der 
Lehrzeit aufstellen. Im Übrigen ist es völlig der Klugheit 
und dem praktischen Sinn der Mitglieder des Court über- 
lassen, wie weit sie in ihrer Reglementiererei gehen wollen. 
Ein Urteil kann Materien regeln, welche sonst nur von den 
Verwaltungsbehörden auf dem Verordnungsweg geregelt 
werden. Auf der andern Seite werden aber leicht in Ver- 
kennung der praktischen Schwierigkeiten zu starre, den 
konkreten, sich stets ändernden Verhältnissen zu wenig 
Rechnung tragende Bestimmungen aufgestellt, deren Durch- 
führung zu Härten und Reibungen führt. Der grossen 
Machtbefugnis des Court of Arbitration steht also auch 
eine grosse Verantwortung gegenüber. Glücklicherweise 
gibt ihm das Gesetz die Mittel, fehlerhafte Urteile schnell 
durch bessere zu ersetzen. Der Court kann den Inhalt 
seiner Urteile nachträglich ändern, wenn dieselben den tat- 
sächlichen Verhältnissen nicht oder nicht mehr angemessen 
sind. Doch darf er eine solche Voränderung nicht von sich 
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au8 vornehmen ; er hat vielmehr doii Antrag der Beteiligten 
oder des Registrators abzuwarten. Antragsberechtigt ist nur, 
wer registriert ist. 

Was den Umfang der Rechtskraft anbetrifft, so be- 
stinmit zunächst § 83, 3, dass die Urteile des Court, wenn 
sie gegen die Industrie eines Distriktes ergangen sind, 
auch diejenigen Arbeitgeber erfassen, welche zur Zeit des 
Urteilsspruchs noch nicht im betreffenden Distrikt wohnten 
oder zur betreffenden Industrie gehörten. Selbstverständlich 
ist, dass Urteile, welche gegen eine Organisation ergangen 
sind, auch die später eingetretenen Mitglieder verpflichten. 
Das würde sich schon aus den Statuten der Organisation 
ergeben. Allein die Urteile können auch auf ausserhalb der 
Organisation stehende dem gleichen Gewerbe angehörende 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer erstreckt werden. Diese 
Bestimmung sichert die Parteien gegen die unangenehme 
Konkurrenz solcher, die nicht am Prozess beteiligt waren, 
folglich auch nicht vom Urteil erfasst worden wären. Ihre 
praktische Folge ist, dass Urteile, welche nur gegen eine 
Union ergangen sind, auch auf nichtorganisierte Arbeitnehmer 
erstreckt werden können. Das ist besonders dann von hohem 
Wert, wenn in demselben Betrieb neben Organisierten auch 
Unorganisierte arbeiten. Das Urteil kann in solchen Fällen 
alle Arbeiter des Betriebes erfassen. Eine solche Erstreck- 
ung ist auch dann zulässig, wenn die von ihr betroffenen 
Arbeiter einer andern Organisation angehören, welche dem 
Streitfall völlig ferne steht. Ja sogar, wenn der Court 
findet, dass alle Erwägungen, welche zu einem Urteil 
führten, auch auf andere Gewerbe zutreffen, so kann er 
solche Urteile auch auf diese andern Gewerbe ausdehnen, 
wiewohl sie am Streitfall, der zum Urteil führte, nicht 
beteiligt waren. Er kann so seine Urteile auf Unions 
ausdehnen, welche dem Streitfall ferne standen. Daraus 
ergibt sich, dass der Court den Geltungsbereich seiner 
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Urteile nach freiem ErmeBsen bestimmt. Auch nachträglich 
kann er ihn noch beliebig ausdehnen. Er kann aber auch 
seine Urteile in der Weise einschränken, dass nicht die 
ganze Union bezw. Association, sondern nur die an einem 
Orte wohnenden oder in einem Betrieb arbeitenden Mit- 
glieder derselben berechtigt und verpflichtet werden. Nach- 
trägliche Änderungen des GeltungHbereiches eines Urteils 
kann der Court nicht von sich aus vornehmen. Er hat 
einen diesbezüglichen Antrag eines der Beteiligten abzu- 
warten. Das Recht solche Anträge zu stellen, steht nur 
den registrierten Unions bezw, Arbeitgebern zu. Unions, 
welche ein auf sie erstrecktes Urteil nicht anerkennen, 
werden nach den Grundsätzen der Exekution gestraft. 
Nichtorganisierte Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden 
im gleichen Falle mit einer Geldbusse von 10 jß belegt. 

Die Urteile des Court sind inappellabel. Doch sei daran 
erinnert, dass sie auf dem Rekursweg an den Supreme 
Court gezogen und von diesem kassiert werden können, 
wenn eine Verfassung«- oder Gesctzesverletzung vorliegt. 

Der Court kann in seinem Urteilen stets bereits die 
Strafe androhen, welche die ungehorsame Partei zur Unter- 
werfung zwingen soll. Er kann Minimaltarifsätze und 
gleitende Lohnskalen aufstellen, je nach den Verhältnissen 
und den Wünschen der Partei. Die Kosten trägt die 
besiegte Partei, sie können aber auch auf beide Parteien 
verteilt werden. Die Höhe derselben ist im Urteil fest- 
zusetzen. 

C. Exekution. 

Geht ein Urteil auf Zahlung einer Geldsumme, so 
kann sofort vom Zivilgericht des Wohnorts des Beklagten, 
welches zugleich Betreibungsgericht ist, Zwangsexekution 
angeordnet werden. Geht es dagegen nicht auf Zahlung 
einer Geldsumme, so hat, falls die verurteilte Partei sich 
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nicht unterwirft, die anden» Partei sich vorerst an den 
Court zu wenden, der nach Prüfung des Falles der un- 
gehorsamc^n Partei eine Busse von höchstens 500 jß 
auferlegt. Das zu exequierende Urteil wird nun beim 
Zivilgericht des Wohnorts des Beklagten vorgewiesen, 
Dieses Gericht ordnet die Betreibung an, wie wenn das 
ihm vorgelegte Urteil des Court von ihm selbst ausge- 
gangen wäre. Sind mehrere Gläubiger aus dem Urteil 
berechtigt, so kann jeder durch Vorweis eines Duplikats 
des Urteils vom Zivilgericht Exekution erwirken. Alles 
Vermögen des Verurteilten ist der Pfändung unterworfen. 
Genügt das Vermögen einer Industrial Union (Association) 
nicht zur Befriedigung, so haben die Mitglieder persönlich 
und solidarisch für den Restbetrag aufzukommen. Doch 
soll ein Mitglied unter keinen Umständen für mehr als 
10 jß in Anspruch genommen werden. Zur Inanspruch- 
nahme der einzelnen Mitglieder ist eine spezielle Erlaubnis 
des Präsidenten des Court notwendig (§ 94). 

In gleicher Weise kann auch die Erfüllung eines 
Industrial Agreement erzwungen werden (§ 95). Auch die 
Geldstrafen, welche der Court wegen der Verletzung der 
Vorschriften dieses Gesetzes verhängt, können auf dem 
Betreibungswege eingezogen werden. Das Nähere bestimmt 
„The Justices of the Peace Act von 1882" (§ 96). 

D. Allgemeine Bestimmungen. 

Wenn eine Union Klage erheben will, hat sie den 
Beweis zu erbringen, dass in einer Generalversammlung 
über die Sache abgestimmt wurde, dass die Mehrheit 
aller anwesenden Mitglieder sich für Klagerhebung aus- 
gesprochen, und dass eine diesbezügliche Resolution in 
jener Versammlung gefasst wurde (§ 98 und 99). Will 
eine Association Klage erheben, so hat sie zu bew^eisen. 
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dass die Mehrheit der Unions, welche sie umfasst, sich in 
einer Konferenz aller Unionvertreter für Klagerhebung 
ausgesprochen hat. Auch die Vollmacht der Pressvertreter 
einer Union bezw. Association muss auf einem Beschluss 
der Generalversammlung beruhen. 

Sobald die Klage beim Board oder beim Court hangig 
gemacht worden ist, so ist den Parteien streng untersagt, 
durch ausserordentliche Massnahmen in direkter oder in- 
direkter Weise auf den Gegner einen Druck auszuüben. 
Verboten ist insbesondere Streik oder Aussperrung, aber 
auch Sperre und Boykott. Die Entlassung eines einzigen 
Arbeiters wird als Aussperrung bestraft, es sei denn der 
Arbeitgeber leiste den strikten Beweis, dass die Entlassung 
aus Gründen, welche mit der schwebenden Differenz nichts 
zn tun haben, geschehen ist. Es besteht also eine Prä- 
sumption dafür, dass die Entlassung aus Anlass der beim 
Board oder Court pendenten Streitigkeit erfolgt ist. Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer sind verpflichtet, die Differenzen 
dem Board resp. Court zu unterbreiten. Obige Bestim- 
mungen bedeuten ein allgemeines Streik- und Aussperrungs- 
verbot. Die Strafe, welche auf Uebertrotungen gesetzt ist, 
ist eine Geldstrafe im Höchstbetrage von 50 «^. Nur dann 
ist ein Streik bezw. eine Aussperrung erlaubt, wenn die 
Gegenpartei sich einem Urteile dos Court trotz Anwendimg 
der gesetzlichen Zwangsmittel nicht unterwirft (§ 100). 

Wenn in einem Prozesse Fragen vorkommen, zu deren 
Beurteilung fachmännische Kenntnisse nötig sind, so kann 
ein Board wie der Court, bezw. deren Präsident, eine 
Expertise anordnen. Stets sind zwei Experten zu be- 
zeichnen, der eine nach Anhörung der Arbeitgeber-, der 
andere nach Anhörung der Arbeitnehmerpartei. Das Gut- 
achten unterliegt der freien Würdigung des Gerichts (§ 101). 

Sowohl ein Board wie der Court sind berechtigt, 
entweder selbst oder durch Abordnung von mindestens 



Digitized by VjOOQ IC 



— 90 — 

zwei Mitgliedern,, einen Augenschein in einer Fabrik vor- 
zunehmen. Jede in dem betreffenden Etablissement tätige 
Person ist verpflichtet, Fragen, die ihr von den Richtern 
gestellt, der Wahrheit gemäss zu beantworten. Sie wird 
als Zeuge behandelt. 

Die Yerhandlungen des Court wie der Boards sind 
öffentlich; auf Autrag einer Partei oder ex officio kann 
geheime Yerhandlung beschlossen werden (§ 107). 

Die Gerichtsbarkeit der Boards und des Court erstreckt 
sich nur auf private Betriebe. Staatsbetriebe sind von 
ihr eximiert. Eine Ausnahme bildet bis zu einem gewissen 
Grade die Staatseisenbahn Neuseelands. Dieser Betrieb 
ist zu gross, als dass man ihn ebenfalls der Gerichtsbarkeit 
hätte entziehen können. Die Gewerkschaften der Eisenbahn- 
angestellten sollen sich einregistrieren lassen. Sie können 
mit dem Eisenbahnministerium Industrial Agreements ab- 
schliessen. Differenzen sind dem Court direkt vorzulegen. 
Dieser hat zuerst zu prüfen, ob die Differenz so wichtig 
ist, dass sich eine materielle Behandlung rechtfertigt. Ist 
dies der Fall, so wird der Eisenbahnminister zur Ver- 
nehmlassung eingeladen. Er hat sich bei der Verhand- 
lung durch einen Beamten vertreten zu lassen. Der Ent- 
scheid ist inappellabel und für beide Teile bindend. Die 
Einregistrierung von Eisenbahnergewerkschaften verleiht 
diesen kein Stimmrecht bei den Wahlen des Board, da 
derselbe keine Gerichtsbarkeit über solche Gewerkschaften 
hat (§§ 109 und 118). 

Zum Schlüsse mag noch erwähnt werden, dass das 
Gesetz den Mitgliedern des Court und der Boards, sowie 
den sonstigen Beamten, einen ausgedehnten strafrechtlichen 
Schutz verleiht. Beleidigungen gegen solche Personen, 
sowie böswillige Störung der Yerhandlungen oder der 
amtlichen Tätigkeit dieser Personen, werden mit einer 
Geldbusse von bis 10 <^ geahndet (§ 103). 



Digitized by VjOOQ IC 



— 91 — 

Die neuseeländischo Conciliation and Arbitration Act 
ist fast das einzige Gesetz, welches das Problem der obli- 
gatorischen Schiedsgerichte gründlich zu lösen sucht. Des- 
halb wurde die Gelegenheit wahrgenommen, bei der Dar- 
stellung des Gesetzes die Lösung des Problems auf öflTentlich- 
rechtlicher Grundlage allgemein zu untersuchen. Die hier 
eingeschalteten Erörterungen gelten zum Teil auch für 
die nun noch folgenden weniger entwickc?lten staatlichen 
Schiedsgerichte der andern Länder. 



ni. Der australisclie Kontinent 



Auch auf dem australischen Festland wurden gesetz- 
geberische Versuche zur Lösung unseres Problems vor- 
genommen. Einige Staaten wie Xeusüdwales und Queens- 
land erliessen sogar früher als Neuseeland bezügliche 
Gesetze. Allein die von ihnen geschaffenen Institutionen 
bewährten sich nicht, weil ihnen die Zwangsgewalt mangelte. 
Neusüdwales kopierte später das neuseeländische Gesetz, 
indem es mehrere durch die Verhältnisse des Landes ge- 
botene Änderungen vornahm. Die in der neuesten Zeit 
entstandenen Gesetze lehnen sich alle mehr oder weniger 
wortgetreu an das neuseeländische au, sind aber weniger 
ausführlich. Die Organisation ist vereinfacht. Auch in 
der Exekution gehen sie grossenteils nicht so weit wie 
ihr Vorbild. Oft sind sie in den Exekutionsmitteln nicht 
so glücklich. Sie besitzen fast alle die Einrichtung der 
Registratur, nützen sie aber nicht in gleicher Weise für 
die Bestellung der Richter und die Erleichterung der 
Exekution aus wie das neuseeländische. Eigene Pfade ist 
wenigstens in der Organisation bloss Victoria gegangen. 
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Westauötralien, das dan ausführlichste und umfangreichste 
Gesetz besitzt, hat das neuseeländische Gesetz kopiert, ist 
aber in gewisser Hinsicht noch weiter gegangen, indem es 
Konsequenzen zog, von welchen Neuseeland noch zurück- 
schreckte. 

Die Staaten des australischen Kontinentes sind seit 1900 
zu einem Bundesstaat „The Commonwealth of Australia" 
vereinigt, welcher die interstaatlichen Verhältnisse zu regeln 
hat. Zu diesen interstaatlichen Verhältnissen gehört nament- 
lich das Verkehrswesen, welches denn auch gegenwärtig unter 
der Oberaufsicht des Bundes steht, somit der Gerichtshoheit 
der Einzelstaaten in seiner öffentlichrechtlichen Seite ent- 
zogen ist. So stand denn auch der Bund vor der Aufgabe, 
für diese ihm unterstellten Gewerbe Schiedsgerichte zu 
schaffen, was im Jahre 1904 geschehen ist. 

A. Westaustralien. 

^rnat*\rblits" '^'^^ engsten Bchüesst sich an das neuseeländische 

^'"p^s^f ^' Gesetz die im Jahre 1902 erlassene „Industrial Con- 
ciiiation and Arbitration Act" Westaustraliens an. Die 
Bewohner dieses Staates beschäftigen sich fast ausschliess- 
lich mit Ackerbau. Doch bestehen mehrere Kohlenberg- 
werke, in welchen sich in neuester Zeit die soziale Be- 
wegung bemerkbar machte; das Parlament sah sich des- 
halb zu einem gesetzgeberischen Vorgehen veranlasst. 
Das neuseeländische Gesetz wurde talc quäle kopiert. 
Eine wichtige Erweiterung treffen wir in § 107, welcher 
bestinunt, dass auch die Staatsangestellten dem Gesetze 
unterstellt sind. Eine von der Regierung im Taglohn ange- 
stellte Person kann Mitglied einer Industrial Union sein 
Der Vorsteher des Departements, in welchem die Person 
beschäftigt wird, ist in diesem Falle als die der Union 
gegenüberstehende Arbeitgeberpartei zu betrachten. Für 
die Staatseisenbahner enthält das Gesetz die gleichen 
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Modifikationen ^\\f das neuseeländische Gesetz (§§ 108 
und 109). 

Die westaustralische Industrial Conciliation and Ar- Bulletin, B(1.ii, 

p. oiö f. 

bitration Act 1902 wird durch die gleichzeitig erlassene 
„Act relating to coal mines 1902" etwas modifiziert. Diese 
Modifikationen gelton nur für die Kohlenindustrie. Sic 
bestehen darin, dass die Boards in allen Lohnfragen 
schiedsgerichtliche Kompetenzen besitzen (§ 12, 1). Zur 
Kontrolle der Aufstellung von Lohnskalen wählen und 
besolden die Arbeiter in Westaustralien einen Vertreter 
(Check weigher). Beschwerden der Kohlengrubenbesitzer 
gegen den Kontrolleur (Check weigher) und Lohnstreitig- 
keiten zwischen dem Kontrolleur und den Arbeitern (§ 13), 
werden von den Boards endgültig entschieden. 

Westaustralien verbietet den Streik ganz generell. 

B. Südaustralien. 

Fast gleichzeitig mit Neuseeland, aber nicht mit Archiv mr 

1 ' ^ -ri /» 1 1 ^ orx i ci 1 ^' • ^ soziale Gesptz- 

ffleichem Lrtolc: hat 1894 öudaustralien em üesetz zur jr»bunjf. Bd. xi, 

A • 11. 1 -r» .? i > . . . 1 . 1 1). 0B9 unten. 

friedlichen Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten erlassen. Hoichsarbeits- 
Der Schöpfer des Gesetzes war der dortige Industrie- "**'p. '>23. ^^' 
minister Kingston. Das Gesetz sieht ebenfalls eine Zwangs- ,Voni"ei)ontSe 
exekution vor, geht aber in Ausführung dieses Grund- "'^ ^^^ p ^•'^'- 
satzes eigene Wege. 

Wie das neuseeländische Gesetz gibt es den Organi- 
sationen die Möglichkeit, sich registrieren zu lassen. Es 
knüpft an diese Einregistrierung ebenfalls das Korporations- 
recht, beschränkt dagegen die Gerichtsbarkeit völlig auf 
die registrierten Unions. Die nicht registrierten Unions 
können nur die lokalen Boards anrufen, welche keine 
Zwangsgewalt haben. 

Dieser Satz kann aber im Interesse der Öffentlichkeit 
durchbrochen werden. Der Präsident hat die Befugnis, . 
Streitigkeiten, bei welchen nichtregistrierte Firmen oder 
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Arbeiterorganisationen beteiligt sind, von sich auft vor das 
Forum des Court zu ziehen. 

Die lokalen Boards sind vom Court völlig unabhängig 
organisiert. Es besteht kein Instanzenzug, wie in Neu- 
seeland. Sie werden gewählt durch alle diejenigen Unions 
des betreflfenden Distrikts, welche in besonderen Wahllisten 
eingetragen sind. Der Unterschied zwischen registrierten 
und nichtregistrierton Boards ist hier nicht relevant. Auch 
die nichtregistrierten haben Wahlrecht. 

Der zentrale Court wird dagegen nur von den regi- 
strierten Unions gewählt. Hier ist die Einregistrierung 
massgebend. Alle Arbeitgeberunions, welche registriert 
sind, wählen 3, alle Arbeitnehmerunions, welche registriert 
sind, wählen zusammen ebenfalls 3 Mitglieder. Das siebte 
Mitglied, den Präsidenten, wählt der Gouverneur. 

Ungehorsam gegen einen Spruch des Court wird mit 
1000 .€, bei Unions mit 10 <^ bei Einzelpersonen gestraft. 
Streik oder Aussperrung werden mit 500 £. bei Unions 
und 20 £ bei Einzelpersonen gestraft, wenn eine beteiligte 
Union registriert ist. 

Der Court wie die lokalen Boards haben das Recht 
der Zeugeneinvernahme. Über das Recht der Revision 
von Büchern und Papieren schweigt das Gesetz selbst, 
die Vollziebungsverordnung des Gouverneurs verleiht aber 
dem Court wie den Boards auch dieses Recht. 

Kingston glaubte, ein Gesetz geschaffen zn haben, 
das auf alle Wünsche und Strömungen passt. Es schafft 
für jedermann eine Instanz zur zwangslosen Einigung 
und Schlichtung ; eine Zwangsexekution sieht es aber nur 
für diejenigen vor, welche sie wünschen und sich ihr 
unterwerfen (Einregistrierung). In der Praxis machte sich 
die Sache anders. Es Hess sich niemand eintragen und die 
Zwangsexekution blieb auf dem Papier. Als einmal der 
Präsident des Court es wagte, einen wichtigen Streit von 
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sich aus vor das Forum des Court zu ziehen, weigerte 
sich die Unternehmerpartei, vor dem Court zu erscheinen. 
Die Institution versagte. Erst seit dem Jahre 1900 be- 
gannen die Gewerkschaften, wieder Vertrauen zu fassen und 
sich einregistrieren zu lassen. Trotzdem ist die Tätigkeit 
des Court bis heute eine beschränkte geblieben. 

C. Victoria. 

Victoria hat 1896 ein Fabrik- und Werkstättengesetz Bulletin des n»- 

, , ... ., ,i.T .1 11. 1.1 teriiat. Arbcits- 

erlassen, das das obiigatonscne Schied8gericht lediglich amtea. Ri. in, 
für einen Teil der Arbeiterstreitigkeiten, für Lohnstreitig- 
keiten vorsieht. 1903 und 1905 wurde es durch Novellen 
erweitert. 

Die Gerichtsbarkeit dieser Lohnämter ersti'eckt sich 
auf Personen, die sich in fabrikmässigen Betrieben mit 
der Produktion von Kleidern, Möbeln oder dem Backen 
von Brot beschäftigen, oder die in irgend einem fabrik- 
mässigen Betrieb, einem Schlachthaus, oder einem Hand- 
lungshaus angestellt sind (§ 1). So die etwas langatmige 
Ausdrucksweise des Gesetzes. 

Die Lohnämter bestehen aus wenigstens 10 Mit- 
gliedern und einem Vorsitzenden, die alle vom Arbeiter- 
minister gewählt werden. 

Die Lohnämter haben die Aufgabe, für die betref- 
fenden Unternehmungen Minimaltarife festzusetzen. Zu 
diesem Zwecke rechnen sie zuerst die tatsächlichen Durch- 
schnittslöhne (Stück- und Taglohnsätze) für Arbeiter mitt- 
lerer Qualität aus. Die Minimallohntarife dürfen nicht 
höher sein als die so gefundenen Durchschnittlöhne. Bei der 
Berechnung dürfen nur die Lohnsätze gutstehender Firmen 
zur Grundlage genommen werden. Besondere Tarife, die 
niedriger gehalten sind, stellt das Lohnamt für Lehrlinge 
und Volontäre und für alte und invalide Arbeiter auf. 
Auch langsam arbeitende Personen dürfen nach einem 
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niedrigeren Tarif gelöhnt werden, doch darf die Zahl 
dieser ordentlicherweise nicht mehr als 7ö der Gesamt- 
zahl der Arbeiter der betreffenden Fabrik betragen. Der 
Entscheid eines Lohnamtes darf auf Antrag des Graf- 
schaftsratea vom Staatsrat von einer Firma auf die ganze 
Grafschaft ausgedehnt werden. 

Die Wahl der Mitglieder geschieht folgendermassen : 
Der Minister bezeichnet durch Bekanntmachung in der 
„Government Gazette" die Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
die er als Mitglieder erkoren hat. Er soll dabei auch 
die Arbeitgeber bezw. -nehmer einer Industrie berück- 
sichtigen, welche ausserhalb des Bezirkes der Hauptstadt 
wohnen. Diejenigen der bekanntgegebenen Personen sind 
gewählt, gegen deren Wahl sich nicht binnen 21 Tagen 
nach der Bekanntmachung ^/r, der Arbeitgeber bezw. 
Arbeitnehmer der betreffenden Industrie ausgesprochen 
hat. Die Abwesenheit eines Mitgliedes bei der Verhand- 
lung beeinflusst die Tätigkeit des Amtes nicht, wenn nicht 
ein anderes Mitglied gleich bei Beginn der Verhandlungen 
Einspruch erhoben hat. Der Präsident darf Zeugen ein- 
vernehmen ; er hat sie vorher zu beeidigen. Ein Entscheid 
darf frühestens 30 Tage, nachdem er gefasst wurde, in 
Kraft treten. 

Gegen die Entscheide eines Lohnamtes kann an ein 
gewerbliches Appellationsgericht (Court of Industrial 
Appeals) appelliert werden. 

Dieses Appellationsgericht besteht aus Mitgliedern 
des Obergerichts, die vom Staatsrat ernannt werden. 
Appellieren kann die Majorität der Arbeitgeber- oder der 
Arbeitnehmergruppe der Mitglieder eines Lohnamtes oder 
die eine der Parteien (Einzelperson wie Union). Auch 
kann der Minister wichtige Entscheide eines Lohnamtes 
von sich aus dem Appellationsgericht überweisen. Die 
Appellation hat regelmässig keinen Suspensiveffekt, aus- 
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nahmswoise kaun jedoch auf Anordnung den Präsidenten 
des Appellationsgerichts der Eintritt der Rechtskraft des 
erstinstanzlichen Urteils suspendiert werden. Aussagen 
vor dem Appellationsgericht über Gewinn oder finanzielle 
Lage eines Zeugen oder einer Partei dürfen ohne deren 
Erlaubnis nicht veröflfentlicht oder verbreitet werden. Das 
Urteil des Appellationsgerichtes ist endgültig. Das Gericht 
kann bei technischen Fragen durch zwei Beisitzer, welche 
von der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmergruppe des- 
jenigen Lohnamtes gewählt werden, dessen Entscheid vom 
Appellationsgericht behandelt wird, erweitert werden. Ver- 
weigert eine der Gruppen die Wahl eines Beisitzers, so 
ernennt das Gericht von sich aus einen solchen. Solche 
Beisitzer haben stets nur beratende Stimme. 

Zur eventuellen Zwangsexekution sieht das Gesetz 
Geldstrafen vor, wie das neuseeländische Gesetz. 

D. Neusüdwales. 

Xeusüdwales erliess schon 1892 ein Gesetz zur fried- Archiv 

• 1 T^ • A • ¥-1 1 1 ^**' soziale 

liehen Beileffuner von Arbeitsstreitiffkeiten. Doch hatten Gesetzgrebunj?, 

^ ^ ö Bd. XI, p. 639. 

die damals geschaffenen Gerichte^ nicht genügend Voll- Revue de r^co- 
machten, um das Erscheinen der Parteien und Zeugen, "Bd^xirp*'ä2^' 
sowie das Vorlegen der Geschäftsbücher zu erzwingen. Die blatuw)?!Miirz- 
Untemehmer weigerten sich stets, zu erscheinen. So blieb Bui^eti/deTin- 
jenes Gesetz einstweilen auf dem Papier. Erst 1901 '^anues 'bS^i^ 
gelang es, die Zwangsgewalt in Anlehnung an das neu- i^ i75undp.442. 
Seeland ische Gesetz wirksamer zu gestalten. 

Die „Industrial Arbitration Act lOOl*' hält sich eng 
an ihr Vorbild, das neus(»eländische Gesetz. Das Gesetz 
kennt auch die Einregistrierung von Personen, Gesell- 
schaften und Verbänden von wenigstens 50 Mitgliedern, 
von Gewerkvereinen und Zweigvereinen. Der Eintrag 
verleiht das Recht bei den Richterwahlen mitzuwirken 
und vor dem Gericht als Kläger aufzutreten. Doch kennt 

7 
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Neu8Üdwalefi nicht die Möglichkeit der Registrierung von 
Industrial Associationa. 

Ein wichtiger Unterschied besteht auch darin, dass 
das Gesetz von Neusüdwales nicht zwei Instanzen (Boards 
und Court), sondern nur ein für die ganze Kolonie zu- 
ständiges Gericht (Court of Arbitration) kennt. Dieses 
Gericht besteht wie in Neuseeland der Court aus 3 Mit- 
gliedern, die auch in gleicher Weise gewählt werden. Das 
Gericht von Neusüdwales kann noch zwei Beisitzer bei- 
ziehen, die von den streitenden Parteien gewählt werden, 
und von denen der eine ein Arbeitnehmer und der andere 
ein Arbeitgeber ist. Verweigert eine Partei, ihren Beisitzer 
zu bezeichnen, so kann das Gericht es an ihrer Stelle tun. 
Solche Beisitzer werden nur bei Fragen technischer Natur 
zugezogen. Sie haben beratende Stimme. 

Das Gericht hat nur diejenigen Streitigkeiten zu 
untersuchen, die ihm von einer cinregistrierten Union oder 
dem Registerführer vorgelegt werden. Es hat das Recht 
der Zeugeneinvernahme und kann verlangen, dass ihm 
Urkunden vorgelegt werden. Jeder Richter ist darauf zu 
beeidigen, dass er keine Geschäftsgeheimnisse, die ihm in 
den Sitzungen zur Kenntnis kommen, verbreitet. Auf 
dem Bruch dieses Eides steht eine Geldstrafe von bis 500 S 
und Amtsentsetzung. Eine Partei kann für Zeugenverhör 
stets geheime Sitzung verlangen. 

Das Gesetz von Neusüdwales bestimmt wie dasjenige 
von Neuseeland, dass eine Union nur auf Beschluss ihrer 
Generalversammlung hin, Klage erheben kann. Nur bei 
Dringlichkeit genügt Beschluss des Vorstandes. 

Über die Kollektivverträge und ihre Exekutionsfähig- 
keit enthält das Gesetz die gleichen Bestimmungen wie 
das neuseeländische. Die gleiche Fassung hat auch das 
Streik- bezw. Aussperrungs verbot. Die Strafe beträgt in 
Neusüdwales 1000 £, Die wichtigste Neuerung besteht 
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aber darin, dass diese Strafe bei armen Unions in eine 
Gefängnisstrafe von höchstens zwei Monaten, welche gegen 
die Mitglieder vollzogen wird, umgewandelt werden kann. 
Die Gefängnisstrafe hat sich jedoch seither als undurch- 
führbar erwiesen (vgl. unten). 

Ein Unternehmer, der einen Arbeiter oflfenbar des- 
halb aus dem Dienst entlässt, weil dieser Mitglied einer 
Industrial Union ist, oder auf einen Vorteil aus einem 
Urteil, oder einem Kollektivvertrag Anspruch hat, soll 
verurteilt werden, an den Arbeiter eine Entschädigung 
von bis 20 ^ zu zahlen, wenn er nicht beweist, dass 
andere Entlassungsgründe vorlagen. Das Gericht darf 
Minimallohnansätzo in seinen Urteilen aufstellen. Es darf 
auch Arbeitgebern die Verpflichtung auferlegen, bei der 
Anstellimg von Arbeitern bei sonst gleichen Umständen 
denjenigen den Vorzug zu geben, welche einer registrierten 
Union angehören. 

Das Gericht kann seine Urteile in gleicher Weise 
auf formell am Prozess Unbeteiligte ausdehnen, wie der 
neuseeländische Court. Es kann auch Usancen zu allgc- zeftung*Nr^44 
meinen Normen für die betreffende Industrio erheben, ^^^^^^\ Nr* 1*7)^ 
deren L^bertretung mit Bussen geahndet wird. Es kann 
den Ausschluss eines ungehorsamen Mitgliedes von einer 
Union verlangen, eventuell die Streichung der Unions aus 
dem Register anordnen. Übertretungen von Urteilen des 
Gerichtes kann dieses an einer Union mit bis 500 £,^ an 
Einzelmitglieder derselben mit bis 5 <^, an einzelstchenden 
Personen, die nicht registriert sind, mit bis 500 £, ahnden. 
Über die Zahlung solcher Bussen bestimmt das Nähere die . 
„Small Debts Recovery Act 1899". (Solche Bussen werden 
vom Einzel- und Polizeirichter im Bagatell verfahren einge- 
zogen). Jede von einem Urteil ausgesprochene Verpflichtung 
muss zeitlich beschränkt sein. Nach Ablauf einer kürzern 
Frist kann die betreflfende [Jnion um Befreiung von der- 
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selben einkommen. Das Gericht entHcheidet über solche 
Gesuche nach freiem Flrniesson. Wie in NeuHeeland haftet 
auch in Neusüdwales das einzelne Mitglied einer Union, 
wenn diese ihre Zahlungen nicht leistet, und zwar bis 
zum Betrag von 10 «€. 

Das Gesetz von Xeusüdwales regelt die Verhältnisse 
lange nicht so sorgfältig und erschöpfend, wie das neu- 
seeländische. Es 80II vorläufig bis 1908 in Kraft bleiben. 
Im Jahre 1902 war es zeitweilig stark erschüttert, weil 
eine Gefängnisstrafe gegen die Gewerkschaft der Bergleute 
von Neusüdwales nicht durchgeführt werden konnte. 

E. Queensland. 

biLn!^'Mürzheft -^^^^ Queensland erliess 1891 ein Gesetz, das sich 

1906, p. 223. ^ly^Y ^uf couciliation beschränkt. Die Regierung ist be- 
fugt, in jedem Distrikt einen „Court of Conciliation*" zu er- 
richten. Will die eine Partei die Streitigkeit dem Court 
unterbreiten, so hat sich die andere bei einer Strafe von 
2 sh. zu fügen. Der Court kann Zeugen einvernehmen, 
Bücher und Urkunden einsehen, darf die Parteien aber 
nicht zur Produktion zwingen. Der Entscheid des Court 
ist unverbindlicher Vergleichsvorsehlag. Die Erfolge dieses 
Gesetzes sind sehr gering. 

Tasmanien besitzt noch kein Gesetz über Schieds- 
gerichte oder Einigungsämter. 

F. Der Bundesstaat. 

Pror^M^^Huber "^^^ ^^^ Gründung des auntralischen Bundesstaates 

zurcher*Zeit^"« ^^^^^ ^^^"^ Bund die Regelung derjenigen Verhältnisse 

^^^^und''44^' ^^ übertragen, welche ihrer Natur nach sich über die Grenzen 

Bulletin des in- des einzelnen Gliedstaates erstrecken und deshalb nur 

ternat. Arbeits- . ^- i i. r< n i 

amtes, Bd. IV, durch ffemomsames Vorgehen aller Staaten ffereeelt werden 

459, auch sepa- , t^. » i . , , , f? , ^ 

rat erschienen können. Die Arbeiterschutzffesetzffebunff verblieb erruna- 

unter; R. Böli- ,. , i ,. i V.. . t^ , ., 

ringer, Das au- sätzlich dor Kompetenz der Einzelstaaten. Doch gibt es 

stralische Bun- ^ 
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Gewerbe, welche über mehrere Staaten ausgedehnt sind, verSuim^ 'und 
z. B. das Transportwesen. Für diese Gewerbe ist der Bund gewerbnchS- 
zur Oberaufsicht und Gesetzgebung kompetent. Daraus Streitigkeiten, 
folgt, dass er allein ein Schiedsgericht einzusetzen befugt 
ist, das generell geltende Rechtssätze aufstellen kann. Denn 
die staatliche Schiedssprechung ist, soweit sie sich mit reinen 
Interessenstreitigkeiten beschäftigt, rechtsschöpfende und 
nicht rechtsanwendende Tätigkeit, Gesetzgebung und nicht 
Rechtspflege. Wohl unterstehen auch die Transportanstalten 
in ihrem privatrechtlichen Verkehr zunächst den einzel- 
staatlichen Gerichten, allein nur soweit es sich um Rechts- 
streitigkeiten handelt. Folgerichtig sollten also auch für alle 
Streitigkeiten betreffend Auslegung der Kollektivverträge 
die gliedstaatlichen Gerichte kompetent sein. Allein der 
Kollektivvertrag, ein Produkt der modernen Arbeiterbe- 
wegung, ist noch zu jung. Er ist noch nicht von der Juris- 
prudenz in seinem Wesen erfasst, untersucht und dem 
System des Vertragsrechts eingefügt worden. Weist ihm 
doch seine kollektive Natur eine eigenartige Stellung neben 
den übrigen Vertragstypen ein. Deshalb steht er auch heute 
noch in vielen Beziehungen verkannt und ohne Rechts- 
schutz da. Auch die Gerichte der australischen Gliedstaaten 
versagen ihm ihren Schutz. Sie tun das bei den inter- 
staatlichen Gewerben bis zu einem gewissen Grade mit 
Recht. Wohl ist er ein Vertrag des Privatrechts, allein ein 
Vertrag, der sich dank seiner kollektiven Abschliessung bei 
interstaatlichen Gewerben notwendig auf mehrere Staats- 
territorien erstreckt, also in der Tat besser von einem bundes- 
staatlichen Gericht beurteilt wird. Somit erstreckt sich 
die Kompetenz des bundesstaatlichen Gerichtes auf: 

a) Reine Interessenstreitigkeiten, weil es sich hier 
um gesetzgebende Tätigkeit handelt. 

b) Auf Rechtsstreitigkeiten, welche die Auslegung und 
Ausführung der Kollektivverträge betreffen. 



Digitized by VjOOQ IC 



— 102 ~ 

Die Kompetenzausscheidung zwischen dem Gericht 
des Bundesstaates und den gliedstaatlichen Gerichten ist 
also dieselbe wie in Neuseeland die Ausscheidung zwischen 
dem Court of Arbitration und den ordentlichen Gerichten. 

Das Gesetz des australischen Bundesstaates von 1904, 
das den Titel führt „Act relating to Conciliation and Ar- 
bitration for the prevention and scttlement of industrial 
disputes extending beyond the limits of any one state" 
beschäftigt sich gleich dem neuseeländischen nur mit 
Streitigkeiten über die Arbeitsbedingungen, welche zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitgeberorganisationen einerseits und 
Arbeitnehmerorganisationen anderseits entstanden sind (§ 4). 
Solche Streitigkeiten sind aber nur Streitigkeiten aus 
KoUektivorträgcn oder reine Interessenstreitigkeiten. Der 
Rechtsweg, auf welchem diese Streitigkeiten der Cognition 
des Bundesgerichts unterstellt werden, ist verschieden 

(§ 19): 

1. Die eine Partei erhebt Klage beim Gericht. 

2. Der Registrator des Bundesstaates bezeichnet die 
Entscheidung eines Streitfalles als im öffentlichen Inter- 
esse liegend. Dann greift das Gericht ex officio ein. 

3. Ein gliedstaatliches Schiedsgericht erklärt sich zur 
Beurteilung einer Streitigkeit als inkompetent und weist 
sie an das Bundesgericht. 

4. Ausserdem kann das Bundesgericht zu jeder Zeit von 
sich aus einem gliedstaatlichen Schiedsgericht eine konkrete 
Streitigkeit entziehen und selbst beurteilen, wenn die Vor- 
aussetzungen der bundcsgcrichtlichen Kompetenz gegeben 
sind (§ 20). 

Das Gesetz legt den Parteien keine Pflicht auf, die 
schwebende Streitigkeit dem Gericht vorzulegen. Es ver- 
bietet aber in § 6 die Selbsthilfe in Form von Streik und 
Ausperrung und droht eine Strafe von bis 1000 £ an. 
Es verbietet auch Chikanen durch Boykott und Sperre. 
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Die Organisation des Gerichtshofes ist insofern eigen- 
artig als das Gericht aus einem Einzelrichter besteht 
(§ 11), der vom Generalgouverneur auf 7 Jahre gewählt 
wird (§ 12) und nur auf Gesuch beider Häuser früher 
abberufen werden kann. Dieser Richter kann durch schrift- 
liche YoUmacht ein Mitglied des Obergerichts des Bundes- 
staates („Justice of the High Court**) oder eines gliedstaat- 
lichen Obergerichts („Judge of the Supreme Court of a 
State") zu seinem Stellvertreter ernennen (§ 14). 

Die Urteile des Gerichts sind inappellabel. Auch eine 
Kassation ist unzulässig (§31). Doch ist dem Kichter die 
Befugnis eingeräumt, bei Rechtsfragen das bundesstaat- 
liche Obergericht zu konsultieren. Er kann auch die Fest- 
stellung des Tatbestandes einem lokalen Gewerbeamt 
(„Local Industrial Board") überweisen. Dieses Gewerbeamt 
ist eine von den Gliedstaaten eingesetzte Behörde (§ 36). 

Die Exekutionsstrafen (§ 38) sind auf höchstens 
1000 j€ bei Organisationen und Arbeitgebern bemessen. 
Das einzelne Mitglied haftet bis auf den Betrag von 10 «€. 
Beträgt die Mitgliederzahl einer Arbeiterorganisation 
weniger als 100, so ist die Höhe der Haftsumme gleich 
der Summe, welche mit der Zahl der Mitglieder multi- 
pliziert 1000 gibt. Das Bundesgericht kann von beiden 
Parteien bei Beginn des Prozesses Kaution bis 200 £ ver- 
langen. Die Strafen können auf Antrag des Registrators, der 
obsiegenden Partei oder eines Mitgliedes der obsiegenden 
Organisation von jedem auch gliedstaatlichen Gericht, in 
welchem ein Polizei-, Amts- oder Spezialrichter („Police? 
Stipendary or Special Magistrate**) in beschleunigtem Ver- 
fahren verhängt werden (§ 44). 

Die Gerichtsbarkeit des Bundesgerichtes erstreckt sich 
prinzipiell nur auf diejenigen Organisationen, welche sich 
in ein von einem bundesstaatlichen Beamten (Registrator) 
geführtes Register eintragen lassen (§ 4). Nur solche 
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Union» können yor dem Gericht orHchoinen. Allein daneben 
statuiert da» Gesetz ein allgemeines Streik- und Aussperr- 
ungsverbot, das auch an die nichtregistrierten Unions 
gerichtet ist (§ 6). Dadurch werden diese zur Registrie- 
rung gezwungen, indem sie sonst vom Gericht verurteilt 
werden können, ohne selbst mit ihren Klagen gehört zu 
werden. Die Registrierung gewährt Korporationsrecht, 
ferner unter Umständen Anspruch auf sogenannte Vor- 
zugsbehandlung (§ 40). Der eingetragene Verein kann 
durch Verfügung des Gerichtes den Anspruch erhalten, 
dass ceteris paribus seine Mitglieder (U^nionmen), wenn sie 
sich um eine Stelle bewerben, stets Nichtmitgliedern vor- 
gezogen werden. Das Gesetz verbietet, dass die Vorzugs- 
behandlung auch politischen Vereinen zu Teil werde (§ 55). 
Die Bestimmungen über die Vorzugsbehandlungen bilden 
eine Schwäche des Gesetzes. Denn weil das Gesetz sich 
auf ganz Australien erstreckt, wird durch eine solche 
Vorzugsbehandlung für den betreffenden Verein ein eigent- 
liches Monopol statuiert. Der Richter kann das Privileg 
auf ganz Australien ausdehnen und damit jede mögliche 
Konkurrenz ausschalten. Der Vorbehalt betrefifend die 
politischen Vereine beseitigt nur die drohendsten Gefahren 
in dieser Richtung. Ein drittes Privileg der registrierten 
Unions besteht darin, dass sie ihre Forderungen gegen- 
über ihren Mitgliedern vor jedem Gerichtshof in beschleu- 
nigten Verfahren einklagen können (§ 68). 

Dies sind die Qrundzüge des Gesetzes. Bezüglich des 
Verfahrens, sowie den Befugnissen zur Erstreckung der 
Urteile enthält es die gleichen Bestimmungen wie das 
neuseeländische. Auch die Bestimmungen über den Ab- 
schluss und die Exekution von Industrial Agreements sind 
die gleichen. 
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I. Ganada. 



In Canada liegen die Verhältnisse ähnlich wie in 
Australien. Staaten, welche zum Teil induHtriell sehr ent- 
wickelt sind (Quebek), haben sieh zu einem Bundesstaat 
vereinigt. Auch die wirtschaftliehe Entwicklung ist analog 
derjenigen Australiens. Ursprünglich bildete die Land- 
wirtschaft die einzige Beschäftigung der Bewohner. In 
neuerer Zeit kam aber unter dem Einfluss der benachbarten 
Vereinigten Staaten auch die Industrie auf. Wirtschaftliche 
Krisen führten zu Arbeiterkämpfen und diese legten den 
Gedanken eines friedlichen Ausgleiches der Interessen- 
gegensätze nahe. 

Allein die canadischen Staaten, welche Einigungsämter 
und Schiedsgerichte t^richteten, — es sind ihrer zwei — 
sind bis jetzt noch nicht zu einer so eingehenden und 
gründlichen Gesetzgebung gekommen, wie Neuseeland. 
Entweder beschränkten sie sich auf conciliation und schufen 
blosse staatliche Versöhnungskammern, welche nur mit 
Einwilligung der Parteien unverbindliche Schiedssprüche 
fallen dürfen (Quebek); oder sie schufen zwar obligatorische 
Schiedsgerichte wie die australischen Staaten, begnügten 
sich aber mit einer oberflächlichen Regelung der Verhält- 
nisse. Es fehlt bis jetzt an einem weitern Ausbau ihrer 
Schiedsämter. Nichtsdestoweniger finden sich oft originelle 
Institutionen, so in Neuschottland (Stellung des Kommissärs 
und Exekution). 

Auch der Bundesstaat hat ein Gesetz zur Beilegung 
von Streitigkeiten im Eisenbahnbetrieb erlassen, welches 
aber nur für die wich tigern und gefährlichem Konflikte 
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eine schiedsgerichtliche Erledigung vorsieht. Es kennt eine 
Zwangsexekution der Schiedssprüche, verzichtet aber darauf, 
zur Sicherung derselben besondere Kautelen zu schaffen. 
Privatrechtliche Einigungsämter oder Schiedsgerichte 
fanden wir in Canada keine. 

A. Quebek. 

intwnaViona^en ^"^ Jahre 1901 crliess Quebek ein Lohnstreitigkeits- 

BdTp*m' g^^^*^2 (y>^^^ Quebek Trade Disputes Act") (§ 1). 

Das Gesetz zieht den Kreis der Arbeitsstreitigkeiten, 
die zur gerichtlichen Beurteilung kommen, enger als die 
australischen Gesetze. § 3 zählt erschöpfend auf, was vor 
die Gerichte gebracht werden kann: Lohnstreitigkeiten, 
mögen sich dieselben auf die Lohnauszahlung, auf die 
Arbeitsstunden oder die Arbeitszeit beziehen, Streitigkeiten 
über Schadenersatz wegen verspäteter Ablieferung oder 
Mangelhaftigkeit der Arbeit, über die Erfüllung irgend 
welcher Kollektivverträge, wegen mangelhafter Kost, un- 
gesunder Arbeitsräumo, wogen Anstellung und Entlassung 
von Arbeitern. Eh wird verlangt, dass mindestens 10 
Arbeiter an der Differenz beteiligt sind. 

Jeder Rat (Council) hat einen Sekretär, der alle Ge- 
suche von Arbeitgebern entgegenzunehmen, zu registrieren 
und weiter zu leiten hat und der den Rat zu den Sitzungen 
einberufen muss (§§ 4 und 5). Der Sekretär ist befugt, 
Zwangsbefehle zur Vorladung von Zeugen und Vorlage 
eines Schriftstückes zu erlassen (§ 6). Er kann von sich 
aus zu vermitteln suchen. 

Das Gesetz unterscheidet Einigungsräte („Councils of 
Conciliation") und Schiedsräte („Councils of Arbitration") 
(§ 7). Eine Registrierung der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände kennt es nicht. 

Der Council of Conciliation besteht aus 4 Mitgliedern, 
wovon je 2 von den Parteien stets ad hoc ernannt werden. 



Digitized by VjOOQ IC 



— 111 — 

Jede Partei hat die Namen der von ihr ernannten Mit- 
glieder schriftlich dem Sekretär mitzuteilen und gegebenen- 
falls für Ersatz zu sorgen. Streitigkeiten werden dem Council 
of Conciliation nur auf Verlangen einer Partei zugewiesen 
(§ 8). Die Parteien können sich durch unbeschränkt be- 
vollmächtigte Personen vertreten lassen (§ 10). Sie haben 
einen gemeinschaftlich verfasston Bericht über den Streit- 
fall dem Council einzureichen. Sind sie über den Tat- 
bestand nicht einig, so soll jode Partei gesondert einen 
Bericht einsenden. Der Council sucht nach Anhörung 
der Parteien und gegenseitiger Aussprache derselben zu 
schlichten (§§ 12 und 14). Gelingt das nicht, so teilt der 
Sekretär den Parteien einen beglaubigten Bericht der 
Verhandlungen mit. Auf Verlangen einer Partei ist die 
Streitsache vor einen Council of Arbitration zu bringen. 
Das Gesetz sieht zwei Councils of Arbitration vor, den 
einen für die Transportanstalten, den andern für alle übrigen 
Gewerbe (§ 15). Jede Council of Arbitration besteht aus 
3 Mitgliedern, das erste wird auf Vorschlag aller Arbeit- 
nehmer, das zweite auf Vorschlag aller Arbeitgeber vom 
Staatsrat ernannt. Diese beiden Mitglieder schlagen dem 
Staatsrat das dritte vor. Mangels eines Vorschlags der 
beiden ersten Mitglieder wählt der Staatsrat einen Un- 
parteiischen, der mit keiner Industrie in Verbindung steht. 
Der Unparteiische kann Vorsitzender beider Councils sein. 
Die Amtsdauer beträgt 2 Jahre. Die Mitglieder sind 
wiederwählbar. Wenn der Vorsitzende insolvent wird, 
oder wenn ein Mitglied sich eines Verbrechens schuldig 
macht, verliert es sofort seine Stelle. Ist ein Mitglied ver- 
hindert, in einem konkreten Falle zur Sitzung zu erscheinen, 
so wählt der Staatsrat einen Ersatzmann, der von beiden 
Parteien bestätigt werden soll. Die Wahl der Councils of 
Arbitration durch die Arbeitgeber ist die folgende (§ 16): 
Jeder Unternehmer und jeder Untemehmerverband hat 
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eine Stimme, wenn er wenigstens 10 Arbeiter beschäftigt. 
Jede Gewerkschaft, jede Arbeiterorganisation überhaupt, 
deren Vereinszweck die Regulierung der Löhne ist, hat 
ebenfalls eine Stimme. Der Sekretär hat einige Zeit vor 
den Wahlen eine Liste der Stimmberechtigten aufzustellen. 
Im Zweifel entscheidet der Chef der öffentlichen Arbeiten, 
ob ein Geschäft stimmberechtigt ist. Die Stimmabgabe ge- 
schieht durch die Post. Die Resultate der Vorschläge und 
die darauf gestützten Ernennungen durch den Staatsrat 
werden vom Minister der öffentlichen Arbeiten publiziert. 
Eine schon vor einem Council of Conciliation behan- 
delte, aber von ihm nicht geschlichtete Streitigkeit kommt 
auf Antrag der einen Partei vor einen Council of Arbitration 
(§ 17). Um eine Sache dagegen unvermittelt vor einen 
Council of Arbitration zu bringen, bedarf es des Consenses 
beider Parteien. Die Sitzungen sind öffentlich. Die Councils 
of Conciliation und Arbitration sind befugt^ einen Augen- 
schein vorzunehmen (§ 21) und Zeugen zu verhören (§ 24). 
Das Erscheinen der Zeugen kann durch Strafen erzwungen 
werden. Die Schiedssprüche dos Council of Arbitration 
werden nicht vom Staat exequiert. Das Gesetz enthält 
auch kein Streik- bezw. Aussperrungs verbot. Alles ist dem 
guten Willen der Parteien überlassen. 

B. Neuschottland. 

in?ernatiSnaJen Weiter als Quebck geht Neuschottland in einem Gesetze 

"B^dil^p^eö? ^^^ ^^^ Jahre 1900, das auf die Bergwerksbetriebo be- 
schränkt ist. 

Beim Entstehen von Lohnstreitigkeiten ist ein schrift- 
liches Gesuch um Regelung derselben an den Kommissär 
zu richten (§ 3). Dieses Gesuch muss von der Mehrheit der 
Versammlung des betreffenden Verbandes ausgehen (§ 4). 
Nach Einvernahme des Gesuchsstellers entscheidet der 
Kommissär, ob die Streitigkeit dem Schiedsgericht zu 
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unterbroiton ist odor nicht (j{ 5). Wird die Streitigkeit 
vom Kommissär nicht sofort überwii^son, so ist sie als 
gegen die gesuchstellend«» Partei entschi<»den zu betrachten 
(§ 6). Das Schiedsgerichtskomitee besteht aus 5 Per- 
sonen (§ 8), 2 werden vom Gouverneur ernannt, 1 vom 
Bevollmächtigti^n des Unternehmers, 1 von denjenigen der 
Arbeiter und 1 von Personen, welche von den beiden 
Bevollmächtigten bezeichnet werden. Wenn die Bevoll- 
mächtigten nicht binnen 5 Tagen ihre Vertrauensperson 
bezeichnen, so ergänzt sich der Gerichtshof selbst. Das 
Komitee beurteilt nur die* ihm vom Kommissär unter- 
breiteten Fragen (§ 9). Es kann Z(»ugen unter Androhung 
von Bussen vorladen und Eide abnehmen (§ 10). Der Se- 
kretär des Gerichtes hat die Pflicht, Protokoll zu führen 
und eine Kopie des Gesuch(»s und des schiedsgerichtlichen 
Entscheides beim Protonotar (erstem GtTiehtschreiber) des 
Obersten Gerichtshof**s zu disponieren (§ 10). Die Mit- 
glieder des Gerichtshofes sind vor B(»ginn ihrer Tätigkeit 
zu beeidigen (§ 12). Die Bücher des Unternehmers müssen 
dem vom Komitee bezeichneten Mitgli(*d zur Einsicht 
vorgelegt werden (§ 14), doch darf dieses Mitglied nicht 
einer Konkurr<*nzfirma angf^hören, und hat unter Eid zu 
versprechen, seine Wahrnehmungen nur dem Komitee mit- 
zuteilen. Die Urteilssprüche sind schriftlich abgefasst und 
von der Mehrheit der Richter unterzeichnet im Bureau 
des Kommissärs zu deponieren (§ 16). Dieser gibt den 
Parteien Kenntnis vom Urteil (§ 17). Der Präsident des 
Schiedsgerichts hat dem Parlament über die Rechts- 
sprechung periodisch Bericht zu erstatten (§ 18). Auf Ver- 
langen einer Partei kann das Urteil des Komitees vom 
Obersten Gerichtshof als Entscheidung von seiner Seite 
erklärt und exequiert werden (§ 19). Bei der Exekution 
geniessen Forderungen des Staates und bona fide einge- 
tragene Hypotheken den Vorrang (§ 20). Nachdem ein 

8 
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Schiedsgericht angerufen ist, kann der Unternehmer von 
jedem der klagenden Arbeiter Löhne in der Höhe von 
3 ^ im Maximum zurückbehalten (§ 22) und bei einer 
bekannten Bank der Kolonie unter Hinzufügung einer dop- 
pelt so grossen eigenen Summe zu Händen des Kommissärs 
deponieren. Wenn eine Partei, die verurteilt wurde, sich 
nicht unterwirft, kann auf die von ihr hinterlegte Summe ge- 
griffen werden (§§ 23 und 24). Die Kosten, welche vom Kom- 
missär aus dem vom Unternehmer hinterlegten Geld bezahlt 
werden, können im Falle einer Verurteilung der Arbeiter 
diesen vom Unternehmer als ausbezahlter Lohn angerechnet 
werden (§ 25). Das Komitee kann eine dreigliedrige Kommis- 
sion mit der Feststellung des Tatbestandes betrauen (§ 21). 

C. Der Bundesstaat. 

^biaw^iöä^^ Wie in Australien untersteht auch in Canada das Trans- 

Märzheft p. 220 portwesen, speziell das Eisenbahnwesen, der Oberaufsicht 
inferaationaien ^®^ Bundes. Das Bundesparlament erliess im Jahre 1903 ein 
Vd^^n^oSüsf Gresetz zur Beilegung von Streitigkeiten im Eisenbahn- 
P 3W. betriebe (the Kailway Labour Disputes Act 1903) (§ 1). 
• Wenn zwischen einer Bahnverwaltung und ihren Bahn- 

angestelltcn Streitigkeiten entstehen, welche nach Ansicht 
des Ministers von den Parteien selbst nicht zufriedenstellend 
geschlichtet werden können, oder ein Streik resp. eine Aus- 
sperrung befürchten lassen, kann der Minister aus eigener 
Machtvollkommenheit eine Untersuchung einleiten (§ 3). 
Eine streitende Partei oder die Behörde einer vom Konflikt 
direkt betroffenen Stadt kann durch diesbezüglichen Antrag 
die staatliche Intervention provozieren. Die Kommission, 
welche mit der Untersuchung betraut wird, besteht aus 
3 Personen, von denen die Bahnverwaltung und die 
Bahnangestellten je eine Person zu wählen haben, während 
die dritte, die den Vorsitz führt, von den beiden erstge- 
wählten Personen gewählt wird. Verzichtet eine Partei 
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auf ihr Wahlrecht, so übt os der Minister an ihrer Stelle 
aus. Der Minister kann auch den Dritten ernennen, 
wenn die beiden Parteivertreter sich nicht auf eine Person 
einigen können. Die Schlichtungskommission hat die Auf- 
gabe, durch Zuspruch eine Einigung herbeizuführen (§ 4.) 
Gelingt ihr das nicht, so kann der Minister die Streitigkeit 
an ein Schiedsgericht weisen. Unter Zustimmung beider 
Parteien kann die Vermittlungskommission als Schieds- 
gericht funktionieren. Jede Partei kann jederzeit ihren 
Vertreter abberufen und ersetzen (§ 5). In diesem Falle 
hat auch eine Neuwahl des Obmannes stattzufinden (§ 6). 

Bei den Staatseisenbahnen haben die Staatsräte der 
Provinzen, in welcher die betreffende Eisenbahn liegt, an 
Stelle des Eisenbahnministers, das Recht, das eine Mitglied 
in die Schlichtungskommission und das Schiedsgericht zu 
wählen (§ 7). 

Ist ein Mitglied unentschuldigt abwesend, so sind auch 
die von den beiden andern allein gc^fassten Beschlüsse 
gültig (§ 9). Das Schiedsgericht hat die Streitigkeit nach 
allen Richtungen zu untersuchen (§ 10). Es hat einen 
genauen Bericht der Verhandlung dem Minister zugehen 
zu lassen. Dieser Bericht ist im Amtsblatte zu veröffent- 
lichen (§ 11). Kopieen desselben erhält jede Partei sowie 
jede Zeitung Canadas, welche darum einkommt (§ 12). 
Das Gericht kann Zeugen einvernehmen und beeidigen 
(§ 13). Es kann wichtige Urkunden zur Einsicht einfordern. 
In Fällen von Ungehorsam stehen ihm die Zwangsmittel 
des Zivilprozessrechts zur Verfügung. Die Zeugeneinver- 
nahme darf jedoch nicht erzwungen werden, wenn der 
Zeuge sich durch seine Aussagen einer gerichtlichen Ver- 
folgung aussetzen würde. Die Zeugen sind verpflichtet, 
alle Urkunden, welche in ihrem Besitze sind, und für die 
Untersuchung von Wichtigkeit sind, auf Geheiss des Schieds- 
gerichts mitzubringen (§§ 14 und 15). Diejenigen Stellen 



Digitized by VjOOQ IC 



— HG — 

in Büchern und Urkundon, welche nach Ansicht der Schieds- 
richter für die Untersuchung irn^levant sind, könnc^n ver- 
siegelt werden; die aus produzierten Urkunden geschöpften 
Kenntnisse dürfen nicht weiter verbreitet werden (§ 16). 
Die Schiedsrichter werden vom Bunde angemessen ent- 
schädigt (§ 17). 

Wie in den Gesetzen von Quebek und Ncuschottland, 
findet sich auch im ües(»tz des Bundc^sstaates das Verbot 
der Stellvertretung durch Advokaten (§ 19). Nur mit Ein- 
willigung beider Parteien dürfen diese vor dem Schieds- 
gericht erscheinen. Das Schiedsgericht ist den gewöhnlichen 
Gerichten gleichgeordnet, seine Entscheide dürfen von den- 
selben nicht mehr materiell überprüft werden, sondern sind 
ohne Weiteres zu exequieren (§ 20). Die Mitglieder des 
Schiedsgerichts wie der Schlichtungskommission geniessen 
bcsondcrn Strafschutz (§ 22). Die Verhandlungen des 
Schiedsgerichts sind nach dessen Ermessen öffentlich oder 
geheim (§ 23). 

IL Die Vereinigten Staaten von 
ITordamerika. 

Auch in dem Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ist trotz des Aufschwungs der Industrie daselbst die Ent- 
wicklung des Einigungswesens noch in den Anfilngen. 
Zwar hat sich die Arbeiterbewegung schon frühzeitig be- 
merkbar gemacht und auch bald zu wirtschaftlichen 
Kämpfen geführt; allein nichtsdestoweniger ist die Ent- 
wicklung auf privatrechtlichem Gebiete bis heute noch nicht 
so weit fortgeschritten wie in England. Insbesonders sind Neu- 
schöpfungen sehr selten, überall finden wir englische Institu- 
tionen, welche entweder geradezu kopiert oder doch in irgend 
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einer WeiNO verw(*nd(*t wordon sind, sich aber bei den ver- 
änderten Verhältnissen nicht immer bewähren. Einige Schieds- 
statute sind sehr ausführlich, allein stets lässt sich der englische 
Ursprung nachweisen. Wir be^hränken uns deshalb darauf, 
bloss die wichtigeren dieser Statute darzustellen und verweisen 
für das Nähere auf unsiM-e Ausführungen unter England. 

Intensiver als in England ist in Amerika das Ein- 
greifen der Gesetzgebung. Die meisten Staaten der Union 
haben staatliche Einigungsämter eingeführt, doch mangelt 
überall das Obligatorium, es sind „Versöhnungskammern*', 
also reine Verwaltungsbehörden. Es fehlt an einer ein- 
gehenden Regelung der Verhältnisse, das Amt wird in 
seiner Tätigkeit begreiflicherweise so frei wie möglich ge- 
stellt; es muss sich nach den Verhältnissen und den Par- 
teien richten und darf durch zwingende Rechtssätze nicht 
allzu sehr gebunden sein. 

Auch der Bundesstaat hat für die ihm unterstellten 
Betriebe eine Einigungsinstanz geschaffen. Er sieht eine 
arbitration vor, verzichtet aber auf eine Regelung der 
Exekutionsfrage. 

A. Einigungsämter und Schiedsgerichte 
auf privatrechtlicher Grundlage. 

Den ersten allerdini's nur vorübergehend ffeltenden naudwörter- 

ü u- ^ ^ ^a ' • A ßA TU J • buch fär Staats- 

öchiedsvertraff trenen wir m den oOer Janren des vorigen Wissenschaften, 

Jahrhunderts im Baugewerbe, üie Entwicklung ist die Annais of the 

gleiche wie in England: Zuerst wird ein Schiedsvertrag dtSyofPoiitiSa 

abgeschlossen, dessen Geltung auf einen konkreten Fall ^(S^^p.^ä f! 

beschränkt ist; dann werden Lohnskalen nach Massgabe i^^^/t^grobre 

der Preise der Arbeitsprodukte aufgestellt und Or- ^- ^^j^^p ^ 

gane zur Kontrolle eingesetzt (Eisenwerke zu Pittsburg), v. waiters- 

In Amerika ist neben den gleitenden Lohnskalen auch Die nordameri- 

- , . n ,r\ ' -KW . 11 1 X kanisehen üe- 

das ,,basis-9y stein*' (Festsetzung eines Minimallohnes) ge- werkschaften, 
bräuchlich. 



p. 271 f. 278 
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V. Walters- 
hansen. 
Die nordameri- 
kanischen Ge- 
werkschaften, 

p. 278 f. 
Morisseanx. liCS 
Conseils de l'In- 
dustrie et du tra- 
Tall (1890) p. 124. 



V. Walters- 
hansen. 
Die nordameri- 
kanischen Ge- 
werkschaften, 

p. 282 f. 

Morisseanx, 

p. 139 f. 



I. Anthracit-Kohlenfelder Pennsylvaniens. 

Die Gewerkschaft der Kohlenarbeiter PennBylvaniens 
Hchloss 1869 mit den Grubenbesitzern einen Vertrag ab, 
der gleitende Lohnskalen enthielt und paritätisch zusammen- 
gesetzte Kontrollorgane vorsah. Die Parteien verpflichteten 
sich zugleich, alle Streitigkeiten, welche nicht Lohnfragen 
berührten, vor einem von Fall zu Fall besonders zu wäh- 
lenden Schiedsrichter zu bringen und sich dessen Spruch 
zu fügen. Da der Schiedsrichter stets neu gewählt werden 
musste, war der Fortbestand des Vertrages bei jeder Jfeu- 
wahl in Frage gestellt. Eine erspriessliche Tätigkeit des 
Schiedsamtes war infolgedessen noch nicht möglich. 

II. Kohlenindustrie von Pittsburg. 

Das Einigungsamt Mündel las in Nottingham ist iu 
Amerika von der Kohlcnindustrie von Pittsburg kopiert 
worden. 

Das Schiedsgericht tritt auf Antrag einer Partei in 
Funktion. Bei Lohnfragen ist Consens beider Parteien 
nötig (§ 1). Es besteht aus 18 Mitgliedern (9 Arbeitgebern 
und 9. Arbeitnehmern) und zwei Sekretären, von denen 
der eine von den Arbeitgebern, der andere von den Ge- 
werkschaften gewählt wird (§ 2). Die Richter müssen 
beim Betrieb von Gruben aktiv beteiligt sein (§ 3). Die 
Amtsdauer beträgt ein Jahr (§ 4). Jede Partei kann ihre 
Vertreter abberufen, wenn V» der Mitglieder es verlangen, 
eine Bestimmung, welche wir in Nottingham nicht trafen, 
die übrigens kaum geeignet ist, die Unbefangenheit und 
Parteilichkeit der Richter zu garantieren (§ 6). Kopie ist 
dagegen wieder die Institution eines vorberatenden Aus- 
schusses (§ 8), ferner die Bestimmung, dass, wenn eine 
ungleiche Zahl von Arbeitgeber und Arbeitnehmer- 
repräsentanten in einer Sitzung anwesend sind, nur soviel 
Mitglieder der stärkeren Delegation stimmfähig sind, als 
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Mitglieder der schwächern anwesend sind (§ 9), ferner, 
dass bei Stimmengleichheit nicht der Vorsitzende, sondern 
ein schon zum voraus bestinunter unparteiischer Dritter als 
„arbitrator*' herangezogen wird und den Stichentscheid 
abgibt. Die Wahl dieses Arbitrators kann nur durch Ein- 
Htimmigkeit erfolgen (§ 10). Wie in Nottingham besteht 
auch hier ein Verbot von Arbeitseinstellungen während der 
Dauer der Verhandlung (§ 12), sowie ein Verbot der un- 
gleichen Behandlung von Unionmen und Notunionmen {§ 13). 

Der Wahlmodus der Eisenindustrie Nordenglands ist ij,u,en*^p*"285 
beim Schiedsgericht der Kohlenindustrie des Shenango 
Thalis in Pennsylvanien kopiert. Jede Mine schickt zwei 
Vertreter in das Schiedsgericht, den einen bestimmt der 
Arbeitgeber, den andern die Arbeitnehmer der betreftenden 
Mine. 

III. Schuhindustrie von Cincinnati. 

Im Gegensatz zu England besteht in Amerika die hausen^^pf 286 1 
Gewohnheit, die' Begriffe conciliation und arbitration zu ^^^ p ^^ 
konfundieren und blosse Einigungsämter oder Schlichtungs- 
kommissionen als „Boards of Arbitration** zu bezeichnen. 
Dies zeigt sich auch bei dem sehr ausführlichen Statut 
der Schuhindustrie von Cincinnati. Es sieht einen „Board 
of Conciliation" vor. Die Aufgaben dieses Board sind 
diejenigen eines Schiedsgerichts. Es hat allerdings bei 
Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zunächst zu vermitteln. Allein wenn seine Vermittlungs- 
versuche resultatlos bleiben, soll es einen Schiedsspruch 
föllen (§ 2). Die Entscheide sind bindend (§ 3). Es be- 
steht aus 16 Mitgliedern, 8 Arbeitgebern und 8 Arbeit- 
nehmern, welche von den betreffenden Organisationen 
gewählt werden und entweder als Unternehmer oder als 
Arbeiter in der Schuhmacherei tätig sein müssen (§ 4). 
Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Die Parteien haben di(* 
Wahl, entweder jährlich einmal eine Integralerneuerung 
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oder jährlich zweimal (Miie Partialcrneuerung ihrer Dele- 
gationen vorzunehmen. Die Delegierten sind wiederwähl- 
bar (§ 5). Das Statut kennt als Beamte des Gerichts 
den Präsidenten, den Vicepräsidenten und einen Schatz- 
meister. Alle diese Beamten werden vom Grericht selbst 
ernannt. Zwei Sekretäre, welche von den beidseitigen 
Organisationen gewählt werden, haben je ein Protokoll der 
Sitzungen zu führen, das vom Präsidenten und Vize- 
präsidenten unterzeichnet werden muss (§ 8). Diese fünf 
Personen sind ex officio Mitglieder aller Specialkomitees, 
welche vom Gericlit zur Untersuchung von besondern 
Fragen ausgeschieden werden können (§ 9). Bei Abstim- 
mungen ist das Gericht paritätisch. Nach dem Los („bal- 
lotage") soll das Stimmrecht den überzähligen Mitgliedern 
der einen Delegation entzogen werden (§11). Zu Beginn 
einer Saison hat das Gericht jeweilen die Löhne einer 
Revision zu unterziehen (§ 13). 

Für den Fall, dass die Mitglieder des Gerichtes sich 
nicht einigen können, geht die Streitsache an ein beson- 
deres zweites Gericht, den „Board ofArbitration*'. Dieses 
Gericht besteht aus drei Richtern, von denen je einer von 
den beiden einander die Wage haltenden Richtergruppen, 
der dritte aber, der Schiedsmann („umpire"), von den beiden 
Erstgewählten nach Prüfung des Aktenmaterials gewählt 
wird. Diese drei Richter können eine neue Beweiserhebung 
anordnen. Ihr Entscheid ist endgültig und bindend wie 
der Entscheid des „Board of Conciliation" (§ 12). Kommen 
die drei Schiedsrichter binnen angemessener Frist nicht 
zu einem Entscheid, so kann ihnen das „Board of Con- 
ciliation" durch Ya-Mehrheitsbeschluss den Streitfall wieder 
entziehen und einen andern „Board of Arbitration" wählen. 
Da die beiden Delegationen im Einigungsamt sich unter 
dem Druck der beidseitigen Organisationen bei wichtigeren 
Fragen (Grafschaftsfragen) oft nicht einigen können, da ferner 
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Schiedsrichter, welche sich einmal bewährt hatten, stets 
wieder gewählt wurden, bildete sich wie in England eine 
üerichtsbarkeit des ,,Board of Conciliation*' für indivi- 
duelle Streitigkeiten und eine Gerichtsbarkeit des „Board 
of Arbitration** für Grafschaftsfragen. 

Neben dem Board of Conciliation und dem Board of 
Arbitration kennt das Statut noch ein drittes Gericht, das 
bloss Kompetenz zu conciliation besitzt. Als Vorbild diente 
auch hier eine (mglische Institution. Das Statut der Walz- 
eisenindustrie Nordenglands verlangte, dass alle Streitig- 
keiten, bevor sie vor das Einigungsamt kamen, zuerst 
von den Arbeiter- bezw. Arbeitgeberdelegierten des be- 
treffenden Betriebes beurteilt wurden, und nur, wenn diese 
Delegierten die Beschwerde billigten, durfte die Sache vor 
das Einigungsamt gebracht werden. Das Gericht von Cin- 
cinnati sieht an Stelle des einen Delegierten ein Komitee 
vor, bestehend aus einem vom Eigentümer der Firma ge- 
wählten höhern Angestellten oder dem Eigentümer selbst 
und zwei von der Arbeiterschaft der betreffenden Firma 
gewählten Mitgliedern vor (§ 14). Dieses Komitee hat, 
sobald in der Fabrik Streitigkeiten entstehen, eine Eini- 
gung zu versuchen. Gelingt dies nicht, so geht die Sache 
an den Board of Conciliation. Das Komitee hat nicht 
wie in England der Delegierte die Kompetenz, unbegründet 
scheinende Beschwerden definitiv abzuweisen (§ 15). Der 
Board of Conciliation kann den Komitees die Begut- 
achtung und Untersuchung von Fragen, welche ihre Fabrik 
betreffen, anvertrauen (§ 16). 

Das Statut kennt ein Verbot von Ausständen während 
der Litispendenz (§ 18), und ein Verbot der verschiedenen 
Behandlung der Unionmen und der Notunionmen. 

Eine Besonderheit hat das Einigungsstatut der Firma ^p''\^^*"^ 
Straiten and Storm (Tabakindustrie) in New- York. Das 
dortige Einigungsamt zerfällt in zwei Sektionen, ent- 
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Musee social, 
1901, Sept. 

p. 303, insbe- 
sonders p. 306. 

Resolution II 
der Konvention. 



Musee social, 
1901, Sept. p. 31. 



sprechend den beiden Hauptbraiiclien des Fabrikbetriebes, 
der Anfertigung der Cigarren und der Packerei. Jede 
Sektion besteht zuni grösston Teil, doch nicht ausschliesslich 
aus Albeitern der betreffenden Branchen. Das Statut be- 
stimmt, dass ein Mitglied einer Sektion der andern Branche 
angehören muss, damit in jeder Sektion die Interessen 
beider Branchen zur Sprache kommen. 

IV. Interstaatliche Einigungsämter und Schiedsgerichte. 

Seit 1900 kommen auch interstaatliche Schiedsgerichte 
auf; so entstand die Konvention von Chicago in der Ma- 
schinenindustrie (1900); ferner kam ein Schiedsgerichts- 
vertrag zwischen dem Verband der Zeitungs Verleger Ame- 
rikas und der Typographenunion zustande (1901), ferner 
eine Konvention zwischen den Grubenbesitzern von Illinois 
und dem Verband aller Bergarbeiter Amerikas. 

Doch bieten diese Verträge nicht viel Neues. Die 
Konvention von Chicago sieht ein Schiedsgericht vor, das 
aus dem Präsidenten der „National association of the 
metallurgique industry** dem Präsidenten der „Inter- 
nationalen association of mechanician workmen" oder 
ihren Vertretern und zwei weitern Delegierten von jeder 
Organisation (nach der Wahl der beidseitigen Präsidenten) 
besteht. Jedoch kommt die Beschwerde eines Arbeiters 
erst dann vor das Schiedsgericht, wenn die betreffende 
Organisation sie zu der ihrigen macht. 

Interessanter ist der zweite der erwähnten Schieds- 
verträge, bis jetzt der einzige, der für die ganze Union 
gilt. Er sieht lokale Schiedsgerichte in den einzelnen 
Städten und ein zentrales, für die ganze Union geltendes 
Schiedsgericht als Oberinstanz vor (§ 2). Die Organisation 
der lokalen Gerichte ist der freien Verständigung der be- 
treffenden lokalen Sektionen überlassen. Kann man sich nicht 
einigen, so soll auf Verlangen einer Partei das Central- 
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gericht, das ordentlicherweisc bloss Appellationsgericht ist, 
sogleich über die Sache erkeimen. Das Centralgericht hört 
als Appellationsgericht nur Zeugen ab, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder es wünscht, es kann die Produktion jeder 
Urkunde verlangen, die zur Entscheidung wichtig ist. Die 
Parteianträge und deren Begründung kann das Gericht nach 
seinem Belieben schriftlich oder mündlich entgegennehmen. 
Die Parteien haben dem Gerichte eine gemeinsame Dar- 
stellung des Tatbestandes, soweit er unbestritten ist, ein- 
zureichen (§ 3). Das Gericht besteht aus den Präsidenten der 
beiden Organisationen resp. ihren Vertretern und einem von 
denselbengewähltenDritten(§ 10). Der Entscheid des Central- 
arates kann insofern auch rückwirkende Kraft haben, als 
allfällige Lohnveränderung schon vom Momente des Aus- 
bruches des Konfliktes und nicht erst vom Momente der 
Publikation des Urteils in Rechtskraft erklärt werden 
können (§ 4). Während der Verhandlungen sind Ausstände 
verboten. Mitglieder einer Organisation, welche sich einem 
Spruche des Centralgerichtes nicht fügen, sind aus der 
betreffenden Organisation auszustossen und von den Mit- 
gliedern beider Organisationen zu boykottieren (§ 11). 

Nichts erwähnenswertes enthält die dritte der zitierten 
Konventionen. 

B. Staatliche Einigungsämter. 

I. Die Oesetzgebung der Gliedstaaten hat schon früh- i^ifleprp 295 
zeitig eingegriff(m, allein nicht mit grossem Erfolge. Auch ^^ ^' ^^^"• 
heute muss die Entwicklung noch als eine sehr un- 
vollkommene bezeichnet werden. Wie in Australien und 
Canada ist auch in den Vereinigten Staaten die Arbeiter- 
schutzgesetzgebung Sache der Einzelstaaten. Einzig die 
Transportanstalten stehen unter der Oberaufsicht des Bundes. 

Die Einzelstaaten beschränkten sich zunächst darauf, ^i«see^soeiai, 
durch Gesetze ausdrücklich die Erlaubnis zur Gründung 
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privatrechtlichor Schiedsgerichte zu erteilen. (Xew-Jersey 
1860, Pennsylvanien 1880, Ohio 1885). 
p'm! sp.* n ^"^ Jahre 1886 gründeten Massachmsets und New- York 

und p. 256. ^[^ ersten permanenten «taatlichen Schiedsgerichte. Sie 
bestanden aus drei Mitgliedern, einem Arbeitnehmer, der 
von den Arbeitgebern, einem Arbeitgeber, der von den 
Arbeitnehmern vorgeschlagen wurde. Diese beiden Mit- 
gliedei' schlagen gemeinsam das dritte Mitglied vor. Das 
Wahlrecht hat der Gouverneur des betreffenden Staates. 
Die Gerichte intervenieren nur auf Antrag einer Partei, 
wenn wenigstens 25 Personen am Streit interessiert sind. 
Die Gerichte haben die Pflicht, die einzelnen Etablissemente 
zu besichtigen. Bei schwierigen Fragen kann jede Partei 
einen Delegierten in das Gericht senden, der beratende 
Stimme hat. Die Entscheide sind für 6 Monate bindend, 
und auch später hat die Partei, welche nicht mehr an sie 
gebunden sein will, dies 60 Tage vorher der Gegenpartei 
mitzuteilen. Die Gerichte funktionieren als Einigungsämter 
auf Antrag einer Partei, als Schiedsgerichte auf diesbezüg- 
lichen Antrag beider Parteien. Die Mitglieder haben sich 
periodisch, jedoch nicht alle zu gleicher Zeit einer Neuwahl 
zu unterziehen. Alljährlich findet eine Partialerneuerung 
statt. Zur Durchführung desObligatoriumsnehmendieGesetze 
ternati^Arbeits- ^^^^^ Zwaugsmassregcln in Aussicht. Nach einer Novelle 
'^'"^i^LX!.' ^' ^^^ ^^^^ ^^" ^^^ Gericht in Massachussets ex officio inter- 
venieren; wenn die Einigungsversuche fehl geschlagen 
haben, so ist eine objektive Darstellung des Sachverhaltes 
in den Amtsblättern zu publizieren. 
feTnatVrbeits- ^^^ ähnliches Gesetz wie Massachussets hat auch 

^'"^r'^al!^ ^' Missouri. Die Wahlart ist die gleiche; der Dritte (Ob- 
mann) darf weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer sein. 
Das Gericht befasst sich nur mit Streitigkeiten, bei denen 
mindestens 10 Personen interessiert sind. Ks hat das Visi- 
tationsrecht. Ist die Vermittlung nicht gelungen, so hat 
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das Gerieht gleiehwohl von Amtsweg<*n den Fall zu unter- 
suchen. Es hat das Recht Zeugen vorzuladen und Urkunden 
einzusehen (Befugnis, Geldstrafen zu verhängen). Die 
Resultate dieser Untersuchung werden dem Gouverneur 
mitgeteilt und in den Tagesblättern publiziert. Eine Partei, 
welche eingewilligt hat, es auf einen Schiedsspruch an- 
kommen zu lassen, und sieh nachher demselben nicht fügt, 
wird mit 50 — 100 g bestraft. Die Oberaufsicht hat der 
„Commissioner of labour**. 

Im Übrigen war der Stand im Jahre 1902 der fol- iSJ?,1^p?*^;ä5, 
ffende : 24 Staaten haben über die Materie leffiferiert, „ . ?^* \ . 
17 haben selbst permanente Schiedsgerichte organisiert, **^*h"w^^i 
aber nur 5 dieser Schiedsgerichte haben wirkliche Erfolge Bulletin des in- 
aufzuweiscm. Die übrigen sind entweder untatig oder amtes, Bd. i, 
sie haben einmal versagt und stehen infolgedessen in Miss- land Bd.i,p.42i 

I ^. o.422(I11inoisu. 

kredlt. Missouri), LXI. 

TT A 1 j T» 1 1 • Tr ^ (Massaehussots) 

11. Auch der Bund hat von seiner Kompetenz Ge- Bd. n, p. 29, 

brauch gemacht und 1888 ein Gesetz über das Schieds- (i tah /ßd. in, 

fferichtswesen für die Transportanstalten erlassen, das 1898 ^' * Bd.^iv? ** ' 
. ,. ^ j ^ ii. xxvm f^co- 

revidiert wurde. lorado und 

Der „Chairman*' d(M- ..Interstate Commerce Commission** soetaie"praxi8, 

und der -Commissioner of labour*" haben zusanmien bei ^7J^ ^\, 

^ Vgrl. Tabelle 

Streitigkeiten einen Einigungs versuch zu machen. Führt dieser der KinigrunM- 
zu keinem Erfol ff, so wird der Streit einem Board of Ärbitra- q«*rteriy jour- 

^' nal of eeono- 

tion bestehend aus drei Mitgliedern unterbreitet, die gleich "^^* J^y^ 
wie bei den privatrechtlichen Aemtern gewählt werden. Mus^e social. 
Zehn Tage nach seiner Konstituierung hat das Amt seine p.'298. 
Verhandlungen zu beginnen und binnen 30 Tagen sein ^Siatt^iöos!^" 
Urteil zufallen. Es hat das Recht, Zeugen einzuvernehmen MurzheVt, p. 220 
und die Produktion von Urkunden zu verlangen (Geld- 
strafen). Der Entscheid wird notariell ausgefertigt; die 
Parteien können an das Bezirksgericht und von da an das 
Bezirksappellationsgericht des Bundes appellieren. Von 
einer Zwangsexekution schweigt das Gesetz. 
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^biatt*i905** Erwähnung verdienen noch die Bestrebungen der 

Märzheft, p. 221. National Civic Fcdcration^. Diese Vereinigung schuf 1901 

Annais of the . o o 

American Aea- ein Vermittlungsamt („Industrial Department**) bestehend 
eaiseience,i902, aus 36 Mitgliedern (12 Arbeitgebern, 12 Arbeitnehmern 
und 12 Unparteiischen). Das Amt übt eine einigungsamt- 
liche Tätigkeit aus und fällt nur auf Wunsch beider Par- 
teien Schiedssprüche. 1902 wurde zu diesem Gericht eine 
Vorinstanz („Conciliation Committee") gebildet, bestehend 
aus 9 Mitgliedern (3 Arbeitgebern, 3 Arbeitnehmern und 
3 Unparteiischen). Koramt hier eine Einigung nicht zu- 
stände, so geht die Sache an eine höhere Instanz, be- 
stehend aus 2 Arbeitgebern und 2 Arbeitnehmern und 
eventuell einem Unparteiischen. 

Die Erfolge dieser Vermittlungsstelle waren bis jetzt 
unbedeutende. 



III. Argentinien. 



BuUetin des in- In Argentinien wurde durch einen Erlass von 1904 

ternationalen , «. i ,. x^ 

Arbeltsamtes, betreiiend die V ermittlunff und Schiedssprcchunff m Arbeits- 
Bd. ni, p. 390. . o r o 

Streitigkeiten der Polizeichef der Hauptstadt ermächtigt, 

bei Streitigkeiten wegen Arbeitszeit und Sonntagsruhe die 
Parteien zu einer Konferenz zu berufen und auf eine 
Einigung hinzuwirken, indem er sie zu bewegen sucht, ihn 
als Schiedsrichter anzuerkennen oder selber ein Schieds- 
gericht zu wählen. Im ersteren Falle kann er den juri- 
stischen Beistand des Prokurators des hauptstädtischen 
Bundesgerichts behufs Beschleunigung des Schiedsver- 
fahrens in Anspruch nehmen. Der Polizeichef hat stets 
über seine Tätigkeit Bericht zu erstatten. 

In den übrigen Staaten Amerikas finden sich noch 
keine Ansätze für Einigungsämtor oder Schiedsgerichte. 



Digitized by VjOOQ IC 



Vierter Teil. 



Buropa 

(Continent). 



Digitized byLaOOQlC 



Digitized by VjOOQ IC 



129 — 



Literatur. 

Allgemeine Ldteratar. 

1. Handwörterbuch der StaatswiV-iens^.haften. zweite Auflage, Jeoa 

1900, Bd. m p 311 ff. 

2. van der Borght. Grundzti^e der >ozialpolitik, Leipzig (Hir^ohfeld) 

1904. vgl. p. 21*7 ff. 
i). Deutsches Reichsarheit>l»latt, Jahrjjang 111. März IW."». Xo. H 

p. 212 und 214 ff 
l Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltunirswi'.^enschaft. Berlin 1902. 

Bd. I (Arbeit'iinarkl. Arbeitsnachweis, (iewerbegerichte und 

Einigungsämter» vgl p 492 und besonders p 500 ff. 
5 Bulletin des intemationalt'u Arbeitsamtes. B*\ I IV (1902— 19<>5). 
6. Soziale Praxis. 

L Belgien. 

1. Ch. Morisseaux, Conseil de Tindu^trie et du travaiL Bruxelles 1890. 

2. Revue d'economie politique (Paris) B<1. XI p 343 ff. 

3. Soziale Praxis. V Xo 37, VllI Xo. 10, IX Xo 45 

n. Niederlande. 

1. Bernhard Hai-ms. Die holländiM-hen Arbeitskammern, ihre Ent- 

stehung. Organi'iation und Wirksamkeit, erschienen bei 
J. C. B. Mohr in Tübinffen 1903. 
Oder Auszug daraus in den Srhriften der Gespllschaft fhr soziale 
Reform Heft XII: Die holländischen Arbeitskammern von 
Bernhard Harms, vgl. p. 7 ff 

2. Soziale Praxis IV Xo. 9, IX Xo. 2h und 49. 
H. Gewerbegericht U Xo. 5. 

IIL ItaUen. 

1. Archiv für soziale Geset/gebunff und Statistik, von H. Braun, er- 

scheint in Berlin, vgl. Bd. VI p. 549 und 557. 

2. I probi yiri industriali, inchiesta per la riforma della learge 

15 giogno 1893. per ITföcio del lavoro, Roma. 

9 



Digitized by VjOOQ IC 



130 

IV. Deutschland. 

1. Fanny Imle, Gewerbliche Friedensdokuraente. Entstehungs- und 

Entwicklungsgeschichte der Tarifgemeinsehaften in Deutsch- 
land, Jena (Gustav Fischer) 1905 (PVbruar). 

2. Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik, von H. Braun, 

Bd. XV p. 1. (Lotmar, Tarifverträge zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern) und p. 598 (M. v. Schulz, lieber 
Schiedsverträge zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern). 

H. Fritz Schmelzer, Tarifgemeinschaften, ihre wirtschaftliche, sozial- 
politische und juristische Bedeutung mit besonderer Berück- 
sichtigung des Arbeitgeberstandpunktes, Leipzig 1905. 

1. S. Rundstein, Die Tarifverträge und die moderne Rechtswissen- 
schaft, Leipzig 1906. 

5. A. Ilttglin, Der Tarifvertrag zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 

nehmern, Stuttgart und Berlin 1906. 

6. Philipp Lotmar, Arbeitsvertrag, 1902 Bd. I p. 755 ff. 

7. Conrad, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, dritte 

Folge Bd. 22, viertes Heft, Oktober 1901 p. 485 (Gesetz zui- 

Abänderung des Gesetzes betreffend die Gewerbegerichte vom 

31. Juni 1901). 
H. Bulletin des internationalen Arbeitsamtos Bd. I p. 1 ff und 

693 ff Bd. II 711 ff 
9: Deutscher Buchdruckertarif, gültig ab 1. Juli 1896, Berlin, 

W. Büxenstein (Druck). 

10. Jahresbericht des Schweiz. Typographenbundes, Basel 1905 (Buch- 

druckerei des Schweiz. Typographenbundes) vgl. p. 70. 

11. Soziale Praxis. 

12. Gewerbegericht. 

V. Schweiz. 

1. Handwörterbuch der Schweiz. Volkswirtschaft, Sozialpolitik und 

Verwaltung, herausgegeben von N. Reichesberg, Bern 1904, 
Lieferung 42 (Bd. II Lief. 10) vgl. p. 303 ff. 

2. Julius Landmann, Die Arbeiterschutzgesetzgebung der Schweiz, 

Basel 1904 (Helbiug & Lichtenhahn) p. 176 (Stadt Zürich), 
p. 185 insb. p. 194 (Bern), p. 210 (Luzern), p. 307 (Basel- 
Stadt), p. 343 (St. Gallen), p. 411 (Neuenburg), p. 439 und 
458 (Genf) 

3. Materialien zur Verordnung des Zürcherischen Stadtrates (Vor- 

lage des Stadtrates uud Weisung desselben an den Grossen 
Stadtrat, sowie endgültiger Text der Verordnung). 



Digitized by VjOOQ IC 



181 - 

4. Botschaft des aargauischen Regieningsrates an den Grossen Rat 

über den Gesetzesentwurf betreff, die jrewerhlichen Schieds- 
gerichte. 

5. Bulletin des internationalen Arbeitsamtes Bd. I p. 179, Bd. III 

p. 282, Bd. IV p. 15. 
ß. Soziale Praxis IV No. 27 und Xo. 629, V No. 41, VIII No. 21, 

IX No. 29, XI Xo. 28, XIV No. 45. 

7. St. Galler Stadt-Anzeiger 1906 No. 81, zweites Blatt („Ein 
Einigungsamt för die Stadt Zürich''). 

H Tagblatt der Stadt St. Gallen 1906 No. 3H, erstes Blatt („Zürche- 
risches Einigungsamt"). 

9. Der Landbote (Winterthur) 1906 No. 31, erstes Blatt („Ein 
Einigungsamt"). 

10. Der freie Rätier 1905 No. 240 („Kantonales Arbeitsamt**). 

11. National-Zeitung (Basel) 1906 No. 167, 168 und 169 („Das 

Zürcher Einigungsamt und der Maurerstreik"). 

12. Aargauer Nachrichten (Aarau) 1906 No. 160 erstes Blatt („Ein- 

führung von gewerblichen Schiedsgerichten im Aargau"). 
Während des Druckes erschien: 

13. Leo Weber, Recht und Unrecht bei Arbeiterausständen (Gut- 

achten) 1906. Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht XIX. 

VX Frankreich. 

1. Bulletin des internationalen Arbeitsamtes Bd. II p. 57, Bd. III 

p. 457, Bd. IV p. 94. 

2. Schriften der Gesellschaft für soziale Reform Heft 12 p. 73 

(„Die Arbeitsräte in Frankreich" von Prof. Raoul Jay, Paris). 

3. Archiv für sociale Gesetzgebung und Statistik von H. Braun, 

Bd. VI p. 334 flf, bes. p. 341 (Gesetz vom 27. Dez. 1892). 
l Revue politique et parlementaire, Paris (librairie Armand Colin) 

1901, tome XXVII p. 511 (projet Millerand). 
5. Soziale Praxis, VII No. 42, VIII No. 33 (Ferry, Bovier, 

Lapierre) No. 17 und No. 51, IX No. 29 (Beauregard), 

X No. 9 (Waldeck-Rousseaux). 

Sozialpolitisches Zentralblatt II No. 9 (Gesetz von 1892). 

VII. Oesterreich. 

1. Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik von H. Braun Bd. V 
p. 154, Bd. VII p. 595 bes. 676 (Gesetzesentwurf betreff. Er- 
richtung von Arbeiterausschüssen und Einigungsämtern) 



Digitized by VjOOQ IC 



— 132 - 

2 Reichsarbeitsblatt März 1905 p. 218. 

3. van der Borght, Grundzüge der Sozialpolitik p. '602, 

4. Soziale Praxis IV No. 5 und 8, V No. 16, V I No. 2, X No. 1 1 und 13. 

Vm. Schweden. 

1. Bulletin des internationalen Arbeitsamtes Bd. 1 p. 688. 

2. Soziale Praxis VIII No. 33, XII No. 19 und 33, XUI No. 28, 

XIV No. 51. 

3. Soziale Rundschau II No. 7. 

IX. Norwegen. 

1. Bulletin des internationalen Arbeitsamtes Bd. II. p. 66. 

2. Soziale Praxis XI No. 48, XII No. 20. 

X. Dänemark. 

1. Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik von H. Braun 

Bd. XV p. 677. 

2. Soziale Praxis IV No. 46, V No. 33, VIII No. 3^, X No. 44, 

XII No. 20. 

3. Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft Bd. I p. 5()1, 

511. 

XL Spanien. 
1. Soziale Praxis X No. 15, XI No 31. 



Digitized by VjOOQ IC 



133 — 



Überblick. 



Auf dem europäischen Kontinent ist die Organisation 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber noch nicht so weit 
fortgeschritten wie in England. Nur wenige Staaten (Deutsch- 
land und Dänemark) besitzen ein Gewerkschaftswesen, 
das sich mit dem englischen vergleichen lässt. 

Eine Folge dieses Umstandes ist die Tatsache, dass den 
meisten kontinentalen Staaten privatrechtliche Einigungs- 
ämter fast ganz mangeln. Wirtschaftliche Krisen stellten 
sich zwar nach und nach auch hier ein und forderten einen 
friedlichen Ausgleich der sozialen Interessengegensätze. 
Allein stets musste der Staat eingreifen, um durch eigene 
Schöpfungen den Maugel privater Tätigkeit zu heben. Er 
führte zunächst rcino Einigungsämter ein, welche bloss 
eine gegenseitige Aussprache der Parteien und den ver- 
mittelnden Zuspruch eines Dritten ermöglichen sollten. Zu 
einer eingehenden Regelung der Verhältnisse fühlte er sich 
nicht veranlasst; denn die Aufgabe, die er sich gestellt 
hatte, verlangte möglichste Freiheit der Aemter. Es fehlt 
bei der reinen Einigung ja jede rechtssetzende Tätigkeit. 

Das ändert sich auch nicht, wenn verschiedene 
Staaten ihren Aemtern die Befugnis erteilen, bei Miss- 
lingen der Einigungsversuche einen unverbindlichen Schieds- 
spruch abzugeben. Hier liegt nun zwar richterliche Tätig- 
keit vor. Allein diese hat praktisch keinen grossen Wert, 
solange der Staat keine Zwangsexekution versucht, solange 
die Anerkennung des Spruches lediglich von der über- 
zeugenden Kraft seiner Motivierung und vom guten Willen 
der Parteien abhängt. 

In juristischer Beziehung sind daher diese staatlichen 
Einigungsämter nicht mehr so bemerkenswert wie die bis- 
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herigen. Der Gesetzgeber beschränkt sich darauf, allgemein 
die Kompetenzen zu umschreiben und hütet sich, durch 
zwingende Rechtsaätze das Amt allzusehr zu binden. 
Lediglich die Organisation erfährt eine genauere Regelung. 
Es fehlt fast völlig an Normen über das Vorfahren, auch 
da, wo ein unverbindlicher Schiedsspruch gefällt wird. Oft 
verweist der Gesetzgeber auf das Zivilprozessrecht, dessen 
Grundsätze aber oflFenbar zum grossen Teil nicht auf In- 
tercssenstreitigkeiten anwendbar sind. Das Strafprozess- 
recht ist wiederum zu streng, besonders wenn blosse 
Einigung angestrebt und kein Schiedsspruch gefällt wird. 
Die Organisation ist in d(»n einzelnen Ländern sehr 
verschieden. Nicht selten finden wir eine Verbindung 
der Einigungsämtor mit andern Staatsämtern. Bald sind 
die einigungsamtlichen Funktionen Gerichtsbehörden, bald 
Verwaltungsbehörden übertragen. Oft verzichtet man auf 
ein ständiges Amt und beauftragt einen der Beamten, im 
gegebenen Fall unter Mitwirkung der Parteien ein 
Einigungsamt ad hoc zu bilden. Die Erfolge solcher 
Einigungsämter sind gering und man ist in neuester 
Zeit in verschiedenen Staaten bestrebt, wenigstens beson- 
dere und ständige Behörden mit der Ausübung der 
Einigungstätigkeit zu betrauen. Auch das Unzulängliche 
der blossen Conciliation wird heute vielerorts erkannt 
und man strebt einer arbitration zu, sieht sich aber da- 
mit vor das schwierige Problem der Zwangsexekution 
gestellt. Selbständige Einigungsämter besitzt nur Belgien, 
in der Schweiz die Stadt Zürich. Eine Verbindung 
mit den Gewerbegerichten findet sich in den Niederlanden, 
Italien, Deutschland, in den Schweizerkantonen Bern, 
Luzern und Genf, eine Verbindung mit den gewöhnlichen 
Gerichten in Frankreich. In Schweden und Norwegen soll 
ein besonderer Beamter mit der Bildung des Einigungs- 
amtes beauftragt werden, in den Schweizerkantonen Basel- 
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Stadt und St. Gallon übt dio Regierung selbst diese 
Punktion au8, in Neuenbürg und der Stadt Winterthur 
wird das Amt von andern Verwaltungsbeamten gebildet. 
Eine arbitration ist in Genf in Anlehnung an die gewerb- 
lichen Schiedsgerichte durchgeführt; entnchiedene Tendenzen 
zum Obligatorium zeigt die Gesetzgj^bung in Frankreich 
(projet Millerand) und Norwegen (Entwurf der Regierung). 
Privatrechtliche Schiedsgerichte und Einigungsämter 
finden sich in wc^nigen Staaten (Deutnchland und Däne- 
mark). Sie werden in stärkerem Masse vom Staate beein- 
flusst als die englischen; in Dänemark finden wir sie so- 
gar mit öffentlichrechtlichen Befugnissen ausgestattet. Nicht 
«elten schliesson sie sich direkt an vorhandene staatliche 
Institutionen an. Oft konunen Kompromisse auf das staat- 
liche Amt vor; dan(»ben findet sich in Schiedsverträgen das 
staatliche Amt nc^ben privatrechtlichen Aemtern in einem 
Instanzenzug. So wird durch solche^ privatrechtliche Kom- 
promisse die einigungsamtliche Tätigkeit der staatlichen 
Aemter unterstützt. 



I. Belgien. 

A. Einigiingsämter und Schiedsgerichte 
auf privatrechtlicher Grundlage. 

Privatrechtliche Eiuigungsämter finden sich in den ^nre**^oTitrue 
Steinkohlenberffwerken von Mariemont und voi. xi p. 348 f. 

o Jastrow ol9 

Bascoup. Der Ursprung dieser Aemter geht auf das 
Jahr 1877 zurück, auf die Einrichtung der ^Chambres 
d'Explications*'. Zu einem Abschluss gelangte die Ent- 
wicklung erst 1887 mit der Schaffung eines „Conseil deCon- 
ciliation et d' Arbitrage**. Gegenwärtig ist sie die folgende: 
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Als erst« Instanz fungieren eine Anzahl von „Chambres 
d'Explication*', welche bloH8 einigungsamtliche Funktionen 
auszuüben haben und aus 4 Mitgliedern, 2 Vertretern und 
Angehörigen der Verwaltung und 2 Arbeitern bestehen. 
Die Chambres versammeln sich nicht wie in andern Ländern 
periodisch auf einen bestimmten Zeitpunkt am gleichen 
Ort. Sobald eine Streitigkeit ausgebrochen ist, halten sie 
ihre Sitzungen sobald als möglich ab, und zwar da, wo sich 
die streitenden Parteien gerade belinden, bei den Gruben, 
in den Schächten oder in den Pabrikräumen. Zeitverluste, 
welche oft Anlass zu wachsender Erbitterung, Entlassungen 
oder Arbeitseinstellungen geben, werden dadurch vermieden. 
Bagatellsachen können auf der Stelle erledigt werden; 
schwierigere Zwiste können untersucht und durch ein noch 
zuverlässiges Zeugenmaterial klargelegt werden, sodass dem 
die Sache endgültig beurteilenden Conseil de Conciliation 
in wirksamster Weise vorgearbeitet wird. Die Augenzeugen 
eines konkreten Vorfalls stehen rasch zur Verfügung und 
haben die Tatsachen noch in frischem Gedächtnis. Auch 
die technischen Seiten der Streitigkeit können noch besser 
gewürdigt und untersucht werden als später. 

Bei gewissen Fragen, v so besonders bei Lohnfragen, 
entstand allmählich das Bedürfnis, einer nochmaligen, ein- 
gehenderen und gründlicheren Behandlung. So kam man 
dazu bei allen Fragen einen Kekurs an eine höhere Instanz zu 
ermöglichen. Man schuf einen „Conseil de Conciliation et 
d' Arbitrage" (1887). Zugleich ging man dazu über, an Stelle 
der bisherigen Freiwilligkeit der Unterwerfung das Obligato- 
rium einzuführen. Die Parteien haben ausdrücklich „auf Ehre 
(d'honneur)" das Versprechen abzulegen, sich dem Ent- 
scheid des Conseil zu unterwerfen. Auch die Entscheide 
der Chambres werden bindend, wenn gegen sie der Rekurs 
nicht ergriffen worden ist. Die Parteien haben im 
Rekursfall gemeinsam einen schriftlichen Bericht über den 
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Tatbestand einzugeben. Bei bestrittenen Tatsachen hat 
jede Partei in einem besondern Bericht ihren Standpunkt 
darzulegen. Die Entscheide des Conseil binden die Par- 
teien für wenigstens 6 Monate. Das Statut verbietet 
Arbeitseinstellungen während der Litispendenz. 

Privatreeht liehe Einigungsämter bestanden zeitweilig 
auch in der Webereiindustrie von V(Tviers (bis 1896). 

B. Staatliche Einigungsämter. 

Staatliche Einigungsämter schuf das Gesetz vom 
16. August 1887 (Loi Hur lesConseils de Tlndustrie 
pt du Travail). 

Das Gesetz schuf permanente staatliche Einigungs- 
ämter, welche paritätisch aus Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern zusammengesetzt sind, die periodisch von den 
entsprechenden Organisationen gewählt werden. 

Durch königlichen Erlass (Arret royal) kann überall, 
wo ein Bedürfnis besteht, ein Conseil eingerichtet werden 
(§ 1). Die Mitgliederzahl ist unbeschränkt, die Amtsdauer 
3 Jahre (§ 7). Ein Mitglied, das drei aufeinanderfolgende 
Sitzungen versäumt, hat vom Amt zurückzutreten. Bei 
Vakanzen während der Amtsdauer wird diejenige Person, 
welche bei den letzten Wahlen am meisten Stimmen auf 
sich vereinigte, Mitglied, ohne dass eine Ersatzwahl statt- 
findet. Jeder Conseil zerfällt in eine Anzahl von Sektionen, 
entsprechend den verschiedenen Industriezweigen, welche 
im betreffenden Distrikt vorhanden sind (§ 2). Jede Sektion 
besteht mindestens aus 6, höchstens aus 12 Mitgliedern 
(§§ 4 und 5). Die eine Hälfte wird von den Arbeitgebern 
des Distrikts gewählt. Es bestehen keine besonderen Be- 
stimmungen für das Wahlrecht. Anders bei den Arbeitern, 
welche die andere Hälfte wählen, hier ist neben der bel- 
gischen Nationalität zum aktiven Wahlrecht ein Alter von 
wenigstens 25 Jahren, zum passiven o'm solches von wenig- 
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stens 30 Jahren orfordfulich (§§ 6 und 7). Die Einrichtung 
von Sektionen ist praktisch nicht von grosser Bcnieutung 
geworden, weil weitaus die meisten Conseils nur aus einer 
Sektion bestehen. Jede Sektion versammelt sich ordeiitl icher- 
weise wenigstens einmal im Jahre, ausserordentiicherweise, 
so oft Arbeitgeber oder Arbeitnehmer es verlangen. Si(* 
wählt einen Präsidenten und einen Sekretär; bei Abwesen- 
heit des erstem präsidiert das ältest(^ Mitglied, bei Ab- 
wesenheit des Sekretärs besorgt das jüngste dessen Ob- 
liegenheiten. Der Bürgermeister einer Stadt und der 
Gouverneur ein(*r Provinz können von sich aus eine Sek- 
tion zu einer ausserordentlichen Sitzung einbtTufen (§ 8). 
burtt*März^i*^)5 ^i'^s'iiigt die Vermittlung, so werden die Protokolle der 
P 2^^- Sitzung veröiFentlicht (§ 10). Die Plenarversammlung 
'^vm^N^'^^io''* ^^^^^ „Conseil*" hat sich dem König zur Prüfung und 
Begutachtung sozialer Fragen zur Verfügung zu halten 
(§ 11). Bei der Abstimmung muss unter allen Umständen 
Parität vorhanden sein (§ 12). Die Verhandlungen sind 
geheim. Der Gouverneur kann einen „commissaire*' zur 
Vertretung der speziellen Interessen des Staates in einer 
Sektion abordnen (§ 13). Die Mitglieder der Conseils 
sind für ihre Keden unverantwortlich (§ 14). 

Der „ConseiP tritt als Ganzes nur in Funktion, wenn 
ihm vom König Fragen zur Begutachtung vorgelegt werden. 
Die Einigungstätigkeit wird nur von den einzelnen Sek- 
tionen ausgeübt. Es kann besonders im Baugewerbe vor- 
kommen, dass die Arbeiter eines Betriebs, je nach ihrer Be- 
schäftigung, mehreren Sektionen des Conseil zugeteilt sind. 

Der Erfolg des Gesetzes von 1887 ist ein geringer. 
Man beschäftigt sich gegenwärtig mit einer Revision des 
Gesetzes. Doch denkt man nicht an die Einführung eines 
Obligatoriums. 

In der Gemeinde A^erviers suchte man im Jahre 1895 
durch Schaffung eines ständigen Einigungsamtes, bestehend 
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aus 6 GemeindoratHinitgliedorn, zur Hälft«» Arbeitgebern 
und zur Hälfte Arbeitern, bessere Erfolge zu erzielen. 

Xebcn den ^Conseils de llndustrie et du Travai^ '^^"^J^no!'"!''" 
für Interessenstreitigkeiten bestehen in Belgien besondere^ 
Gerichte für Rechtsstreitigkeit, die ^Conseils des pru- 
d'honimes. Da sie ausserhalb des Rahmens dieser Arbeit 
fallen, begnügen wir uns mit einem Hinweis auf Bd. XI 
der „Revue d'economie politique'' p. 345. ^mre"poHt1^n''e'*' 

p. 346. 



n. Niederlande. 

Das belgische Gesetz diente d(»n benachbarten Nieder- *biau*p'2i6^ 

laudeu zum Vorbild. Ein Gesetz vom 2. Mai 1897 (Wet ^^" ^^'g^^'^^^^ 

op de kamers van arbeid van 2. niei 1897) gründete ^^ÄoUändi- 

daselbst sog. Arbeitskammern. Diese Arbeitskammern werden ka^jJ^e^^^thJe 

iurch königliche Verordnung in den Gemeinden einge- oSranisatlon u 



richtet. Doch können in einer Gemeinde mit mehreren ^!'!ll*"i^®ir' 
Industriezweigen mehrere Kammern errichtet werden (§ 1). ^^^^^JJ i2^der^" 
Die Kammern sind paritätisch zusammengesetzt und werden leseiSchafu* 
in direkter und geheimer Wahl bestellt (§ 5). Sic ver- ^^g;j'e\^£Sch' 
sammeln sich ordentlicher Weise viermal im Jahre und d. Gesetzestext. 
ausserordentlicher Weise, sobald der Vorsitzende oder die 
übrigen Mitglieder des Vorstandes oder 7» der Kammer- 
initglieder es verlangen (§ 7). Aktives und passives Wahl- 
recht haben auch die Frauen (§§ 8 und 14). Der Kan- 
didat muss 30 Jahre alt sein und wenigstens das letzte 
Jahr hindurch oder während der 10 letzten Jahre 3 Jahre 
hindurch in einem der betrefifenden Kammer unterstellten 
Betriebe beschäftigt gewesen sein (§ 8). Für das aktive 
Wahlrecht wird ein Alter von 25 Jahren verlangt (§ 14). 
Gewählt ist wer das absolute Mehr erreicht; bei gleichen 
Stimmenzahlen ist jeweilen der Alteste gewählt (§ 14). 
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Die Amtsdauer beträgt 5 Jahre. Erstreckt sich der Be- 
trieb eines Arbeitgebers über mehrere Gemeinden, so 
hat dieser am Orte seines Wohnsitzes Wahlrecht; das 
gleiche gilt auch für den Arbeitnehmer, der in mehreren 
Gemeinden tätig ist (§ 15). Jede Kammer hat einen 
Vorstand, bestehend aun dem Vorsitzenden und zwei 
von den beidseitigen Delegationen in der Kammer ge- 
sondert gewählten Vertretern der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer (§ 19). Der Vorsitz in der Kammer wechselt 
beständig. Jede Delegation wählt einen Vorsitzenden; die 
beiden Vorsitzenden amtieren abwechselnd jeder Y2 Jahr. 
Der zur Zeit nicht amtierende Vorsitzende darf den Vor- 
standssitzungen mit beratender Stimme beiwohnen. Der 
Vorstand versammelt sich auf Verlangen wenigstens eines 
seiner Mitglieder (§ 21). 

Die Arbeitskammern sind blosse Versöhnungskammern. 
Sie siod sowohl für Rechtsstreitigkeiten als auch für Inter- 
essenstreitigkeiten zuständig. 

Die Arbeitskammern treten nur auf Verlangen wenig- 
stens einer Partei in Funktion (§ 22). Das Begehren wird 
gestellt durch Unterzeichnung und Eingabe eines von der 
Regierung festzustellenden Formulars. Eine Kammer kann 
auch Streitigkeiten aus Gemeinden entgegennehmen, die 
nicht ihrer Gerichtsbarkeit unterstehen., wenn daselbst 
keine Kammer besteht (§ 23). 

Der Vorstand versucht zuerst eine Versöhnung. Miss- 
glückt der Versuch, so ist die Streitsache sofort vor die 
Kammer zu bringen (§ 24). Diese wählt einen Ver- 
söhnungsrat aus ihrer Mitte, der paritätisch zusammen- 
gesetzt ist. Der Vorsitzende dieses Rates hat nur beratende 
Stimme. In seiner Abwesenheit übt das älteste Mitglied 
des Versöhnungsrates seine Funktionen aus. Der Vor- 
sitzende sucht die Parteien zu bewegen, während den Ver- 
handlungen die Arbeit nicht niederzulegen und keine beim 
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Streit beteiligte Personen zu entlasHen. Der Versöhnungö- 
rat kann Veröffentlichung des Protokolls beschliessen (§ 26). 

Die Sitzungen der Kammer sind geheim (§ 29). 
Ueber die Verhandlungen kann Hehl geboten werden. 
Die Mitglieder der Kammern werden für ihre Auslagen 
entschädigt, wenn die Sitzung an einem Werktag statt- 
gefunden hat. 

Mit Einwilligung beider Parteien kann eine Kammer van der Bor«rhf 
^^hiedsgerichtlich tätig werden; dann gelten Regeln des 
^Wetboek van burgorlyke rcchtsoordnung*' mit der Ab- 
weichung, dass auch Frauen als Mitglieder der Kammer 
auch Mitglieder der Schiedsgerichte sein können. Doch 
werden die Urteile vom Staate nicht exequiert. 

Auch Gemeinden haben Einigungsämter errichtet. 
In Kampton hat der Gemeinderat ein Arbeitsbureau zum 
Einigungsamt ausgestaltet und den Parteien auch als 
Schiedsgericht zur Verfügung gestellt. 

Ein privatrechtlichcH Fiinigungsamt ist 1901 nach 
einem Streik der DiamantarbeitcT in Amsterdam errichtet 
worden. 



Soziale PraxiH 
IV No. 9. 



Soziale Praxi h 
XI No. 28. 



in. Italien. 



Auch in Italien hat man dui'ch Einrichtung staatlicher 
Einigungsämter den Mangel der privaten Tätigkeit zu 
heben versucht. Das Gesetz vom 15. Juni 1893 unter- 
scheidet wieder zwischen Rechtsstreitigkeiten und Interessen- 
streitigkeiten. Die Gerichte können sowohl für einen 
einzelnen Industriezweig wie für Gruppen verwandter 
Industrien eines Ortes eingerichtet werden (§1). Die Ein- 
richtung geschieht durch königliches Dekret auf Vorschlag 
der Minister nach Anhörung der Handelskammern, der 
Gemeinderäte des betreffenden Ortes und der gesetzlich 
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anerkannten Arbeiter Vereinigungen (§ 2). Die Mitglieder- 
zahl beträgt höchntens 20, mindestens 10. Der Präsident 
iflt ein vom König auf Vorschlag der Minister ernannter 
und von ihm beeidigter Beamter (§ 3). Aus jedem Kollegium 
wird ein Einigungsamt (Ufficio di Conciliazione), bestehend 
aus mindestens 3 Mitgliedern, und ein Gewerbegericht 
(Qiuria), bestehend aus 5 Mitgliedern, gebildet (§ 4). In 
ernsteren Fällen kann das Einigungsamt unter Wahrung 
der Parität durch Beiziehung weiterer Mitglieder erweitert 
werden (§ 5). Ist ein Mitglied des Einigungsamtes am Er- 
scheinen verhindert, so ist es durch ein anderes Mitglied des 
Kollegiums, und zwar durch dasjenige zu ersetzen, das bei 
der letzten Wahl am meisten Stimmen auf sich vereinigt hat 
(§ 6). Die Kompetenz des Einigungsamtes erstreckt sich auf 
alle mit dem Arbeitsvertrag zusammenhängenden Fragen, 
auch auf den Abschluss von Lehrverträgen (§ 8). Zu den 
Wahlen der Probi viri sind auch Frauen stimmberechtigt 
(§ 15); für Handlungsunfähige wird das Wahlrecht durch 
die gesetzlichen Vertreter ausgeübt. Juristische Personen 
werden durch die Geschäftsleiter vertreten. Die Arbeiter 
haben nur Stimmrecht, wenn sie 1 Jahr ihren Beruf aus- 
geübt und 7« J^hr im Gebiete des Kollegiums gewohnt 
haben. Ferner wird Erreichung des 21. Altersjahres, das 
italienische Bürgerrecht und Besitz der bürgerlichen Rechte 
verlangt (§ 16). Weder aktives noch passives Wahlrecht 
hat, wer wegen Faulheit, Bettelei und Vagabundieren, 
wegen Angehörigkeit zu Geheimbünden, wegen Aufreizung 
zum Klassenhasse, wegen Verletzung von Industriegeheim- 
nissen, wegen Vergehen gegen öffentliche Treu und Glauben, 
politische Freiheit, gegen die gute Sitte, wegen Vergehen, 
welche aus Gewinnsucht hervorgegangen sind, bestraft 
und nicht wieder im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
ist, ferner wer einen gesetzlichen Verweis (amonito a norme di 
leggi) erhalten hat, wer unter polizeilicher Aufsicht steht, 
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sowie wer der öflFentlichon Armenpflege zur Last fölJt (§ 17). 
Passives Wahlrecht hat, wer 25 Jahre alt ist und schon 
ein Jahr lang das betreffende Gewerbe im Gebiete des 
Kollegiums betreibt (§ 18). Aktives und passives Wahlrecht 
hat aber auch derjenige, der das Gewerbe zwar nicht mehr 
ausübt, wohl aber einmal im Gebiete des Kollegiums ausgeübt 
hat, am Orte noch wohnt und nicht der Gerichtsbarkeit eines 
andern Kollegiums untersteht. Die Zahl dieser Wähler darf 
jedoch nicht höher als 7« aller Wahlberechtigten des betrefifen- 
denKüllegiums8ein(§ 19). Beschwerdenwegen Wahlunregel- 
mässigkeiten gehen an das Landgericht des betreffenden 
Distrikts (§ 20). Die eine Hälfte der Mitglieder eines 
Kollegiums wird von den Arbeitgebern, die andere Hälfte 
von den Arbeitnehmern in gesonderter Abstimmung gewählt. 
Der Präsident wird vorweg auf Vorschlag des Ministers 
für Ackerbau, Industrie und Handel durch königliches 
Dekret ernannt. Er muss die Qualifikationen zum Friedens- 
richteramt haben und ist ständiger Beamter (§ 3). Die 
Delegationen wählen je einen Vizepräsidenten und zwar 
die Arbeitgeber einen Arbeitnehmerdelegierten und um- 
gekehrt (§ 23). Jode Delegation wählt ferner die Hälfte 
der Mitglieder des Einigungsamtes und 2 Beisitzer für 
das Gewerbegericht. Mehrere Verwalter einer Gesellschaft 
dürfen nicht gleichzeitig Probi viri sein. Die Amtsdauer 
ist 4 Jahre, alle 2 Jahre findet Partialerneuerung statt. 
Ein Wahlgang kann auf Antrag zweier Wähler vom Land- 
gericht als nichtig erklärt werden, wenn nicht mehr als 
die Hälfte der Stimmberechtigten zur Urne ging (§ 24). 
Kann zweimal nacheinander keine Sitzung abgehalten 
werden, weil die gesetzlich geforderte Mitgliederzahl (3) 
nicht anwesend ist, so hat der Präsident eine Liste der 
abwesenden Mitglieder dem Staatsanwalt zuzustellen. Wer 
sich nicht genügend entschuldigt, wird gerichtlich des Amts 
verlustig erklärt und kann überdies mit 10 — 15 L. ge- 
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bÜ88t werden. Überhaupt sind die Probi vir! für ihr Ver- 
halten der Disziplinargewalt des zuständigen Zivilgerichts 
unterworfen (§ 29). Aus triftigen Gründen kann der König 
ein Kollegium auflösen; die Neuwahlen haben innerhalb 
6 Monaten stattzufinden (§ 31). 

Das italienische Einigungsamt hat zwei Funktionen 
auszuüben (§32 «.): 

1. Vermittlung bei Intoressenstreitigkeiten. Hier ist es 
einzige Instanz. 

2. Vermittlung bei allen Rechtsstreitigkeiten. Hier 
ist es bloss Vorinstanz des Qewerbegorichts. 

Mitglieder des Einigungsamtes, welche unmittelbar 
an den Streitigkeiten interessiert sind, mit einer Partei 
zu nahe verwandt sind, oder einer Partei aus einem Arbeits- 
vertrag verpflichtet sind, können von den Parteien reku- 
siert werden (§ 35). Weigert sich der Rekusierte, zurück- 
zutreten, so entscheidet das Einigungsamt über die Relevanz 
des Rekusationsgrundes, beim Präsidenten entscheidet das 
^biattT m^' Zivilgericht (§ 36). Die Sitzungen des Einigungsamtes 
sind geheim (§ 37). 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass bei der In- 
stitution die einigungsamtliche Funktion die primäre ist, 
die gewerbegerichtliche dagegen die accessorische. Es 
wurde dies auch in den Motiven zum Gesetze hervorge- 
^ ^^dus Jia/i ^" hoben : „Esso dcv' essere anzitutto e principalmente un 
' rif^rma deüa* lustituto di conciliazionc rufticio guidizario dei Collegi 
legge rimane come sussidiario et accessorio"^. Das Gesetz unter- 

16 giugno 1893. 

.FI?®1^-. scheidet sich darin von dem ihm sonst sehr ähnlichen 
deutschen Gesetz betreifend die Gewerbegerichte von 1890, 
wo die einigungsamtlichc Tätigkeit die Nebentätigkeit 
neben der rechtsprechenden darstellt. 

Gegenwärtig arbeitet man an einer Revision des 
italienischen Gesetzes von 1893. 



dal lavoro. 
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IV. Deutschland. 



A. Einigungsämter und Schiedsgerichte 

auf privatrechtlicher Grundlage. 

(Deutschland und die Schweiz). 

I. Der Aufschwuna; der deutschen Indush'ie führte in Cber die Tarif- 
dor iÜDffsten Zeit zur Entstehunsr privatrechtliehor Schiede- Archiv för 

soziale Gesetz- 

gerichte auf Gfrund dor KoUektivvorträgo, speziell der Tarif- geunng 

vertrage. Die Entwicklung int ähnlich wie in England. Sie (LÖtmar. die 

unterscheidet sich hauptsächlich dadurch von der englischen, zwischen 

dass in Deutschland die Festlegung der Löhne in der Form Arbeitnehmern) 

desMinimaltarifos das übliche ffoworden ist. Ein Mininialtarif sehuiz'über 

wird vereinbart. Zur l borwachunff seiner Durchführunff, zur vertrage der 

r» 11 ^r- . 11 1 • 1 i. • 1 1 Arbeitgeber u. 

restsetzung konkreter Minimallöhne wird oft ein besonderes Arbeitnehmer 

r\ 1 /w» • rrt •/. T-K« TT 1 nach dem 

Organ geschaiien, ein Tarifausschuss. Die Kontrahenten deutschen Ge- 

werbcirerichts- 

suchen Garantieen dafür zu schaffen, dass die Ausführung gesetz und der 

j TT j i-1 • 1 T^ • T_ 1 . Keichszivilpro- 

aes \ ertrasres a(^m uoist des \ ertra^os entspricht, dass ins- zessordnung). 

I 1 1. i , 1 ^- .1 1. ^,^. , SpezieU auch 

besonders die Auslesrunfir des \ ertraü:es nicht die Wirkune: über die Ent- 

,^ . 1. . , 1 T- ^i Wicklung der 

oinzelner Jocstimmungen illusorisch mache. Jiiese (ja- einzcinenTarife 

,. j . 1 14 1 T» ^ vgl. Fanny Imle 

raDtieen liesren dann, dass die Ausleeuno^ Berufs^enossen (iewerbiiehe 

~i .IX..», n , . ^ ?...., . Fnedens- 

ubertragen wird. Das lührt dahin, für die htreitigkeiten dokumente. 
aus dem Vertrag ein Schiedsgericht aufzustellen, das 
aus Tarifgenossen })esteht. Dazu kommt, dass die 
staatlichen Gerichte die Beurteilung solcher Streitig- 
keiten von der Hand weisen müssen, weil der Staat 
Kollektivverträgen seinen Rechtsschutz versagt. Will 
also die einen Kollektivvertrag abschliessende Partei die 
sinngemässe Durchführung dos Vertrages nicht der 
bona fides der Gegenpartei überlassen, so ist sie sozu- 
sagen darauf angewiesen, für Streitigkeiten aus dem 
Kollektiv vertrage ein privatrechtliches Schiedsgericht zu 
schaffen. Wird einmal ein solches Schiedsgericht errichtet, 
so empfiehlt es sich, dass die Parteien sich verpflichten, 

10 
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nicht nur die Strcitigkoiton aus dorn Kollektivvertrage, 
sondern auch diejenigen aus den einzelnen individuellen 
Arbeitsverträgen vor dieses Gericht zu bringen. Dadurch 
werden diese Streitigkeiten den staatlichen Qewerbege- 
richten entzogen. Zwar tritt der Staat oft diesen Bestre- 
bungen entgegen, indem er Vereinbarungen, dass Streitig- 
keiten aus dem Dienstvertragc» vor ein privatrechtliches 
Schiedsgericht gebracht werden sollen, für nichtig erklärt, 
(Luzern in seinem Gewerbegerichtsgesetz von 1905), in 
richtiger Würdigung der Gefahren, welche daraus für den 
wirtschaftlich schwächern Kontrahenten, den Arbeiter, ent- 
stehen. Allein dieser Widerstand ist nicht allgemein, weil 
solche privatrechtlichen Schiedsgerichte neben dieser 
Schattenseite manche Lichtseiten besitzen. 

Den privatrechtlichen Schiedsgerichten werden bloss 
die Rechtsstreitigkeiten übertragen. Selten werden ihm 
schiedsgerichtliche Befugnisse hinsichtlich der Eingehung 
der Verträge gegeben. Die Parteien wollen wie in Eng- 
land freie Hand haben. Dem steht aber nicht entgegen, 
dass das Schiedsgericht in solchen Fällen als Einigungs- 
amt funktioniert. Seine Befugnisse werden bei Intoressen- 
streitigkeiten auf Einigung beschränkt. Hier entsteht 
keine Kollision mit den staatlichen Einigungsämtern. 

Die Entwicklung der deutschen Tarifverträge und damit 
auch der Schiedsverträge ist sehr jung und hat ihren 
Ausgangspunkt bei dem 1896 im Buchdruckergewerbe 
abgeschlossenen Tarifvertrag, der auch heute noch in seinen 
tarifarischen Teilen als mustergültig angesehen wird. 

§ 41 des Buchdruckertarifs sieht als Organ zur Fest- 
setzung des Tarifs einen aus 9 Prinzipalen und 9 Gehilfen 
bestehenden Ausschuss vor. JJie Wahlberechtigten jedes 
Kreises haben 1 Prinzipal und 1 Gehilfen in den Aus- 
schuss zu wählen. Bei der Wahl ist dafür gesorgt, dass 
alle Landesgegenden (Kreise) gleichmässig berücksichtigt 
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werden. Wahlberechtigt «ind nur tariftreue Buchdruckerei- 
besitzer und Gehilfen, die in tariftreuen Druckereien arbeiten. 
Die Amtsdauer beträgt 3 Jahre. Jedes Jahr findet Partial- 
erneuerung durch Wiederwahl eines Drittels statt (§ 42). 
Verlässt ein Mitglied den Kreis, den es vertritt, oder gibt 
es seinen Beruf auf, so verliert es damit ohne weiteres sein 
Mandat. Die Aufgaben des Tarifausschusses sind : Festsetzung 
der Tarife im konkreten Fall, Beratung von Massnahmen 
zur Durchführung dos Tarifvertrags (§ 43), Errichtung von 
Schiedsgerichten an den verschiedenen Druckorten und Auf- 
stellung einer einheitlichen Geschäftsordnung für dieselben 
(§ 45,7). Zu Beschlüssen ist absolute Mehrheit erforderlich. 
Doch sollen in dieser Mehrheit mindestens je 3 Stimmen 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern enthalten sein. 

§ 44 sieht zur Durchführung der Beschlüsse des Tarif- 
ausschusses, sowie zur Ermittelung des Verkehrs der 
Tarifkontrahenten unten^inander, br^sonders aber zur Über- 
wachung der Durchführung ein Tarifamt vor, bestehend 
aus 3 Prinzipalen und 3 Arbeitern. Das Tarifamt kommt 
am jeweiligen Vorort zusammen, der vom Ausschuss be- 
stimmt wird und alle 3 Jahre wechselt. Mindestens 2 
Mitglieder des Tarifamtes müssen am Wohnort wohnhaft 
sein. Die am Sitze d<*s Tarifamtes ansässigen Mitglieder 
des Tarifausschusses sind ex officio Mitglieder des Tarif- 
amtes. Die Amtsdauer der Mitglieder des Tarifamtes ist 
3 Jahre. Sie sind wiederwählbar. Die Wahl der Mit- 
glieder des Tarifamtes erfolgt durch den Tarif ausschuss. 

§ 47 bestimmt: Zur Schlichtung von Streitigkeiten in 
Bezug auf die Auslegung des Tarifs sind an allen Kreis- 
vororten, sowie auf Antrag von je 2 tariftreuen Prinzi- 
palen oder Gehilfen auch an dem grösseren Druckorten 
innerhalb der Kreise Schiedsgerichte, welche aus mindestens 
je zwei Prinzipalen und Gehilfen bestehen, zu errichten. 
Sie müssen paritätisch zusammengesetzt sein. Die Mitglieder 
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dieser Schiedsgerichte werden vom Tarifamt bezeichnet. 
Die Mitglieder des Tarifausschussen wie de?* Tarifamtes 
sind in die Schiedsgerichte nicht wählbar, doch haben die 
ersteren das Recht, an den Schiedsgorichtssitzungon ihres 
Kreises mit beratender Stimme teilzunehmen. Das Tarif- 
amt bildet, wenn die Beschlüsse der Schiedsgerichte nicht 
mit Ys Majorität gefasst worden sind, die Berufungsinstanz. 
Die Kosten des einzelnen Streitfalles werden von der 
unterliegenden Partei getragen. 

Im Falle, dass ein Antrag auf Revision des Tarif- 
vertrages gestellt, hat der Tarifausschuss diesen Antrag 
vorzuberateu. Im Falle der Kündigung des Vertrages 
von Seiten einzelner Mitglieder, besonders aber, wenn der 
Vertrag allgemein aufgelöst wird, hat der Tarifausschuss 
behufs Eingehung eines neuen Tarifvertrages zu vermitteln. 
Darin besteht die einigungsamtliche Funktion dieses Or- 
gans (§ 49). 
Fanny imie Das Beispiel der Buchdrucker wirkt ermutigend zu- 

p. 61, p. 65 und ^ ^ 

p. 74. nächst auf die verwandten Gewerbe, das Schriftgiesser- 

gewerbe und die Buchbinderei, von denen das letztere in 
seinem Tarif ebenfalls örtliche Schiedsgerichte und als 
Berufungsinstanz ein Tarifamt in Leipzig einsetzt. Seither 
ist die Tarifbewegung in Deutschland so allgemein ge- 
worden, dass bereits heute Deutschland neben England als das 
klassische Land der Tarifverträge angesehen werden kann. 
Die einzelnen Tarifverträge sind gewöhnlich kurz gefasst, 
besonders über die uns interessierenden Überwachungs- 
vgi. die Organe verlieren sie nicht viel Worte. Der Grossteil der 
Tarüverträjje Verträge kennt gar keine solchen Organe, sondern über- 
lässt diese Fragen der freien Verständigung der Kontra- 
henten. Diese Verträge fallen ausserhalb unserer Be- 
trachtung. Wo wir Organe finden, so zeigen sie unter sich 
mannigfaltige und zum Teil interessante Unterschiede. 
Im Gegensatz zu England spielen in Deutschland oft 
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staatliche EinigungHäniter in dio privatrochtliche Ent- 
wicklung hinein, vor allem dasjenige de« Pmsidenten des 
GewerbegerichtH, auf welches bald als Berufungsinstanz 
neben einem privaten Einigungsamt, bald als alleinige 
Instanz für Streitigkeiten aus dem Vertrage kompromittiert 
wird. Oft v^ird im Tarifvertag die Bestimmung getroffen, dass 
der Vorsitzende des Gewerbegerichts Präsident des Schieds- 
gerichts des Tarifvertrages sein soll. Dies geschieht besonders 
häufig für den Fall, wo die Parteien sich nicht auf einen 
„Unparteiischen** einigen können. Wir werden weiter unten 
bei den staatlichen Institutionen Deutschlands auf das 
Einigungsamt des Präsidenten des Gewerbegerichts ein- 
gehender zu sprechen kommen. Als weitere offen tlichrecht- 
liche Korporation spielt auch die Innung hin und wieder 
bei Tarifverträgen im Kleingewerbe eine Rolle. Doch ist 
dies selten der Fall, weil die Innung gewöhnlich nur zur 
Wahrnehmung der Arbeitgeberinteressen eingerichtet ist. 
Wir versuchen im Folgenden die Tarifverträge, soweit 
sie einigungsamtliche Organe vorsehen, nach dieser Seite 
zu gruppieren und darzustellen. Wir beschäftigen uns 
zunächst mit denjenigen Verträgen, welche nur ein Organ 
als einzige Instanz enthalten, um dann später auf diejenigen 
zu sprechen zu kommen, welche wie der Buchdruckertarif 
einen Instanzenzug geschafifen haben. Dabei muss bemerkt 
werden, dass in Deutschland die Ausdrücke Einigungsamt, 
Schlichtimgskommission und Schiedsgericht oft für dasselbe 
gebraucht werden. Selten soll einigungsamtliche oder 
die schiedsgerichtliche Funktion d(^s Amtes hervorgehoben 
werden. Die meisten Tarifverträge enthalten über die 
Kompetenzen des Amtes gar keine Bestimmung. In praxi 
macht sich die Sache stets so, dass der Entscheid des 
Amtes als bindend angesehen wird und durch Entlassung, 
Boykott, Streik und Sperre von beiden Kontrahenten exe- 
quiert wird, wenn durch ihn ein einzelner Arbeitgeber 
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oder Arbeitnchnior betroffen wird. Dazu können sich die 
Parteien auch im Vertrag ausdrücklich verpflichten. Die 
Organisation, welcher der Ungehorsame angehört, massregelt 
ihn, schliesst ihn eventuell aus. Ist aber die unterlegene 
Partei eine Mehrheit, eine ganze Organisation, dann legt ihr 
die andere Organisation ihren Gehorsam fast regelmässig als 
Vertragsbruch aus und erachtet ihrerseits sieh nicht mehr 
als an den Vertrag gebunden. Die meisten Schiedsgerichte 
sind deshalb im Grunde genommen Gerichte im wahren 
Sinne des Wortes, wenn sie auch äusserlich bloss „Einigungs- 
ämter** heissen, da ihre Entscheide von den Parteien als 
bindend betrachtet werden. Nicht selten und dies besonders 
bei unwichtigeren Angelegenheiten sieht diejenige Organi- 
sation, die vor dem Schiedsgericht gesiegt hat, über den 
Ungehorsam der Gegenpartei weg, indem sie sich auf den 
vielleicht nahe bevorstehenden Ablauf des Vertrages ver- 
tröstet. Ein Indiz dafür, was die Parteien beim Abschluss 
des Tarifvertrages gewollt haben, ob blosse Einigung oder 
Schiedsspruch, kann vielleicht auch die Zusammensetzung 
bilden, indem bei paritätischer Komission ohne Vorsitzenden 
oder mit einem Vorsitzenden, der aber nur beratende 
Stimme hat, eher auf ein blosses Einigungsamt geschlossen 
werden kann, während bei paritätischer Kommission mit 
stimmberechtigtem Vorsitzenden, mit ^unparteiischem 
Dritten** ein Schluss auf schiedsgerichtliche Befugnisse 
der Kommission gerechtfertigter sein dürfte. 

Eine solche paritätische Kommission ohne Vorsitzenden 
haben die Metallschläger von München und Lechhausen, 
die Bautischler in Posen, die Maler in Erfurt usw., um 
nur einige Beispiele herauszugreifen. Bemerkenswert ist 
die paritätische Kommission der Stukkateure von Königs- 
berg, wo die Arbeiter die Arbeitgebervertreter, die Arbeit- 
geber die Arbeiter Vertreter wählen. Uns scheint, dass bei 
diesem Systeme die Arbeiter den Kürzern ziehen, weil 
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bei den Arboitgoborn naturgcmäss die kleinere Aus^wahl 
vorhanden ist. Es wird den Arbeitgebern leichter sein, 
unzuverlässige Arbeitc^r zu finden, die als Spione in der 
Arbeit(Tdelegation im Interesse der Arbeitgeber arbeiten, 
als den Arbeitern umgekehrt. Eher Einigungsämter als 
Schiedsgerichte sind unseres Erachtens auch alle diejenigen 
paritätischen Kommissionen, die zwar einen Vorsitzenden 
haben, der aber der einen Partei angehört, mithin „par- 
teiisch" ist und d(»shalb kein Stimmrecht hat. Es ist das Fnnuy imio 

p. 283. 

der Fall bei den Glas(»rn in Berlin, wo ein Arbeitgeber 
präsidiert, ein Arbeitnehmer Vizepräsident ist, und den 
Maurern und Bauhilfsarbeitern in Berlin, wo ein Arbeit- Fauuy imu- 
geber präsidiert. Dieses System ist nicht beliebt. 

Eher auf schicnlsrichterliclie Befugnisse dürfen wir 
schliessen, wenn die Kommission zwar paritätisch zu- 
sammengesetzt ist, aber von einem l^nparteiischen präsidiert 
wird, der gegebenenfalls den Stichontscheid abgibt (z. B. 
Rohrleger in Berlin und Bremen, Klempner in Hannover, Fanuy luiie 
Kontobuchbind(»r in Berlin, die Metall seh läger in Dresden, i». loi, 147, 533. 
die Brauer in Halle). Oft ist der Unparteiische schon 
im Vertrag selbst bezeichnet wio bei den Tischlern in Fanny imu- 
Oldenburg, wo der Syndikus der Handwerkskammer den 
Vorsitz hat, oder bei den Maurern und Bauhilfsarbeitern 
in Köln, wo d(»r Stadtbaurat als Obmann funktioniert. Fanny imie 

Häufiger bestimmt man ein Mitglied einer richter- 
lichen Behörde» zum Vorsitzenden (Droschkenkutscher und Fanny imie 
Taxameter in Berlin). Sehr viele Tarifverträge sehen als 
unparteiischen Vorsitzendem den jeweiligen Gewerbege- 
richtspräsidenten des betreffenden Ortes vor, so die Maler Fanny imio 
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von Solingen-Ohligswald, die Kohlenarbeiter von Memel, v. f^j! 
die Fuhrleute von Elberfeld, die Brauer in Giessen (1 v'. 513. 
Arbeitgeber. 1 Arbeitnehmer und der Gewerbegerichts- 
präsident), die» BraucM- in Köln und in München. In allen 
diesen Fällen wählen die beiden Organisationen die Bei- 
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siizer, derjenige Beamte, der augenblicklich dan Amt des 
Gewerbegerichtspräsidenten führt, ist ex officio Obmann. Die 
Parteien können auch auf das staatliche Einigungsamt als 
solches kompromittieren und os zur Instanz für Streitigkeiten 
aus dem Tarifvertrage machen. In diesem Fall wird die 
Zusammensetzung des staatlichen Einigungsamtes und das 
Verfahren, wie es das Gesetz normiert, accoptiert. Der 
Unterschied ist mehr begrifflich und hat in praxi keine grosse 
Bedeutung, weil das betreffende ß(M*chsgesctz über das Ver- 
fahren keine besondern Vorschriften enthält und die Wahl der 
Beisitzer den Parteien überlässt. Doch geht ein solcher 
Kompromiss weiter als das Gesetz. Er begründet Pflichten, 
Avelche von Gesetzeswegen nicht bestehen. Darin 
liegt sein Wert. So statuiert er eine privatrechtliche 
Pflicht der Parteien, bei Tarifstreitigkeiten das Einigungs- 
amt des Staates anzurufen und bei den Verhandlungen 
zu erscheinen, eine Pflicht, welche das Gesetz nicht so 
unbeschränkt aufstellt. Hat aber ein solcher Kompromiss 
auch die Bedeutung, dass die Parteien den Vermittlungs- 
vorschlag des Einigungsamtes tale quäle zu acceptieren 
verpflichtet sein wollen? Wir glauben nicht, dass 
diese Wirkung unter allen Umständen von den Par- 
teien gewollt war. Vielmehr ist im Zweifel eher an- 
zunehmen, dass die Parteien hier nicht über die gesetz- 
lichen Verpflichtungen hinausgehen wollen, dass sie lediglich 
sich verpflichten wollen, das Gewerbegericht anzurufen, 
nicht aber sich seinem Spruche zu unterwerfen (Glasreiniger 
in Leipzig). Unter dem Kompromiss auf den Gewerbe- 
gerichtsvorsitzenden als „Unparteiischen" ist oft nur ein 
Kompromiss auf den konkreten Inhaber dieses Amtes, also 
auf eine bestimmte Person zu verstehen. In diesem Falle 
darf eher angenommen werden, dass die Parteien der Kom- 
mission schiedsrichterliche Befugnisse einräumen wollten 
(Maurer in Eberswalde und in Stettin). Selten kommt es vor, 
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da88 bei der ZuHaiiiinensotzung der Grundsatz der Parität auf- Fanny imie 
gegeben wird, wie das bei den Mannheimer Getreide- 
arbeitern der Fall ist, wo 2 Arbeiter, 2 Vertreter der 
dortigen Börse, 2 Akkordanten und der Vorstand des Grh. 
Hauptzollanites eine Kommission bilden, die endgültige 
bindende Entscheide fällt. Oft hat das Amt nur bei 
gewissen häufig wiederkehrenden Streitigkeiten (z. B. Lohn- 
streitigkeiten), schiedsrichterliche Befugnisse; bei den 
übrigen dagegen funktioniert es nur als Einigungsamt. Fanny imir 
So urteilt das Schiedsgericht der Glaser in Erfurt nur v. 213. 
über das Vorhandensein fehlerhafter Ware, das der Tischler 
in Düsseldorf über die Notwendigkeit von Überzeitarbeit, Fanny iu\w 
das der Schneider in Hamburg und in Brandenburg über 
die Zuteilung des einzelnen Arbeiters in die Lohnklassen. Fanny imw 
Das Schiedsgericht der Stukkateure in Hamburg setzt die im 
Tarifvertrag vorgesehcmen reduzierten Lohnbeträge für Min- 
derleistende fest. Es bestimmt auch endgültig,ob die Leistungen 
eines Arbeiters voll zu taxieren sind. Die Kammer in der Fanny imie 
Solinger Messerindustrie kann sogar ijmerhalb eines im Tarif 
angegebenen Rahmens die Preise ändern und festsetzen. 
Bestimmungen über das Verfahren enthalten die Tarif- 
verträge spärlich. Eine eingehendere Regelung desselben 
findet sich nur bei reinen Schiedsverträgen. Ein solcher 
Schiedsvertrag wurde 1901 zwischen den Brauereien von 
Berlin und Umgebung und dem Zentral verband deutscher 
Brauereiarbeiter, dem Vt^ein der Bierbrauergescllen Berlins 
und dem ZentralvenMn dc^utscher Böttcher abgeschlossen. 
Er ist abg(»druckt im Bulh^tin des internationalen Arbeits- BuUetin 
amtes Bd. 1, p. 693. Fast in allen Tarifverträgen wird 
eine Frist festgc^setzt, innert welcher die obschwebende 
Streitigkeit (^tschieden oder doch zur Behandlung ge- 
kommen sein muss. Sie hat ihren Grund weniger in einer 
Furcht vor Rechtsverzögerung infolge von Trölerei als in 
der richtigen Erwägung, dass man durch möglichst baldige» 
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Erledigung einer Streitigkeit keimendem Hass und Lei- 
denschaft zuvorkommt und jedentalls eine Spannung ver- 
meidet, welche die spätere Vermittlung erschweren und die 
Unterwerfung unter einen Schiedsspruch unwahrscheinlich 
machen würde. Die Frist ist je nach dem Gewerbe und 
den Verliältnissen verschieden, bald 14 Tage (wie bei 
den Zimmerern in Kassel), gewöhnlich 3 Tage (Dach- 
decker in Berlin, Schneider in Stuttgart), selten kürzer. 
Weitere Bestimmungen über das Verfahren fanden wir nur 
im Tarifvertrag der Schneider von Halle, wo die Parteien 
ausdrücklich verpflichtet wurden, auf Verlangen der 
Kommission die Lohnbücher zur Einsicht zu unter- 
breiten. Diese Befugnis ist dort deshalb nötiger als 
anderswo, weil im Akkord gearbeitet wird, mithin eine 
genaue Kontrolle, darüber, ob die im Tarifvertrag be- 
stimmten Positionen innegehalten werden, nur durch Ein- 
sicht in die Lohnbücher möglich ist. Im Übrigen gestaltet 
sich das Verfahren wie in England (vgl. dort), dies ins- 
besonders dann, wenn mehrere Instanzen eingerichtet sind, 
von denen die erste bloss einigungsamtliche, die zweite 
dagegen schiedsgerichtliche Funktionen hat. 

Tarifärater mit mehreren Instanzen sind in Deutsch- 
land sehr zahlreich und sehr verschiedenartig entwickelt 
worden. Die einfachste Organisation besteht in einer Kammer 
mit zwei Präsidenten, von denen der eine von den Arbeit- 
gebern, der andere von den Arbeitnehmern gewählt werden. 
Dieser hat in der Sitzung die Funktionen eines Vizepräsi- 
denten wahrzunehmen. Beide, Präsident und Vizepräsident, 
haben zusammen alle Streitigkeiten, welche beim Amt hängig 
gemacht werden, zu überprüfen. Sie suchen die Parteien 
in einer mündlichen Verhandlung zu versöhnen, gerade 
wie in England die „Standing Committees*'. Dieses System 
findet sich z. B. im Tarifvertrag der Solinger Industrien. 
Da die Einigungsämter in Deutschland wie in Eng- 
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land streng paritätisch zusammengesetzt sind, so ist Stim- 
mengleichheit nichts Seltenes. Diese Tatsache führte an 
vielen Orten dazu, im Fall von Stimmengleichheit, einen 
Unparteiischen beizuziehen, der den Stichentscheid abgibt. 
Der Unparteiische wohnt nicht von Anfang an den Ver- 
handlungen als Mitglied bei, wie in den früher erwähnten 
Fällen einer einzigen Instanz, vielmehr berät das Einig- 
ungsamt erst paritätisch ohne ihn; erst wenn Stimmen- 
gleichheit eintritt, wird er eingeführt. Es entsteht 
dadurch eine zweite Instanz. Wohl darf der Unparteiische 
nur zwischen den beiden einander die Waage haltenden 
Meinungen wählen und nicht eine neue vertreten. Allein 
in Tat und Wahrheit wird doch der Entscheid einer 
Person anvertraut, welche bis dahin dem Prozess völlig 
fem stand. Dieses System, das auch in England weit 
verbreitet ist (Wolverhampton), findet sich in den Tarif- 
verträgen der Dachdecker von Kassel und der Tischler 
in Frankfurt. Bald wird der Unparteiische von den Ver- 
tragsparteien, bald von den Mitgliedern des Einigungs- 
amtes gewählt. Zu beachten ist, dass es bei bindenden 
Schiedssprüchen nicht im Belieben der Parteien liegt, ob 
sie die zweite Instanz in Funktion treten lassen wollen 
oder nicht, dass dies vielmehr von der Stimmabgabe der 
Mitglieder der ersten Instanz abhängt. Oft kommt es aber 
vor, dass auch eine Partei die Befugnis hat, gegen einen 
mit Majorität gefassten Entscheid der ersten Instanz an 
den Unparteiischen zu rekurrieren. In diesem Falle ist 
die erste Instanz lediglich Einigungsamt. Bei den Stein- 
arbeitern von Rochliz muss der Unparteiische ein Polier 
sein. Sehr oft übt auch der Gewerbegerichtsvorsitzende 
privatim auf Grund dos Tarifvc^rtrages die Funktionen des 
Unparteiischen aus (Tischler in Hannover und in Kassel, 
die Bäcker in München). Vorsitzende der ersten Instanz, 
der paritätischen Kommission, sind dann regelmässig zwei 
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Personen, ein Arbeitgeber und ein Arbeitnehmer (letzterer 
tritt bloss in Abwesenheit des erstem in Funktion). Sie 
haben beide nur beratende Stimme. An Stelle des Ein- 
greifens eines Gewerbegerichtsvorsitzenden tritt oft Ver- 
pflichtung zur Anrufung des staatlichen Einigungsamtes 
(so die Feingoldschläger Deutschlands, die Maler in Königs- 
berg und in Wilhelmshafen, die Zimmerer in Königsberg). 
Hier ist immer die Meinung die, dass nicht etwa nur bei 
Stimmengleichheit, sondern überhaupt, wenn kein Ver- 
gleichsvorschlag die Parteien befriedigt, die Anrufung des 
staatlichen Einigungsamtes erfolgen soll. Die erste Instanz 
hat nui* einigungsamtliche Funktion; die zweite Instanz, 
das staatliche Einigungsamt, ist nicht an die Vorschläge 
der ersten Instanz gebunden, sondern kann frei neue Vor- 
schläge zum Vergleich den Parteien zugehen lassen. Sehr 
oft haben sich die Parteien vertraglich verpflichtet, den 
ersten Vorschlag des staatlichen Einigungsamtes als bin- 
denden Entscheid zu betrachten und sich zu unterwerfen 
(so im Baugewerbe von Kötzschenbroda). Eine solche 
Willensmeinung der Parteien darf aber auch hier nicht 
ohne weiteres vermutet werden. 

Wenn bei der Wahl des Unparteiischen eine Einig- 
ung der Kommission nicht zu Stande kommt, so ist für 
diese Vorfrage, wer als Unparteiischer zur materiellen 
Behandlung beigezogen werden soll, eine Oberinstanz 
vorgesehen (so bei den Klempnern in Hannover, wo uni 
die Wahl zu ermöglichen, der Gewerbegerichtsvorsitzende 
beigezogen wird und den Stichentscheid abgibt). 

Deutlicher tritt der Instanzenzug hervor, wenn eine 
paritätische Kommission mit einem Unparteiischen die 
Einigung zu versuchen hat, im Falle des Misserfolges 
aber eine neue Kommission in Funktion tritt. Die Leder- 
arbeiter in Berlin besitzen eine paritätische Kommission 
unter Vorsitz des Gewerbegerichtspräsidenten als erste 
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Instanz und das Gewerbegericht selbst als zweite Instanz. 
Doch worden auch dem letzteren nur einigungsamtliche 
Funktionen zugestanden. Der Tarifvertrag ist vor der Ifo- 
velle zum Gewerbegerichtsgesetz, d. h. zu einer Zeit entstan- 
den, wo das Gewerbegericht einigungsamtliche Funktionen 
ausüben durfte. Seit 1901 ist dasselbe zur Entgegennahme 
solcher Streitigkeiten nicht mehr kompetent. Die Bau- 
klempner in Berlin und in Magdeburg, die Bäcker in Berlin, 
die Gürtler und Metalldrucker daselbst haben als erste 
Instanz eine paritätische Kommission mit unparteiischen 
Vorsitzenden, als zweite Instanz das staatliche Einigungs- 
amt. Die Metallschläger in Fürth-Nürnberg, die Handels- 
und Verkehrsarbeiter in Chemnitz, die Brauer daselbst, die 
Bäcker in Düsseldorf lassen diesen beiden Instanzen gleich- 
sam noch als dritte Instanz die Arbeiterausschüsse voran- 
gehen, die zu allererst eine Einigung versuchen sollen. 
Ebenfalls drei Instanzen, aber in anderer Anordnung, hat 
das Baugewerbe von Stuttgart-Cannstadt. Zuerst hat eine 
paritätische Kommission mit einem Unparteiischen als Vor- 
sitzenden eine Einigung zu versuchen. Misslingt dieser 
Versuch, so wird das Stadtschultheissenamt zur Vermittlung 
zugezogen. Gelangt man auch hier zu keiner Einigung, 
so ist das staatliche Einigungsamt anzurufen. Selten ver- 
zichtet man auf das staatliche Einigungsarat und stellt lauter 
eigene, private Instanzen auf, so das Baugewerbe in 
Berlin, wo eine paritätische Schiichtungskommission die 
erste Instanz, ein Schiedsgericht mit unparteiischem Vor- 
sitzenden dagegen die zweite Instanz bildet ; die Mitglieder 
dieses Schiedsgerichtes müssen Richter des Reichsver- 
sicherungsamtes oder beim Landgericht I zugelassene Rechts- 
anwälte sein. Auch das Baugewerbe von Steinbek-Schiff bek 
hat als erste Instanz eine paritätische Kommission, als 
zweite Instanz dagegen ein Schiedsgericht, bestehend aus 
zwei Sachverständigen und einem Unparteiischen. 
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Wie die Tarifverträge Fristen enthalten, innert welchen 
das Amt einen Streitfall erledigt haben muss, bestehen 
auch überall genaue Vorschriften darüber, wie lange eine 
untere Instanz ihre Einigungsyersuche wiederholen darf, 
nach welcher Frist sie ihre Versuche einzustellen hat und 
die Sache an die obere Instanz leiten muss. Bald sind 
es 3, bald 5, bald 8 Tage. Bestimmungen darüber, wie 
lange noch eine vor erster Instanz gewesene Angelegen- 
heit von den Parteien, vor die zweite Instanz gebracht 
werden kann (Appellationsfristen) enthalten die Tarifver- 
träge nicht, weil die erste Instanz stets als Einigungsamt, 
nicht als rechtssprechendes Gericht aufgefasst wird. Sie 
sind auch nicht notwendig. 

Oft werden in Tarifverträgen der öffentlichrechtlichen 
Korporationen wie der Innung oder dem Gesellenausschuss 
gewisse Kompetenzen zugewiesen. Entweder bildet die 
Innung selbst mit dem Gesellenausschuss zusammen, das 
Schiedsgericht für Tarifstreitigkeiten (Maler in Chemnitz 
und Flensburg, Tapezierer in Bremen, Stukkateure in 
München, Baugewerbe in Lübeck und Pinneberg und 
Schuhmacher in Nürnberg), oft nur der Innungsvorstand 
mit dem Gesellenausschuss zusammen (Töpfer in Berlin). 
Daneben kommt vor, dass bloss dem Innungsvorsitzenden 
die Obmannsstelle in einer selbständig gebildeten pari- 
tätischen Kommission übertragen wird, ähnlich wie anders- 
wo dem Gewerbegerichtsvorsitzenden (Tischler in Dessau). 
Nicht selten wird das Innungsschiedsgericht zur Schieds- 
stelle für Tarif Streitigkeiten ersehen (Maler in Graudenz); 
oder der juristische Vorsitzende des Innungsschiedsge- 
richtes ist Obmann einer eigenen paritätischen Kommis- 
sion (Baugewerbe zu Hannover-Linden und Umgebung). 
Seltener bildet der Gesellenausschuss allein die Schieds- 
instanz, etwa unter Vorsitz des Ladenmeisters (Maler in 
Lübeck). Bei den Steinsetzern in Liegnitz hat der Ge- 
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8ellenaus8chu8H allein dir» Kompetenz zu bestimmen, was 
minderwertige Arbeit sei. Oft bildet der Geaellenaus- 
schu88 bloss ein Wablorgan bei der Wahl der Arbei^er- 
vertreter, wie im ] Baugewerbe von Dresden, wo von den 
9 Arbeitervertretern nur 6 von den Gewerkschaften und 
3 vom Geseiienaussehuss gewählt werden, oder bei den 
Schuhmachern in München, wo von den 4 Arbeiterver- 
ti'etern zwei von der Gewerkschaft und zwei vom Geseiien- 
aussehuss gewählt werden. 

Alle Einigungsämter und Schiedsgerichte, welche wir 
bis jetzt betrachtet halx^n, stützen sich auf einen Tarif- 
vertrag. Ihre Wirksamkeit kann sich daher nur auf den 
Tarif erstrecken. Sehr häufig kommt es nun aber vor, 
dass ihnen auch Befugnisse gegeben werden, welche sich 
mehr auf den bestehenden Tarifvertrag beziehen, sondern 
auf den Abschluss eines neuen, für den Fall, dass der 
bestehende aufgelöst worden ist. Diese Befugnisse können 
nur einigungsamtliche sein. Das Einigungsamt bezw. 
Schiedsgericht hat in diesem Falle einen neuen Tarif 
auszuarbeiten und auf (irund desselben eine Einigung 
der Parteien zu versuchen behufs Abschluss eines neuen 
Tarifvertrages. Gewöhnlich wird im Vertrage selbst der 
Zeitpunkt bestimmt, wann das Amt mit dieser Tätigkeit 
beginnen müsse, sodass Gewähr dafür geboten ist, dass 
stets genügend Zeit zu einer intensiven Vermittlung vor- 
handen ist. Bald hat die Vermittlung erst 8 Wochen vor 
Ablauf des Vertrages cnnzusi^tzen (Bauklempner in Berlin) 
meistens aber schon 5 Monate (Bauklempner in Bremen, 
Baugewerbe in Berlin, Zimmerer in Potsdam), selten 
6 Monate (Zimmerer in Königsberg). Bei den Leder- 
arbeitern in Berlin hat das Einigungsamt erst 4 Wochen 
vor Ablauf der Vertragsdauer den neuen Tarif vorzu- 
legen. Wo der Vertrag stets mit Schluss des Kalender- 
jahres abläuft, also alljährlich erneuert werden muss, wird 
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dem Amt eine Frist angesetzt, während welcher die Re- 
vision des Tarifs durchzuführen ist; im Baugewerbe von 
Hannover und Linden z. B. ist die Revision stets vom 
15. November bis 15. Dezember vorzunehmen. Wo die 
Revision so häufig stattfindet, begegnet sie nicht mehr 
grossen Schwierigkeiten. Die Kämpfe um den neuen 
Tarif werden in die Kommission selbst verlegt. Was sie 
als neuen Tarif vorschlägt, wird von den beidseitigen Or- 
ganisationen acceptiert. Man will nicht wieder in einen 
Zustand der Tariflosigkeit kommen. Die Aenderungen 
des neuen Tarifes sind wenige, denn die Verhältnisse, 
welche sie notwendig machten, sind innerhalb der kurzen 
Frist eines Jahres eingetreten. Grosse und wichtige 
Aenderungen lassen sich successive durchführen, sodass sie 
keinen grossen Widerstand zu überwinden haben. 

Das Amt wird auch hinsichtlich der Umgestaltung 
des Tarifs aus einem Einigungsamt mehr und mehr zu 
einem Schiedsgericht. Es erhält auch in wichtigen Fragen 
wie Festsetzung der Löhne immer ausgedehntere schieds- 
richterliche Kompetenzen. Die Tarifverträge selbst lassen 
ihm auch in wichtigen Fragen immer grössern Spielraum. 
Man ist vielerorts auch bei Intcressenstreitigkeiten auf 
dem Wege zu obligatorischen Schiedsgerichten auf privat- 
rechtlicher Grundlage ähnlich wie sie in England ebenfalls 
angestrebt werden. 

II. Was wir über die Tarifverträge für Deutschland 
soeben ausgeführt haben, gilt auch für die Nachbarländer, 
insbesondere für die Schweiz. Die Entwicklung vollzieht 
sich bei uns analog und in engstem Anschluss an Deutsch- 
land. Erwähnenswert sind die Statuten der Schiedsge- 
richte im Schweiz. Buchdruckeroigewerbe 1904. Sie sind 
sehr ausführlich und sorgfältig und scheinen den Parteien 
alle Garantieen einer guten und objektiven Rechtssprechung 
zu bieten. Leider halten sich viele Arbeitgeber und auch 
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Arbeitnehmer der romanischen Schweiz fern, so daes die 
Wirksamkeit der Schiedsgerichte auf die deutsche Schweiz be- 
schränkt bleibt. Es wurde 1904 ein besonderer „Verband für 
Schiedsgerichte'' im Buchdruckergewerbe innerhalb des 
Vereins Schweiz. Buchdruckereibesitzer und des Typo- 
graphenbundes gegründet. Wer diesem Verband beitritt, 
verpflichtet sich, in allen Streitigkeiten aus Dienstvertrag 
oder Tarifvertrag das statutarisch zuständige Schiedsgericht 
anzurufen und sich dessen Spruch zu unterwerfen. Neben Ein- 
zelpersonen können auch Vereine beitreten, wenn sie in ihre 
Statuten eine Bostimnmng aufnehmen, welche die Statuten 
des Verbandes für Schiedsgerichte für ihre Mitglieder als 
verbindlich erklärt (§ 25). Für alle Rechtsstreitigkeiten mit 
Streitwert unter 300 Fr. sind in jeder Ortschaft mit 4 Drucke- 
reien „Untere Schiedsgerichte** eingerichtet, bestehend 
aus 6 ordentlichen Mitgliedern und 4 Ersatzmännern und 
einem vom Gericht gewählten Sekretär (§§ 8, 9 und 32), 
3 ordentliche Mitglieder und 2 Ersztzmänner sind von 
den Prinzipalen der im betreff. Schiedsgerichtskreis wohnen- 
den Verbandsmitgliedern, der Rest von den dortigen Ar- 
beitnehmern aus ihrer Mitte zu wählen (§ 12). Vor der 
Verhandlung schlägt jede der beiden Delegationen eine 
Person als Obmann vor (§ 38). Die beiden Vorgeschla- 
genen ziehen miteinander das Los. Der so bestimmte Ob- 
mann stimmt mit und hat überdies den Stichentscheid 
(§ 38). Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit des 
Obmannes und zweier Mitglieder jeder Delegation erforder- 
lich (§ 10). Vereine von einer bestimmten Mitgliederzahl 
haben Anspruch auf Vertretung im Gericht (§ 11). Nie- 
mand kann gleichzeitig Mitglied zweier Gerichte oder 
Instanzen sein (§ 19). Nicht wählbar in das Untere 
Schiedsgericht sind die Mitglieder von Vereinsvorständen 
(§ 20). Für die Gewählten besteht Amtszwang, es sei 
denn, dass der Gewählte schon drei Jahre Mitglied eines 

11 
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Gerichts des Verbandes gewesen, über 60 Jahre alt 
oder infolge körperlicher Gebrechen zur Ausübung des 
Amtes untauglich ist (§ 21). Der Teilnahme an einer 
Verhandlung hat sich zu enthalten, wer am Ausgang 
der Sache interessiert oder mit einer Partei zu nahe 
verwandt ist (§ 24). Die Amtsdauer beträgt drei Jahre 
(§ 17). Die Urteile, eventuell bei Kompetenzbestreitung 
der Kompetenzentscheid, sind zu begründen (§ 27). Den 
Urteilen stehen Vergleiche imd Anerkennungen gleich, 
sofern sie in das Verhandlungsprotokoll aufgenommen 
sind (§ 28). Tm Urteil sind die Auslagen der siegreichen 
Partei festzusetzen, sie sind von der Gegenpartei zu ver- 
güten (§ 29). Die Amtsverrichtungen des Gerichtes selbst 
sind unentgeltlich. Es können vom Gericht Trölerbussen 
verhängt werden. Die Kosten der Gerichte werden von 
den Prinzipalen und Gehilfen zu gleichen Teilen getragen 
(§ 31). Für alle Streitigkeiten mit Streitwert über 300 Fr. 
sowie für Fragen allgemeiner, grundsätzlicher Bedeutung, 
namentlich über Neugestaltung der Tarife ist für die 
ganze Schweiz ein „Einigungsamt" eingerichtet, das jedoch 
in Wirklichkeit als Schiedsgericht funktionieren soll (§ 33). 
Auch ist es für Beschwerden wegen Rechtsverweigerung 
bezw. Rechtsverzögerung oder Nichtigkeit von Urteilen 
der Untern Gerichte zuständig. Es besteht aus 16 ordent- 
lichen Mitgliedern und 8 Ersatzmännern (§ 13). Alljährlich 
bestellt es sein Bureau, welches aus dem Vorsitzenden, dessen 
Stellvertreter und zwei Sekretären besteht, von denen der 
eine von den Prinzipalen, der andere von den Gehilfen ge- 
wählt wird (§ 14). Ist der Vorsitzende Prinzipal, so muss 
der Stellvertreter Gehilfe sein, und umgekehrt. Zu einer 
gültigen Vorhandlung des Einigungsamtes müssen 8 Mit- 
glieder anwesend sein, 4 Prinzipale und 4 Gehilfen. Bei 
der Abstimmung muss einschliesslich des Vorsitzenden 
Parität vorhanden sein; überzählige Mitglieder auf der 
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einen Öeito werden ausgelost und haben sich der Stimm- 
abgabe zu (enthalten (§ 15). Die Mitgliedcn- des Einigungs- 
amtes werden zur Hälfte (8 Mitglieder und 4 Ersatz- 
männer) von allen Prinzipalen, zur Hälfte von allen 
Gehilfen gewählt (JJ 16). Ein aktives und passives Wahl- 
recht der Frauen anerkennt der Verband nicht (§ 12). Im 
übrigen gelten die gleichen Bestimmungen über Vertretung 
von Vereinen, Amtsdauer, AVählbarkeif, Ablehnungs- und 
Rekusationsgründen, das Urteil, die Kosten, wie bei den 
Untern Schiedsgerichten. Den Mitgliedern werden Reise 
und Unterhaltungskosten vergütet (§ 29). Das Einigungs- 
amt nimmt alljährlich Berichte der Untern Schiedsgerichte 
entgegen, erstattet selbst alljährlich dem Verband über 
Rechtssprechung Bericht (§ 33). Die Verhandlungen beider 
Instanzen sind mündlich und öffentlich (§25). Doch muss 
die Klage mit Angabe aller Beweisgründe im Doppel 
schriftlich eingereicht werden, ebenso die Klagbeantwortung 
(§ 35). Enthält diese eine Widerklage, so kann der 
Kläger sich noch einmal schriftlich darauf äussern (§ 36). 
Dann wird vom Sekretär die Sitzung anberaumt (§ 37). 
Der Sitzung wohnt ein Ersatzmann mit beratender Stimme 
bei, der abwechselnd aus der Zahl der Prinzipale oder 
der Gehilfen zu nehmen ist. Erscheint eine Partei zu 
spät, so wird sie gebüsst; erscheint sie gar nicht, so 
wird das Urteil nach Prüfung des Falles in ihrer Abwesenheit 
gefällt (§ 40). Eine Nichtigkeitsbeschwerde (§ 41) gegen 
Urteile des Einigungsamtes ist zulässig: wegen Verletzung 
wesentlicher Vorschriften über die Besetzung und die 
Zuständigkeit des Gerichtes oder über das vom Gericht 
zu befolgende Verfahren, wegen offenbarer Verletzung 
gesetzlicher oder gewohnheitsrechtlicher Bestimmungen, 
wegen Nichtbeachtung eines durch die Rechtssprechung 
des Einigungsamtes festgestellten Grundsatzes, und endlich 
wenn das Urteil nach den massgebenden tatsächlichen 
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oder rechtlichen Verhältnissen geradezu einer Rechtsver- 
weigerung gleichkommt (§ 41). Die Nichtigkeitsbeschwerde 
ist schriftlich beim Vorsitzenden dos Einigungsamtes ein- 
zureichen. Ergibt sich nicht von vorneherein die Unzu- 
lässigkeit des Begehrens, so hat dieser die Akten vom 
Sekretär des Untern Schiedsgerichtes zu verlangen. Findet 
das Einigungsamt die Beschwerde begründet, so urteilt 
es sofort endgültig über den Streitgegenstand ab, ohne 
die Sache wieder an das Untergericht gehen zu lassen. 
In den Fällen, wo das Einigungsamt als Vermittlungs- 
organ, allgemeine grundsätzliche Fragen betreff. Eingehung 
von Verträgen zu entscheiden hat, ist es im Verfahren 
frei (§ 43). Doch soll es beiden Parteien reichlich Ge- 
legenheit geben, ihre Begehren zu begründen. Den Ver- 
handlungen des Einigungsanites darf je ein Mitglied 
der Zentralvorständo der dem Verband angehörenden 
Vereine mit beratender Stimme beiwohnen (§ 46). Das 
Einigungsamt wird von einem Gehilfen, wenn ein Arbeit- 
geber Kläger ist, und umgekehrt, präsidiert (§ 47). Bei 
Stimmengleichheit im Einigungsamt ist ein Unparteiischer 
als Obmann vom Einigungsamt frei zu wählen und bei- 
zuziehen (§ 48). Einigt man sich nicht auf die Person, 
so wird der Obergerichtspräsident des Kantons, in welchem 
die Sitzung stattfindet, mit der Wahl betraut. Die Ur- 
teile der Untern Schiedsgerichte sind drei Tage nach Er- 
öffnung, die Urteile des Einigungsamtes sofort vollstreck- 
bar (§ 49). Um die Vollstreckung hat der Verband das 
zuständige kantonale Gerichte nach den Regeln der in 
Betracht kommenden Gesetzgebung anzugehen (§ 50). 
Die Statuten haben nur für diejenigen Kantone Geltung, 
in welchen nicht von Staatswegen bestimmte Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörden zur Erledigung von Streitig- 
keiten ausschliesslich zuständig sind (Kantone ohne Ge- 
werbliche Schiedsgerichte) (§ 1). Sollten Schwierigkeiten 
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entHtehen, ho ist die betreff, kantonale Regierung; um ihre 
gefallige Mitwirkung anzugehen. (!) 

Staatliches Einigungsamt 

DicHtaatliche Gesetzgebung in Deutschlandeilte jJJch^Bj'iYf 
zum Teil der Tarifentwicklung zeillich voraus, passte sich van ?er Bor^^ht 
aber bald ihr an und unterstützte sie. Masssrebend ist t>.*u^^^'.* 

o ReicDsarbeits- 

das Reichsgesetz bc^treff. die Goworbogerichte vom 29. Juli **^jastro^' 

1890 und die Novelle vom 31. Juni 1901. Für die Ent- j^P-^f^^^^^ig 

sch(»idung von gew^erblichen Streitigkeiten können für den ^^onrad^ jah^' 

Bezirk einer oder mehrerer Gemeinden besondere Ge- bü.herfür 

National- 

werbegerichte eingerichtet werden, welche die Streitig- ^^^^statlstik"^ 
keiten aus Arbeitsverträgen zu beurteilen haben (§ 1). in.FoigeBa.22 
Zum passiven Wahlrecht ist erforderlich : Vollendung des ^3^®"®^^* j^s^' 
30. Lebensjahres, zweijährige!' Wohnsitz im Gerichtsbezirk * AXusalmeT 
(§ 10). Der Kandidat darf nicht im letzt vergangenen NoveiVvHloi 
Jahre Armenunterstützung bezogen haben oder er muss sie 
bereits zurückerstattet haben, w enn er solche bezogen hat. 
Der Vorsitzende, der weder Arbeitgeber noch Arbeit- 
nehmer sein darf, wird durch den Magistrat der Gemeinde 
in weitern Kommunalverbänden durch die Vertretung des 
Verbandes auf mindestens 1 Jahr gewählt (§ 11). Die 
übrigen Mitglieder (Beisitzer) werden zur Hälfte von den 
Arbeitgebern, zur Hälfte von den Arbeitnehmern des 
Bezirks in unmittelbarer und geheimer Wahl auf 1 — 6 
Jahre gewählt (§ 12). Aktives Wahlrecht hat, wer 25 
Jahre alt und wenigstens ein Jahr im Gerichtsbezirk 
beschäftigt ist. Weder aktives noch passives Wahlrecht 
haben die Mitglieder einer Innung, für welche eine be- ^tfjbeMdnun 
sondere Gerichtsbarkeit (Innungsschiedsgericht) geschaffen S97a, luod 
ist. Für die Gewählten besteht Amtszwang, ^ur wer 
6 Jahre schon Mitglied war, kann für die 6 nächsten 
Jahre das Amt ablehnen (§ 18). 
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Bis 1901 übte das Gewerbegericht als solches auch 
einigungsamtliche Funktionen aus. Jetzt ist das Einigungs- 
amt selbständig und dem Qewerbegericht bloss angegliedert. 
Es besteht aus dem Gewerbogerichtsvorsitzenden und den 
Vertrauensmännern der Parteien (Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern in gleicher Zahl) (§§ 62 imd 63). Sie sind von den 
im konkreten Falle am Streit Beteiligten jeweils zu bezeich- 
nen. Weigert sich eine Partei, so bezeichnet der Gewerbe- 
gerichtsvorsitzende ihre Vertrauensmänner. Er kann 1 
oder 2 unbeteiligte Personen als Beisitzer beiziehen. Ueber 
die Zahl der Vertrauensmänner haben sich die Parteien 
zu verständigen. Doch muss jede mindestens 2 wählen. 
Die Vertrauensmänner dürfen nicht am Streit interessiert 
sein. Bis zur Novelle von 1901 bestand das Einig- 
ungsamt aus dem Vorsitzenden und den gesetzlich ge- 
wählten Beisitzern (§ 63 des Gesetzes von 1890). Das 
Einigungsamt tritt auch heute noch bloss auf Anrufung 
beider Parteien in Funktion. Doch hat nach der Novelle 
von 1901 der Vorsitzende die Kompetenz, wenn von einer 
Partei eine Anrufung vorliegt, bei der andern Partei darauf 
hinzuwirken, dass auch sie sich der Anrufung anschliesst 
(§ 62 a und b). Auch sonst soll er die Parteien aufsuchen 
und ihnen eine Anrufung nahe legen. Haben beide Par- 
teien einmal das Gericht angerufen, so sind sie verpflichtet, 
bei der Verhandlung zu erscheinen, widrigenfalls sie mit 
Geldbussen (bis 100 Mark) gcbüsst werden (§ 62 c). Keine 
Kompetenz zur Einigung hat das Gewerbegericht, wenn 
alle bei der Streitigkeit Beteiligten Mitglieder einer 
Innung sind, die ein dem Einigungsamt des Gewerbe- 
gerichts analog eingerichtetes Innungseinigungsamt besitzt. 
Doch können die Parteien in diesem Fall auf das staat- 
liche Einigungsamt prorogieren (§ 69 a des Gcwerbe- 
gerichtsgesetzos v(m 1901 und S 81,2 der Gewerbe- 
ordnung). 
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Da« Einiirunffsamt hat durch Vernehmunff der Vor- soziale Praxis 
treter der Parteien eventuell der geeigneten Auskunft«- 
personen die Streitpunkte und die in Betracht kommenden 
Verhältnisse klarzulegen (§ 64). Dann soll es durch Herbei- 
führung einer gegenseitigen Aussprache der Parteien und 
durch Proponieren von Vergleichen eine Einigung ver- 
suchen (§ 55). Gelingt dies nicht, so hat das Amt nach 
Stimmenmehr einen Schiedsspruch abzugeben, dem sich 
die Parteien nicht unterwerfen müssen (§ 67). Wird der 
Schiedsspruch von einer Partei nicht acceptiert, so ist 
das Ergebnis öifentlich bekannt zu geben (§ 69). 

Die Verbindunff des Einiffunffsamtes mit dem üe- Bulletin des 

° . . internationalen 

Werbegericht hat gewisse Ucbelstände mit sich gebracht, Arbeitsamtes 
sodass man eeürenwärtiff die beiden Einrichtungen wieder Text d. Gesetz- 

, 1.T 1 . i 4 1 i^ entwurfes von 

ZU trennen sucht. Nach einem Antrat Auer und Genossen, Auer und 

Genossen. 

der gegenwärtig dem Reichstag vorliegt, soll die einigung«- Reichstag 
amtliche Funktion einer Korabination von Arbeitsämtern no. 67. 
und Arbeitskammern übertragen werden, eine Einrichtimg, 
die in der Tat dem Charakter und den Bedürfnissen der 
Einigungsämter bosser gerecht wird als die Verbindung 
mit den Gewerbegerichten. Für jeden Bezirk einer hohem 
Verwaltungsbehörde eine« Bundesstaates soll ein Arbeits- 
amt und eine Arbeitskanimer errichtet werden. Das erstere 
besteht aus einem von der Zentralbehörde des betreflTenden 
Bundesstaates gewählten Chef und wenigstens 3 XJnter- 
beamten. Die Arbeitskammer besteht aus wenigstens 50 
Mitgliedern, welche zur Hälfte von den volljährigen Unter- 
nehmern und Betriebsleitern, zur Hälfte von den volljährigen 
Arbeitern und Arbeiterinnen direkt und geheim gewählt 
werden. Der Chef des Arbeitsamtes und je zwei der Ar- 
beitskammer entnommene Betriebsleiter und Arbeiter bilden 
zusammen das Einigungsamt des betreffenden Bezirkes. 
Dieses Einigungsamt tritt auch auf Begehren nur einer 
Partei in Funktion, untersucht den Streitfall und ver- 
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öffentlicht da« Resultat seiner Unternuchung, sowie die ihm 
bekanntgewordenen Motive des Fernbleibens einer Partei. 
Sind beide Parteien zur Verhandlung vor dem Einigungsamt 
bereit, so ernennen sie in gleicher Zahl Vertrauensmänner 
zur Erweiterung des Einigungsamtes. Nun sind die tat- 
sächlichen Streitpunkte durch gegenseitige Aussprache, 
Zeugenverhör und Einvernahme von Sachverständigen zu 
untersuchen. Auf Grund der Ergebnisse dieser Unter- 
suchung wird den Parteien ein Vergleich proponiert. Wird 
dieser abgelehnt, so wird nach einfacliem Stimmenmehr 
ein Schiedsspruch gefällt. Ein Schiedsspruch kommt nicht 
zu Stande, wenn in der Abstimmung sämtliche Betriebs- 
leiter sämtlichen Arbeitern gegenüberstehen. Die Parteien 
haben binnen einer bestimmten Frist zum Schiedsspruch 
Stellung zu nehmen. Ihre Erklärungen werden vom 
Schiedsgericht veröfiFentlicht. 

Der Hauptwort der von Auer vorgeschlagenen Ein- 
richtungen liegt entschieden in ihrem pro phy laotischen 
Zwecke. Die Arbeitsämter sollen durch statistische Er- 
hebungen Arbeitsausständen vorbeugen. Es ist auch dafür 
gesorgt, dass sie ihre Kenntnisse im Einigungsamt zur 
Geltung bringen können. AVeniger glücklich ist die Or- 
ganisation und das Verfahren des Einigungsamtes. Zwar 
sind die Garantieen eines sorgfältigen Einigungs Verfahrens 
vorhanden; ungenügend ist aber der Appell an die öffent- 
liche Meinung, der durch die Bekanntmachung der Kesultate 
bezweckt wird. Ein gesetzgeberischer Fehler ist auch die Ver- 
quickung von Einigung und Scliiedssprechung, die in der Ver- 
einigung dieser beiden Funktionen in einer und derselben Be- 
hörde liegt. Die Natur der Verhältnisse verlangt die Trennung 
und die Einrichtung zweier von einander unabhängiger Or- 
gane. Liegt doch in dem im Einigungs verfahren vorgesehenen 
Vergleichs vor seh lag bereits eine Meinungsäusserung des 
Einigungsamtes über den Streitfall. Dieser Vergleichsvor- 
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schlag ist im Grunde genommen bereits ein Schiedsspruch, 
neben welchem der zweite spätere keinen rechten Sinn 
mehr hat, da ja die Parteien die Ansicht des Amtes 
bereits erfahren haben. Ein weiterer Fehler ist der, 
dass diese schiedsgerichtliche Tätigkeit gerade dann ver- 
sagt, wenn der Entscheid eines unparteiischen Dritten 
am meisten not tut, wenn nämlich die Standes- und 
Klasseninteressen sich auch im Schoss des Amtes geltend 
machen. 

Auch die gesetzliche Kegelung der Berufsorganisation, 
die Voraussetzung einer intensiven staatlichen Vermitt- 
lungstätigkeit ist, wird von der Reichsregierung gegen- 
wärtig an die Hand genommen. Ein bezüglicher Ge- 
setzesentwurf ist während des Druckes dieser Arbeit am 
13. November 1906 im Reichstag eingebracht worden. 



V. Schweiz. 

A. Bern. 

Massgebend ist das Dekret vom 1. Februar 1894 über J^echulclie^^^ 

die Organisation der Gewerbegerichte und das Verfahren 'ufd^g^w^^s^/ 

vor denselben. Das Gesetz gibt dem Regierungsrat die |ehw«?z vgl 

Kompetenz, auf Ansuchen einer Gemeinde oder, wenn er ""laJd^^iötT^ 

es nötig findet, von sich aus, daselbst Gewerbegerichte zu "arbeit^bia« 

errichten (§§ 1—3). " Nach einem vom Rc^gierungsrat zu von lier Boight 

genehmigenden Gemeindereglement sind die Fabrikations- Landfilann 

zweige, Gewerbe und Handwerker der betrcflfenden Ge- Ve^hesberis*' 

meinde in Gruppen einzuteilen (§ 4). Jede Gruppe wählt ^*^hT^3ü3^ 

die durch Gemeindestatut ihr zugewiesene Zahl von Bei- ^iv^*pt/'«ä^^ 
sitzern des Gewerbegerichts und zwar soll die eine Hälfte 
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von den Arbeitgebern der betreffenden Gruppe, die andere 
Hälfte von den Arbeitnehmern auf drei Jahre gewählt 
werden (§§ 5 und 6). Aktives und passives Wahbecht 
hat, wer in kantonalen Angelegenheiten das politische 
Stimmrecht hat, in der Gemeinde wohnt und Arbeitgeber 
resp. Arbeitnehmer ist (§ 7). Es besteht Amtszwang (§ 8). 
Kommen in einer Gruppe wiederholt die Wahlen nicht 
zustande, ho wählt der Gemeinderat die betreffenden Go- 
werberichter (§ 11). In einer Plenarversammlung wählen 
die gewählten Beisitzer aus ihrer Mitte einen Obmann, 
der die einzelnen Gruppengerichte zu leiten hat (§ 13). Bei- 
sitzer, welche ohne genügende Entschuldigung eine Sitzung 
versäumen, können mit einer Busse von 2 — 20 Fr. gestraft 
werden (§19). Entsteht z wischen Arbeitgebern und Arbeitern 
ein allgemeiner Anstand über die Bedingungen der Arbeits- 
fortsetzung oder ähnliches, so kann durch den Obmann 
eine Plenarversammlung der Gewerberichter einberufen 
werden, welche eine Kommission von 5 — 15 Mitgliedern 
bestellt. Diese Kommission soll versuchen den Anstand 
gütlich beizulegen (§ 62). 

Gegenwärtig beschäftigt sich die Berner Regierung 
mit der Ausarbeitung eines Streikgesetzes. Die Gemeinde 
und die Bezirksbehörden erhalten die Kompetenz, beson- 
dere Eiuigungsämter einzurichten (§ 1), welche ihre Ver- 
mittlung anbieten und auf Verlangen beider Parteien 
Schiedssprüche fällen können (§ 2). Organisation und 
Verfahren der Einigungsämter werden durch ein später 
zu erlassendes Dekret des Grossen Rates geregelt (§ 4). 

B. Luzern. 



Handwörter- 
buch von 
Reichesberg: 

p. 3i»3. 

Landmann 

p. 211. 



Massgebend ist das Gesetz vom 9. März 1905. 
Die Organisation ist dieselbe. Das Gesetz erteilt 
ebenfalls der Regierung die Kompetenz, die Gerichte ein- 
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zurichten, wo ein Bedürfnis ist (§ 1). Auch die Wahl der 
Richter ist dieselbe, nur mit dem Unterschied, dass aktives 
Wahlrecht hat, wer in der Gemeinde wohnhaft und in 
eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt ist (§ 8). 
Das Obergericht wählt die für alle Gruppen gemeinsamen 
Präsidenten und Vizepräsidenten (§ 10). Aus den gewählten 
Gewerberichtern wird ein Gewerbeger ich tsausschuss ge- 
bildet, der wie die Plenarversammlung in Bern die 
einigungsamtlichen Funktionen auszuüben hat (§ 12). 
Ein früheres Gesetz in Luzern vom 16. Februar 1892 
kannte an der Stelle des Gewerbegerichtsausschusses einen 
Sühneausschuss, der bei Interessenstreitigkeiten zu ver- 
mitteln hatte. 

C. Genf. 

Das gegenwärtige geltende Gesetz über die Materie 
ist die „Loi fixant le mode d'etablissement des tarifs 
d'usage entre ouvriers et patrons et reglant les conflits 
collectifs pouvant naiti'c entro eux, du 26 mars 1904.** 

Es ging ihm ein am 10. Februar 1900 erlassenes 
Gesetz über die gleiche Materie voran, das bereits den 
Grundsatz des Obligatoriums enthielt und 1904 nur un- 
wesentlich geändert und erweitert wurde. 

Mangels besonderer Vereinbarungen werden die An- 
stellungsbodingungen der Arbeiter hinsichtlieh des Dienst- 
oder Werkvertrages durch" die Übung und Gewohnheit 
geregelt (§ 1). Als Gewohnheit gelten die nach diesem 
Gesetze aufgestellten Tarife und allgemeinen Anstellungs- 
bedingungen (§ 1). Zur Aufstellung dieser Tarife und 
Bedingungen sind die Unternehmer- und Arbeiterverbände 
befugt, welche vorschriftsmässig im Handelsregister ein- 
getragen und deren Statuten vom Staatsrat genehmigt 
sind (§ 3). Diese Genehmigung ist zu orteilen, wenn die 
Statuten nichts Gesetzes widriges enthalten, namentlich die 
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Freiheit der Arbeit nicht in Frage ntcllen, wenn allen 
Berufsgenossen der Eintritt und Austritt jederzeit offen steht 
und durch keine willkürlichen Schranken erschwert ist, wenn 
der geschäftsführende Yorstand von der Mehrheit der in 
der Generalversammlung anwesenden Mitgliedern gewählt 
wird, und endlich wenn die Statuten auf Verlangen der 
Verbandsmitglieder jederzeit revidiert werden können. 
Nur mangels solcher Verbände sind die einzelnen Unter- 
nehmer und Arbeiter des betrefiPenden Berufes nach einem 
mindestens dreimonatlichen Aufenthalt im Kantonsgebiet 
zum Abschluss von Tarifverträgen befugt (§3). 

Die Aufstellung der Tarife und sonstigen Arbeits- 
bedingungen in den einzelnen Berufen geschieht in der Regel 
durch freie Verständigung der beidseitigen Delegierten, 
welche von den betreffenden Unternehmer- und Arbeiter- 
verbänden drei Tage vorher in der Generalversammlung 
gewählt werden (§ 4). Mangels eines Verbandes muss der 
Staatsrat auf schriftliches Verlangen eines Fünftels der auf 
der Unternehmer- resp. Arbeiterliste eingeschriebenen 
Wähler der Berufsgruppe zum Gewerbegericht oder in 
dringlichen Fällen von sich aus eine Generalversammlung 
der Beteiligten einberufen. Jede der beiden Versammlungen 
ernennt in geheimer Wahl und in gleicher Anzahl wie die 
andere ihre Vertreter, und zwar 7, wenn man sich nicht auf 
eine geringere Anzahl einigt, sowie genügend Stellvertreter. 
Das Mandat der Delegierten dauert bis der Streitfall er- 
ledigt ist. Delegierter kann nur sein, wer vor seiner Er- 
nennung das betreff. Gewerbe mindestens ein Jahr lang in 
einem oder in mehreren Zeitabschnitten auf dem Gebiete des 
Kantons Genf ausgeübt hat. Die Delegierten sollen wo- 
möglich in ihrer Mehrheit Schweizerbürger sein. Bestehen 
mehrere ähnliche Verbände, welche alle die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllen, so ist jeder berechtigt, diejenige 
Anzahl Delegierter zu wählen, welche seiner Mitgliederzahl 
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entspricht. Die so gewählten Delegierten haben sirh 
unverzüglich in einer Sitzung zu verHammeln und einen 
Tarifvertrag zu beraten (§ 5). Zu Benchlüssen ist stets 
7* Mehrheit notwendig. Sie sind in einem in 4 Exem- 
plaren anzulegenden Protokoll niederzulegen. Die Exem- 
plare erhalten die beidseitigen Verbandsdelegationen und 
das Handels- und Industriedepartement, welches die staat- 
liche Aufsicht und Kontrolle über die Ausführung dieses 
Gesetzes auszuüben hat. Das vierte Exemplar erhält die 
Gerichtsschreiberei der üewcrbegerichte. Die so aufge- 
stellten Kollektivverträge sind für eine bestimmte Zeit 
(höchstens 5 Jahre) fest verbindlich, dann von Jahr zu 
Jahr kündbar (§ 6). Die Kündigungsfrist kann auch kürzer 
sein als ein Jahr. Der Kollektivvertrag tritt in Kraft, 
wenn er von beid(»n Verbandsdclegationen mit % Mehrheit 
angenommen ist (§ 7). Mangels einer Verständigung 
zwischen den Beteiligten ist auf Ansuchen einer Partei 
vor einer Delegation des Staatsrates eine Einigung 
zu versuchen (§ 8). Die beiden Verbandsdelegationen 
haben den Tarif noch einmal durchzuberaten (§ 10). Kommt 
eine Einigung dennoch nicht zustande, so ist dies der 
Zentralkommission der Gewerbegerichte schriftlich mitzu- 
teilen. Der Staatsrat kann auch von sich aus die beiden 
Delegationen zu einer Einigungskonferenz einberufen (§ 11). 
Diese Kompetenz des Staatsrates, ex officio einzuschreiten, 
ist erst durch die Revision von 1904 in das Gesetz 
gekommen. Verweigert eine Partei die Wahl der Dele- 
gierten, so wird die Sache direkt der Zentralkommission 
des Gewerbegerichts zugewiesen (§ 12). Diese ernennt 
dann die Delegierten. Die Zentralkommission (§ 13) wird 
folgendermassen gewählt: Alle Gewerbe und Industrien 
im Kanton Genf sind nach der „Loi organique sur les 
Conseils de Prud'honimes du 12 mai 1897" in Gruppen 
eingeteilt (§ 7 und 8 dieses Gesetzes). Die Arbeiter und 
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Arbrutgebor jeder Gruppo wählen in besondern Versamm- 
lungen je 15 Vertreter in den ^ConHeil de Prud'hommes** 
''*p?*^"" ihrer Gruppe. Die Amtsdauer dieser Gewerberichter be- 
inßbes. 439. j-^^g^ y^^j. Jahre, sie sind wieder wählbar (§ 9). Wählbar 
und Wähler ist nur, wer im Kanton Genf wohnhaft, die 
politischen Rechte ausübt und das betreffende Gewerbe be- 
treibt. Das Wahl verfahren wird vom zitierten Gesetz 
genau geregelt (§ 10 ff.). Jeder „Conseil de Prud'hommes" 
wählt nun aus seiner Mitte einen Ausschuss bestehend aus 
4 Arbeitgebern und 4 Arbeitnehmern „laCommission de Sur- 
veillance'', welche di(» Durchführung der Entscheide des 
„ConseiP zu überwachen hat (§ 73). Daneben wählen die 
Mitglieder aller „Conseils des Prud'hommes" zusammen aus 
den Mitgliedern der verschiedenen „Commissions de Sur- 
veillance" eine „CommissionCentralc*' (Zontralkommission), 
bestehend aus einem Arbeitgeber und einem Arbeitnehmer 
jeder „Comniission de Surveillance*' (§ 74). Die Amtsdauer 
beträgt zwei Jahre. Die Zentralkommission bestellt aus 
ihrer Mitte alljährlich ihr Bureau. Sie hat durch Mehrheits- 
beschluss über die bei ihr hängig gemachten Ansprüche 
aus Kollektivverträgen in geheimer Abstimmung zu ent- 
scheiden, sie hat auch, wo keine Kollektivverträge ent- 
standen sind, die Arbeitsbedingungen in verbindlicher 
Weise festzustellen (Loi fixant le mode d'etablissement etc., 
§ 13). Gehört das eine oder andere Mitglied der Zentral- 
kommission dem sich im Streite befindlichen Gewerbe an, 
so hat es zurückzutreten; die übrigen Mitglieder der Kom- 
mission haben von Amtswegen die erforderliche An- 
zahl Gewerberichter der Kommission beizuordnen, welche 
sie je nach der Zugehörigkeit des zu ersetzenden Mit- 
gliedes aus den Unternehmern oder aus den Arbeitern zu 
wählen haben. Die Verhandlungen sind öffentlich. 

Die Schiedsrichter können das Inkrafttreten eines 
Tarifes für einen Beruf, in dem ein solcher nicht besteht, 
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ornt nach einer Frist von mindestens 6 Monaten nach ihrem 
Entscheid anordnen, es sei denn, dass die Parteien sich 
gemeinsam auf eine kürzere Frist verständigen (§ 14). 
Jeder Richter hat Anspruch auf Tagegelder, er wird im 
Falle ungerechtfertigten Ausbleibens von der Zentral- 
kommission mit bis Fr. 50. — gebüsst. Die Änderung 
eines Tarifs geschieht auf dem gleichen Wege wie die 
Aufstellung eines Tarifs (§ 15). Neben den Lohntarifen 
und sonstigen Arbeitsbedingungen können auch andere 
Angelegenheiten, die o'inc Arbeitseinstellung herbeiführen 
können, auf diese Weis(» geregelt werden. Allgemein sind 
Streik oder Aussperrung verboten (§ 17). Besonders die 
öffentliche Aufforderung zur Arbeitseinstellung ist unter 
Strafe gestellt, die gcg(4>enenfall8 auch den Drucker und 
Verleger triffi (§ 18). Angedroht sind Polizeibussen. 
Gehen die Streikenden so weit. Arbeitswillige durch Ge- 
walt oder Drohung an der Arbeit zu hindern, so greift 
§ 106 des Code penal Platz, der eine Gefängnisstrafe 
von 6 Tagen bis 6 Monaten, sowie eine Geldstrafe von 
30—500 Fr. androht (vgl. § 105 des Code penal). 

Auf diese Weise hat Genf das Problem der obli- 
gatorischen Schiedsgerichte zu lösen gesucht. Die Lösung 
beruht nicht auf den gleichen Grundlagen wie diejenige 
des neuseeländischen Gesetzgebers. Sie ist in Genf auf 
einer prinzipiellen Scheidung der allgemeinen Streitigkeiten 
von den individuellen aufgebaut,welch letztere den Gewerbe- 
gerichten zugewiesen sind. Die Einteilung der Bevölkerung 
in Berufsklassen, auf welcher die Organisation der Gewerbe- 
gerichte ruht, ist bei der Wahl der Schiedsrichter in 
glücklicher Weise benützt worden um allen Berufen in 
der Zentralkommission eine angemessene Vertretung zu 
verschaffen . Es ist durch ein eigentliches Filtriersystem 
dafür gesorgt, dass nur solche Leute in die Zentral- 
kommission kommen, welche die Verhältnisse kennen und 
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das Vertrauen der Bevölkerung besitzen. Gerade für die 
Wahl der Mitglieder obligatorischer Schiedsgerichte scheint 
sich in der Tat ein indirektes Wahlsystem besser zu 
eignen als die direkte Wahl durch die Organisationen, 
wie sie Neuseeland besitzt. Weniger vorteilhaft ist die 
relativ hohe Mitgliederzahl des Schiedsgerichts. Neuseeland 
hat vielleicht mit seinem Dreiergericht eher das Richtige 
getrofifen. Beide Gesetze, das genferische wie das neu- 
seeländische, scheiden die einigungsamtliche und die schieds- 
gerichtliche Funktion völlig von einander und weisen sie 
verschiedenen Behörden zu. Einigungsamt ist in Neu- 
seeland der Board of Conciliation, in Genf der Staatsrat, 
Schiedsgericht dagegen in Neuseeland der Court of Arbi- 
tration, in Genf die Zentralkomniission. 

Was die praktischen Ergebnisse des Gesetzes von 
1904 anbetrifft, so fehlt noch genügendes statistisches 
Material. Wohl aber enthält über die Wirksamkeit des 
Gesetzes von 1900 eine Arbeit von Jean Sigg vom 
Jahre 1903 interessante Mitteilungen. Wie verlautet, soll 
die Genfer R(»gierung sich bereits mit einer Revision des 
Gesetzes beschäftigen. 

Es dürfte bei Genf das Bedenken releviert werden, 
ob sein Gesetz nicht bundesrechtswidrig sei. Das schwei- 
zerische Obligationenrecht normiert den Dienstvertrag ab- 
schliessend. Die mannigfaltigen Lücken, die der Gesetz- 
geber gelassen, sollen durch Gerichtspraxis und Gewohn- 
heitsrecht ausgefüllt werden. Das Bundesgesetz verweist 
auch an einzelnen Stellen ausdrücklich auf den Ortsge- 
brauch, d. h. auf das lokale Gewohnheitsrecht. Das 
Genfer Gesetz will nun dieses Gewohnheitsrecht durch 
Schiedssprüche der Zentralkommission gesetzlich festsetzen. 
Wo der Bund die Bildung von Gewohnheitsrecht will 
und deshalb von der Aufstellung gesetzlicher Regeln ab- 
sieht, da darf gewiss der Kanton keine starren, gesetzlichen 
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Bestimraungon erlassf^n. Das Bundesgericht hat zwar in riehuicIfe^Ent- 
einom Entscheide vom 20. Hepteml)er 1900, in Sachen ^ßd^'^^i" 
Federation des Societes ouvriÄres du Canton de Geneve ^^„sb' p'326^' 
gegen Genf den gegenteiligen Standpunkt vertreten. Allein 
es verkennt unseres Erachtens die besondere Natur des 
Gewohnheitsrechtes im Gegensatz zum gesetzten Kecht, 
wenn es sagt, der Kanton könne den Ortsgebrauch gesetz- 
lich feststellen (vgl. Erwägung 4). 



D. Aargau. 

Dem Grossen Rate des Kt. Aargau liegt gegenwärtig 
ein Gesetzesentwurf des Regierungsrates betreff, die Ein- 
führung der gewerblichen Schiedsgerichte vor. § 36 sieht 
ein Einigungsamt vor, dessen Funktionen sich in unver- 
bindlicher Vermittlung erschöpfen. Die Organisation ist 
gleich wie im zitierten Bernerdekret von 1894. 



Botschaft des 
Regierangs- 
rates des Kt. 
Aargau an den 
Grossen Rat 
zum Gesetzes- 
entwurf betr. 
die Gewerb- 
lichen Schieds- 
gerichte vom 
14. April 190ß 
p. 15. 



E. Neuenburg. 

Massgebend ist die „Loi sur les attributions, l'orga- 
nisation et le fonctionnement de la Cliambre cantonale 
du Commerce, de Tindustrie (^t du travail du 23 No- 
vembre 1899*^. 

Das Einigungsamt wird gebildet vom Inspektor des 
Lehrlings Wesens, dem Präsidenten und dem Schreiber der 
Handels-, Industrie- und der Arbeitskammer (§ij 26 u. 27). 
Führt die Einigung zu keim^m Ziel, so hat das Amt den 
Parteien vorzuschlagen, den Streit einem Schiedsgericht 
zu unterbreiten, das aus dem Präsidenten der Handels-, 
Industrie- und Arbeitskammer und 4 Mitgliedern besteht, 
zwei Arbeitgebern und zwei Arbeitnehmern, welche Mit- 
glieder der Handels-, Industrie- und Arbeitskammer sind, 

12 
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lind vom Staatsrat ernannt werden (§ 26). Das Schiedsgericht 
entscheidet in formlosem Verfahren. Wird der Vorschlag 
von einer Partei nicht acceptiert oder unterwirft sich die 
eine Partei nicht, so publiziert das Schiedsamt ein Pro- 
tokoll, das die Gründe der Ablehnung enthält. 



Landmann 
|). 301 und 343. 
Reichusberg 
Handwörter- 
buch, p. H05. 
Bulletin des 
intern. Arbeits- 
amtes 
Bd. I, p. 179. 
Soziale Praxis 
V, No. 41, 
XI, No. 28. 



F. Basel-Stadt und St. Gallen. 

Gesetz betreffend die Errichtung eines Vermittlungs- 
amtes vom 20. Mai 1897 (Basel-Stadt) und Regierungsrats- 
beschlusft betreffend das Vermittlungsverfahren bei Arbeits- 
einstellungen vom 25. Februar 1902 (St. Gallen). Die 
Organisation ist in beiden Kantonen die gleiche. 

Das Einigungsamt wird vom Regierungsrat ad hoc 
ernannt. Es besteht aus einem der Regierungsräte, sowie 
aus einer gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern des betreffenden Gewerbes. 

Das Gleiche tun gelegentlich auch die Regierungen 
anderer Kantom», ohne durch spezielle Rechtssätze dazu 
verpflichtet zu sein (Solothurn und Waadt). 



Der freie Rätier 

1905 

(„Kantonales 

Arbeitsamt"). 



G- Graubünden. 

Auch der Gebirgskanton Graubünden beschäftigt sich 
seit einiger Zeit mit der Einrichtung eines kantonalen 
Arbeitsamtes in Chur, welches nicht nur den Berufs- 
organisationen durch seine Studien und Erhebungen den 
Abschluss von Kollektivverträgen erleichtern, sondern 
auch bei Konflikten zwischen den Parteien vermitteln soll. 



H. Stadt Zürich. 

Landmann Der weitere Stadtrat der Stadt Zürich erliess 1895 

p. 10/. 

^^p^^aoS^'^^ eine Verordnung betreffend Yermittlung bei Arbeits- 
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einstollungfMi vom 23. März 1895, welcho 1906 auf- ®^i*^fSfJ*''g'^' 
gehoben und durch die Vorordnung betreffend das ^(Bagei)*:Sim* 
Einigungsamt vom 21. April 1906 ersetzt wurde. Die iJ},d i69\dm 
letztere, gegenwärtig noch geltende Verordnung, sieht ein ^n^^^^^^ „'"Jf; 
ständiges Einigungsamt bezw. Schiedsgericht vor, w^elches Maurerstreik). 
aus drei Mitgliedern und drei Stellvertretern, sowie einem 
Protokollführer besteht. Diese Beamten werden vom engern 
Stadtrat auf eine Amtsdauer von drei Jahren gewählt. Der 
Vorsitzende wird vom engern Stadtrat bezeichnet (§ 2). Wenn 
die Parteien ihre Differenzen nicht selbst dem Amt unter- 
breiten, ihre Vertn^ter bezeichnen und ihre Forderungen, 
bezw. Anerbietungen formulieren, so hat das Einigungsamt 
von sich aus die Wahl der Vertreter zu veranlassen. Es 
hat die Ursachen der Streitigkeiten festzustellen (§ 8) und 
kann zu diesem Behufc» von Fachleuten Gutachten ein- 
fordern (§ 9). Es legt den Parteien einen Vergleichs- 
vorschlag vor (§ 11). Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so werden die Parteien eingeladen, sich einem Schieds- 
sprüche des Amtes zu unterziehen (§ 12). (libt auch nur 
eine Partei der Einladung Folge, oder wünscht der engere 
Stadtrat einen Schiedsspruch, so urteilt das Einigungsamt auch 
bei Abwesenheit einer Partei unter Zuziehung von zwei 
oder vier fachkundigen an der Streitigkeit nicht unmittelbar 
beteiligten Beisitzern (^ 14). Die Wahl dieser Beisitzer 
geschieht nach gegenseitiger Verständigung durch di(^ 
Partei Vertreter (§ 15). Die Beschlussfassung über den 
Schiedsspruch erfolgt unter Ausschluss der Partei Vertreter 
in geheimer Beratung nach einfachem Stimmenmehr. Die 
Mitglieder und Beisitzer sind zur Stimmabgabc und 
der Vorsitzende bei Stimmengleichheit zum Stichentscheid 
verpflichtet (§ 17). Der Schiedsspruch wird wie die durch 
Vermittlung erzielte Verständigung schriftlich ausgefertigt 
und im städtischen Amtsblatt veröffentlicht (§ 18). Die 
Mitglieder und Beisitz(»r solbm sich auch, nachdem der 
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Schiedsspruch von den Parteien zurückgewiesen worden 
ist, um die Annahme desselben ^fortgesetzt in geeigneter 
Weise bemühen ** (§ 19). Ist eine Arbeitseinstellung ausge- 
brochen, so hat das Einigungsamt sofort zum schiedsgericht- 
lichen Verfahren überzugehen (§ 20). Die Mitglieder des 
Einigungsamtes und des Schiedsgerichts haben Mitteilungen, 
die ihnen in geheimer Sitzung gemacht wurden, auf Wunsch 
einer Partei als Amtsgeheimnis zu betrachten (§ 21). 

Die Verordnung weist verschiedene Mängel auf. Zu 
beanstanden ist hauptsächlich die Vereinigung der einig- 
ungsamtlichon und schiedsgerichtlichen Funktion in einer 
Behörde. Auch die Fassung ist nicht durchweg eine 
glückliche. Einmal revidiert, wird die Verordnung zweifel- 
los die Hoffnungen rechtfertigen, zu welchen ein ständiges 
Einigungsamt berechtigt. 



I. Stadt Winterthur. 

Reiohesberg Massgebend ist eine Verordnung vom 24. Mai 1903. 

Die einigungsamtlichen Funktionen sind hier einer vom 
Stadtrat gewählten Verwaltungskommission der städtischen 
Arbeitsvermittlungsanstalt (Arbeitsamt) übertragen. Die 
Kommission kann die Parteien und Auskunftspersonen ab- 
hören; sie soll die in Betracht fallenden Verhältnisse klar 
legen und eine gegenseitige Aussprache der Parteien 
herbeiführen. 



Digitized by VjOOQ IC 



— 181 — 

VI Frankreich. 

Ungefähr um die gleiche Zeit wie in Deutschland bmth^d^&tiMUs- 
begann man in Frankreich, durch gesetzliche Massnahmen ^d^ni^p^al^" 
den Arbeitneinstellungcn entgegenzuarbeiten. Die privat- ^biatVp^2U* 
rechtliche Entwicklung dagegen, welche in Deutschland ^*** p^'a^^'*^^* 
mit dem Aufkommen der Tarifverträge im Jahre 1896 j^Xi^mlo- 
anhob, setzte in Prankreich bedeutend später ein. Auch ^^ll^'^^^l' 
heute noch stossen wir bei Betrachtung der französischen ce,i^SJii,tt 
Tarifverträge verhältnismässig selten auf Schiedsvertrags- i^' ^^- *• 
klausein. Die Tarifbewegung selbst vollzieht sich in Frank- 
reich analog der deutschen. 

Im Jahre 1886 beantragte der Abgeordnete Lockroy 
in der Deputiertenkammer die Errichtung von Einigungs- 
ämtern, allein erst 1892 kam es unter dem Eindruck 
eines Streikes in Carmont zum Erlass des Gesetzes vom 
27. Dezember 1892 („Loi sur la Conciliation et 
TArbi trage**), dessen Schöpfer der damalige Handels- 
minister Jules Roche ist. Die Bildung des Einigungs- 
amtes ist dem Friedensrichter übertragen worden. Sie 
geschieht stets im Hinblick auf einen konkreten Konflikt 
und in der Regel nur mit Einwilligung beider Parteien 
(§ 2). Der Friedensrichter wartet den schriftlichen Antrag 
einer Partei ab. Ist er im Besitze eines solchen Antrages, 
so hat er sofort die Gegenpartei einzuladen, sich demselben 
anzuschliessen (§ 3.) Gibt diese der Einladung Folge, 
so wird das Einigungsverfahren eröflfnet (§ 4). Die Par- 
teien werden aufgefordert, ihre Delegierten zu bezeichnen, 
welche unverzüglich zu einer Sitzung zusammentreten. 
Der Friedensrichter leitet die Verhandlung, hält sich 
überhaupt der Kommission zur Verfügung (§ 5). Gelingt 
die Verständigung, so wird das Resultat in einem vom 
Friedensrichter verfassten, von den Parteien und ihren 
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Delegierten unterschriehcnen Protokoll niedergelegt (§ 6). 
Führt die Vermittlung dagegen zu keinem Ziel, so fordert 
der Friedensrichter die Parteien auf, auf einen oder 
mehrere gemeinsame Schiedsrichter zu kompromittieren 
(§ 7). Können die von den Parteien in gleicher Anzahl 
gewählten Schiedsrichter sich nicht auf einen Spruch 
einigen, so wählen sie einen Unparteiischen als Obmann 
(§ 8). Wenn sie sich nicht auf eine Person einigen, so 
bestimmt der Vorsitzende des Zivilgeriehts den Ob- 
mann nach Einsicht des Verhandlungsprotokolls. Der 
Entscheid des Schiedsgerichtes wird protokolliert und beim 
Friedensrichter deponiert (§ 9). Im Falle eines Ausstandes 
soll der Friedensrichter, ohne einen Parteiantrag abzuwarten, 
von sich aus das Vermittlungsverfahren einleiten, indem er 
die Parteien einladet, ihre Delegierten zu wählen (§ 10). Die 
Ergebnisse des einmal eröffneten Vermittlungsverfahrens 
werden in jedem Falle öffentlich bekannt gegeben (§ 12). 
Die Delegierten und Schiedsrichter müssen französische 
Bürger sein. In Gewerben und Industrien, in welchen 
weibliche Arbeiter beschäftigt werden, können auch Frauen 
zu Delegierten gewählt werden (§ 15). 

Dieses Gesetz gilt heute noch. Es begnügt sich, wie 
das deutsche Qcwerbegerichtsgesetz, mit der Errichtung 
von Einigungsämtern ad hoc. Die Praxis deckte infolge- 
dessen alle jene Fehler auf, welche der Mangel einer stän- 
digen Behörde verursacht. Die schiedsgerichtlichen Kom- 
petenzen des Amtes haben keine Bedeutung gewonnen, 
indem die Parteien höchst selten sich zu einem Kompromiss 
bereit erklären. Die Erfolge des Gesetzes waren bis jetzt 
so gering, dass verhältnismässig bald Revisionsprojekte 
auftauchten. 1898 schlugen Terry und Bovier Lapierre vor, 
das Amt solle die Kompetenz erhalten, das Einigungsver- 
fahren in allen Fällen ex officio zu eröffnen. 1899 bean- 
tragte Beauregard in d(^r Deputiertenkammer, das Gesetz 
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von 1892 ia der Weise zu revidieren, dass die Funktionen 
des Friedensrichters nach deutschem Vorbild auf das 
Gewerbegoricht („conseil des prud'hommes") übertragen 
würden. 

1900 wurde durch Dekret des Präsidenten auf Antrag (fe^sensÄttur 
des damaligen Ministers für Handel und Gewerbe, Millerand, soziale^ Reform 
ein neues Organ geschaffen, die „Conseils du travail*' p. 73f. 
(Dekret vom 17. September 1900), das neben dem Friedens- 
richter eine vermittelnde Tätigkeit ausübt. Über die 
Wirksamkeit der ^Couseils du travail^ kann noch nicht 
berichtet werden, da die Rechtsgültigkeit des Dekretes, ^biatt^p'^lif 
das sie ins Leben rief, beim Conseil d'etat angefochten 
worden war und erst seit Februar 1904 ausser Frage steht. 
Conseils du travail bestehen fünf in Paris und je einer in 
Douai, Marseille, Lyon und Lille. 

Durch Verfügung (arret) des llaiidelsministers können Gtseiischaft tur 
„conseils du travail** in jedem Industriebezirke errichtet ®HefM2^p^77"^ 
werden, wo ihre Nützlichkeit festgestellt ist. Sie sind in 
Sektionen, bestehend aus Vertretern derselben oder ähn- 
licher Gewerbe eingeteilt. Jede Sektion setzt sich aue 
einer gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zusammen. Die Conseils du travail haben die Arbeits- 
bedingungen zu studieren und die Regierung sowohl wie 
die Interessenten, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, darüber 
aufzuklären. Insbesonders haben sie Listen aufzustellen, GeseUschaft für 
welche die normalen und augenblicklichen Löhne und die ^Heft*^i2^p^?8"^ 
normale imd augenblickliche Arbeitsdauer enthalten. Die 
so festgesetzten normalen Löhne und Arbeitszeiten sind 
von allen Unternehmern, welche sich um Staatsarbeiten 
bewerben, einzuhalten, wenn sie berücksichtigt werden 
wollen. Durch diese Listen wird auch der Abschluss von 
Kollektivverträgen indirekt gefördert. Die Conseils du 
travail haben die besondere Aufgabe, den Abschluss von etsenschaftfür 
Kollektivverträgen zu fördern. Daneben 'sollen sie, was ^Heft i2^rf^7r 
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für un8 in Betracht fällt, bei Streitigkeiten vermitteln, 
und zwar ohne einen Parteiantrag abzuwarten. Ferner 
ist der Abschluss von Schiedsverträgen tunlichst anzuregen 
und der Organisationsprozess der Arbeiter nach Kräften zu 
fördern. Bei der Erfüllung aller dieser Aufgaben ist der 
Conseil völlig frei und ungebunden. Keine Vorschriften 
über das Verfahren schränken ihn ein. Die Durchführung 
wird wesentlich erleichtert durcli die Wahl und die Orga- 
nisation des Organs, die für eine gebührende Vertretung 

«eseUs^chan fu^ ^'^^^ Berufe bürgt. In jeder Sektion wählen als Arbeit- 

7ieft^i2^p*"iw^ geber die Berufs Vereinigungen der Arbeitgeber, als Ar- 
beiter die Berufsvereinigungen der Arbeiter. Es sind 
diejenigen Körperschaften, welche am ehesten der Unter- 
stützung des Conseil für den Abschluss der Kollektivver- 
träge bedürfen. Wahlberechtigt sind nur diejenigen Be- 
rufsgenossenschaften, welche die im Gesetz vom 21. März 
1884 aufgestellten Bedingungen erfüllen. Die Zahl der 
von einer Berufsgenossenschaft zu wählenden Vertreter im 
Conseil du travail hängt von der Zahl ihrer Mitglieder ab. 
Der Hauptfortschritt, den die Einrichtung dieser „Con- 
seils du travail" bedeutet, liegt darin, dass an die Stelle einer 
Einigungskammer ad hoc, eine ständige Kommission tritt. 
Zu weiteren Resultaten ist man in Prankreich bis 

^cTpariemen"^ j^^^^ uicht gekommen. Im Jahre 1900 wurde der Kammer 

**\75ii ^ vom damaligen Ministerpräsidenten Waldeck-Rousseau, 

sowie vom Minister für Handel und (iewerbe, Millerand, 

ein Gesetzesentwurf vorgelegt („Loi sur le reglement 

Bd'*x^ No*^9^ amiablc des diflferences relatives aux conditions du tra- 
vail"), der in bemerkenswerter Weise das Problem der 
obligatorischen Schiedsgerichte zu lösen sucht. Der Ent- 
wurf stiess in Arbeitgeber- wie Arbeitnehmerkreisen auf 

^**" p^'3(i^'*^^* Widerstand. Das General komitee der Sozialisten bezeich- 
nete ihn als der gewerkschaftlichen Organisation, den Ten- 
denzen und Interessen der Arbeiter zuwiderlaufend. Die 
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Kammer legte ihn zurück, aln da« Ministerium Waldock- 
RouHseau demissionierte (1902). Am 17. Oktober 1902 hat 
infolgedessen der Abgeordnete Millerand den Entwurf 
etwas abgeschwächt bei d(T Kammer wieder eingebracht. in?"n,auonaien 
Femer liegt dem französischen Parlamente ein Gesetzes- "^Bd^^ p^^g^ 
entwurf des Senators Magnien vom 19. Juni 1899 betreff, ßd. Jv p w^ 
Abänderung des (Jesetzes vom 27. Dezember 1892 im ^^^ ^^£' 
Sinne obligatorischer p]inigungs- und Schiedsgerichte bei ^öoe' pki^' 
Kollektivstreitigkeiten zwischen den Unternehmern und j o^p^^ln 
Arbeitern un Bergbaugewerbe vor. 

Das Gesetz, das im Jahre 1900 Waldeck-Rousseau ^i7"LÄ^"'' 

' et parlemen- 

und Millerand vorschlugen, ist insofern bloss fakultativ, **\'®^i^^ 
als seine Anwendung von der freien Entschliessung des 
Unternehmers abhängt. Der Arbeiter hat kein Rechts- ^^x^no^o*^^^ 
mittel, die Anwendung des Gesetzes zu verlangen. 
Jeder Unternehmer, der über 50 Arbeiter beschäftigt, 
soll seinen Arbeitern gegenüber bei ihrem Eintritt er- 
klären, ob er das Gesetz in seinem Betrieb angewendet 
haben will oder nicht. Im ersteren Falle hat er jedem 
neu eintretenden Arbeiter mitzuteilen, welche Arten von 
Differenzen dem Schiedsgericht unterbreitet werden sollen. 
Im zweiten Falle existiert das Gesetz für ihn nicht. 
Hat er das Gesetz einmal angenommen, so gilt es für 
ihn in seiner Totalität. Geht der Arbeiter trotz der Er- 
öffnungen des Unternehmers hinsichtlich des Gesetzes den 
Dienstvertrag mit demselben ein, so unterwirft er sich 
dem Gesetz, d. h. er anerkennt eine Rechtsgemeinschaft 
der Arbeiter des Betriebes untereinander, gibt damit einen 
Teil seiner individuellen Arbeitsfreiheit auf, so das „Recht 
auf Streik" („droit de greve'^) und verpflichtet sich, in 
dieser Hinsicht den Mehrheitsbeschlüssen sich zu fügen. 
Das Gesetz erscheint damit als Klausel zum Dienstver- 
trag. Der Staat gibt seine Arbeiten nur an Firmen, 
welche das Gesetz auf ihre Betriebe anwenden. 
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In jedem dem Gesetz unterworfenen Betrieb sind 
Arbeiterau8schÜ88e einzurichten. Diese werden nach Be- 
triebsabteilungen oder in Gruppen von 50 — 100 Arbeitern 
gewählt. Auf jede Gruppe kommt ein Vertreter und ein 
Hilfsvertreter. Aktives Wahlrecht haben alle französi- 
schen Arbeiter des Etablissements beiderlei Geschlechts, 
welche das 18. Jahr erreicht haben. Zum passiven Wahl- 
recht sind 25 Jahre erforderlich. Der Arbeiterausschuss 
hat die Beschwerden der Arbeiter an den Unternehmer 
bezw. dessen Stellvertreter zu leiten. Er repräsentiert 
diesem gegenüber das Personal. Ein bestimmter Wochen- 
tag soll für Besprechungen des Ausschusses mit dem 
Unternehmer reserviert werden, die wenigstens einmal im 
Monat stattzufinden haben. Führt die Besprechung nicht 
zur Erledigung der konkreten Streitigkeit, so hat der Aus- 
schuss die Beschwerde schriftlich einzureichen, wozu der 
Unternehmer binnen 48 Stunden Stellung zu nehmen hat. 
Lehnt er die Forderung ab, so hat er zugleich seine De- 
legierten für das zu bildende Schiedsgericht zu bezeichnen, 
worauf die Arbeiter die ihrigen in gleicher Zahl bestimmen. 
Die Ernennung eines Unparteiischen ist zulässig. Sie soll 
womöglich durch die Parteien selbst, nur im Notfall durch 
die Delegationen geschehen, dann aber jedenfalls vor 
Behandlung des Falles. Versäumt der Unternehmereine 
dieser Pflichten oder fällt das Gerieht binnen 6 Tagen 
seinen Spruch nicht, dann, und nur dann dürfen die Arbeiter 
in Streik treten. Aber auch dabei haben sie ein ganz 
bestimmtes Verfahren einzuhalten. Der Beschluss über 
den Ausstand wird in geheimer Abstimmung gefasst. Die 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet, 
doch darf sie nicht geringer sein als Va der Zahl der 
Stimmberechtigten. Stimmrecht hat, wer das aktive Wahl- 
recht zu den Arbeiterausschüssen besitzt. Eventuell kann 
noch eine zweite Abstimmung vorgenommen werden. Das 
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Bureau, das die Abstiminuugc^n leitet, bcHtcht aus den 
beiden ältesten und dem jüngsten Arbeiter im Betriebe. 
Wird Streik beschlossen, so muss die Abstimmung alle 7 
Tage wiederholt werden. Die in dieser Form gefassten 
Mehrheitsbeschlüsse sind für die Minderheit verbindlich. 
Wird der Streik tatsächlich eröffnet, so tritt ein mit amt- 
licher Urteilsautorität ausgestattetes Schiedsgericht von 
Amtswegen in Wirksamkeit. Als solches funktioniert die 
betreff. Berufssektion des ^Conseil du travail". Die Urteile 
haben den Charakter freier Verträge für die Dauer von 
6 Monaten. Sie haben rückwirkende Kraft von dem Tage an, 
an dem das Verfahren eröffnet wurde, d. h. an dem das 
Begehren dem Unternehmer vom AusschusH schriftlich mit- 
geteilt wurde. Die Strafbestimmungen beziehen sich vor 
allem auf die Sicherung unabhängiger Wahlen für die Ar- 
beiterausschüsse, ungefälschter Abstinmiungen, auf die 
Garantie der Freiheit der Ausschussmitglic^der und Schieds- 
richter in Ausübung ihres Amtes. Gewaltsame und betrü- 
gerische Beeinflussungen und Bestechung können mit Geld- 
strafen bis Fr. 2000 oder Gefängnis bis zu 1 Jahr bestraft 
werden. Teilnahme an (M*nem ohne ordentliche Abstimmung 
beschlossenen Ausstand wird mit Fr. 3000 oder Gefängnis 
bis zu 1 Jahr geahndet. Ganz anders wird Ungehorsam 
gegen einen rechtskräftigen Schiedsspruch behandelt. Der 
Ungehorsame verliert das aktive und passive Wahlrecht zu 
den Wahlen in dc^n Berufsorganisationen, in die Handels- 
kammern, Arbeitskamniern, Gewerbeg(}richte und Handels- 
gerichte und zwar auf die Dauer von 3 Jahren, im Wieder- 
holungsfall von 6 Jahren. Weit(»re Strafen treffen ihn nicht. 
Der Entwurf geht weiter als die meisten Gesetze 
kontinentaler Staaten. Auf der andern Seite ist er bestrebt, 
nur das praktisch Erreichbare zu verlangen. Das Obli- 
gatorium besteht nur für den Untern(^hmer, der es will. 
Ein Fehler ist vielleicht der Mangel eines Rechtsmittels 
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der Arbeiter, die Anwendung des Gesetzes zu verlangen. 
Diesen bleibt nichts anderes übrig, als den Arbeitgeber 
durch Streik zu zwingen, das Gesetz zu acceptieren. Die 
Reaktion des Staates gegen Missachtung des Schiedsspruches 
ist indirekt, aber nichtsdestoweniger intensiv. Sie gründet 
sich hauptsächlich auf die in Frankreich bereits bestehende 
öflFentlichrechtliche Organisation der Berufe (Berufsorgani- 
sationen, Handels- und Arbeitskammern) (Gesetz vom 
21. März 1884.) Der Hauptwert des Entwurfes liegt aber 
weniger in dem schiedsgerichtlichen Organe selbst, als in 
den den Arbeitsausständen vorbeugenden Organen, den 
Arbeiterausschüssen, besonders aber in der gesetzlichen 
Regelung des Streikverlaufs. Diese Bestimmungen dürften 
für andere Staaten mustergültig werden. 

Der Entwurf wurde von der Kommission des Abge- 
ordnetenhauses im Jahre 1904 acceptiert und der Kammer 
zur Annahme empfohlen. Welches auch sein Schicksal 
sein wird, seine Grundsätze werden in einem Gesetz früher 
oder später Anerkennung findeo. 



VII. Oesterreich. 



^bär'^218 ^^^ Rechtsstreitigkeiten hat Oestcrreieh Gewerbe- 

va»» ^«r Borght gerichtc sowie bei den Zwangsgenossenschaften paritätische 
HandwöT^^r- Schiedsgerichte. 

Iv'no ö'^u^s ^^^ Beilegung von Interessenstreitigkeiten ist bis 

XNo^ii^u^i3 J®*'^* ^^^ ^^^ ^^^ Bergbau eine Einrichtung vorhanden. 
V No. 16. Das Gesetz vom 29. August 1896 betreff, die Errichtung 
von Genossenschaften beim Bergbau hat dem grossen Ge- 
nossenschaftsausschuss die Aufgabe der Errichtung des 
Einigungsamtes übertragen. Der Vorsitzende des Einigungs- 
amtes wird für jede Verhandlung von einer gleichen An- 
zahl von Arbeitgebern und Arbeitern gewählt. Kommt 
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nach dreimaligem Wahlgang eine Wahl nicht zu Stande, 
so wird er von der Berghauptmannschaft im Einvernehmen 
mit der politischen Landenbehörde bestimmt. Zur Ver- 
handlung werden Vertrauensmänner der Arbeitgeber und 
Arbeiter (von diesen bezeichnet) in gleicher Zahl zuge- 
zogen. Im übrigen ist das Verfahren gleich wie in Frank- 
reich nach dem Gesetz von 1892. Wenn der Einigungs- 
versuch misslingt, so gibt das Einigungsamt stets einen 
unverbindlichen Schiedsspruch ab. Der Vorsitzende kann 
bei Stimmengleichheit den Stichentscheid abgeben. 

Mangels besonderer Organe für Einigung haben bis 
jetzt die Gewerbeinspektoren von sich aus eine Einigungs- 
tätigkeit begonnen, die einige Erfolge aufweist. 

Im Jahre 1892 wurde v(m der österreichischen Re- 
gierung ein Entwurf ausgearbeitet, der die Errichtung von 
Einigungsamtern und Arbeiterausschüssen auf Grundlage 
einer genossenschaftlichen Organisation der gesamten In- 
dustrie ins Auge fasste. Dieses für österreischische Ver- 
hältnisse etwas zu kühne Projekt wurde indessen bald 
wieder fallen gelassen. Die Vorlage ist von Ferd. Schmid ^Jf^e^Geietz^.^" 
im Bd. V des Archivs für soziale Gesetzgebung ausführ- ^^^'^"fg^^^' ^* 
lieh besprochen worden. noäsSen. 

Zwei Jahre später (1894) wurde im Abgeordneten- (van der Bor^ht 
haus ein neuer Gcsetzosentwurf betreff, die Errichtung go^iaie^Ge^^tz- 
von Arbeiterausschüssen und Einigungsämtern eingebracht, ^^ ^n^'Jf 595 
der von dem grössern Rahmen absieht und jene Institu- ^^^- '*• ^'^^^ 
tionen einer Spezialgesetzgebung zuweist. Der Entwurf ist 
bis jetzt noch nicht zur Verhandlung gekommen. 

Der Entwurf bestimmt, dass die Errichtung des 
Einigungsamtes jeweilen durch Verordnung der politischen . 
Landesbehörde des betreff. Sprengeis erfolgt. Soll der 
Wirkungskreis des Amtes die Grenzen eines Sprengeis 
überschreiten, so ist der Handelsminister zum Erlass der 
Verordnung kompetent (§ 26). Das Amt besteht aus einem 
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Obmann, einem Obmannsvortroter und jo 3 — 5 Vertretern 
der Arbeitgeber und der Arbeiter als Beisitzern (§ 28). 
Die arbeitnehmenden Beisitzer werden von den Arbeit- 
gebern gewählt und umgekehrt (§ 29). Ist das Amt für 
bestehende Genossenschaften eingerichtet, so bilden die 
Mitglieder und Gehilfen der betreff. Genossenschaft die 
beiden Wahlkörper, andernfalls ist die Gesamtheit der 
Arbeitgeber und der Arbeiter Wahlorgan (§§ 30 und 31). 
Das Gesetz sieht auch die Errichtung gemischter Aemter 
vor, deren Mitglieder zum Teil von d(^n Genossenschaften, 
zum Teil von den übrigen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern gewählt werden (§ 32). Kein Wahlrecht hat, 
wer sich in Untersuchungs- oder Strafhaft befindet oder 
wer wegen eines Verbrechens oder eines aus Gewinnsucht 
hervorgegangenen Vorgehens bestraft wird, ferner der Kon- 
kursit während der Dauer des Konkursverfahrens und der 
Minderjährige (§ 33). Die Gewerbsbehörde entscheidet als 
Rekursinstanz in allen das Wahlrecht beireffenden Fragen 
(§ 35). Die beiden Wahlkörper haben am Standort des 
Einigungungsamtes die Wahl der Beisitzer vorzunehmen. 
Die Wahl geschieht durch Stimmzettel (§ 36). Zum pas- 
siven Wahlrecht verlangt der Entwurf neben Solvenz ein 
Alter von 30 Jahren (§ 39). Er statuiert den Amtszwang 
und releviert Itekusationsgründe (§ 40). Die Beisitzer 
wählen in gesonderten Wahlgängen den Obmann und 
dessen Vertreter. Diese beiden Beamten müssen öster- 
reichische Staatsbürger sein. Doch verlangt der Entwurf 
nicht ihre Angehörigkeit zur Industrie des betreffenden 
Sprengeis (§ 42). Mangels einer Einigung der Beisitzer 
wird der Obmann und sein Vertreter von der Gewerbe- 
behörde gewählt (§ 44). Die Amtsdauer der Mitglieder 
beträgt drei Jahre (§ 46). Die Kosten eines Einigungs- 
amtes müssen stets von den Wählern getragen werden 
(§ 48). Die Eröffnung des Verfahrens findet auf Antrag 
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einer Partei statt (§ 52). In wichtigen Fällen kann die 
politische Landesbehörde die Eröffnung anordnen. Bei- 
sitzer, welche eine Verhandlung versäumen, verfallen in 
eine Ordnungsstrafe von bis 20 fl (§ 52). Die Strafen 
werden vom Obmann verhängt. Die Verhandlungen sind 
mündlich und geheim (§ 58). Führen die Einigungs- 
versuche zu keinem Resultat, so hat das Einigungsamt 
einen Schiedsspruch zu fällen, der für die Parteien un- 
verbindlich ist (§ 62). Das Resultat der Verhandlung wird 
in jedem Falle öffentlich bekannt gegeben (§§ 61 und 65). 
Der Entwurf teilt die Mängel des französischen Ge- 
setzes von 1892. Er würde wahrscheinlich noch mehr 
Fiasko machen als dieses, weil die Verhältnisse in 
Oesterreich den Einigungsämtern sehr ungünstig sind. 
Fehlerhaft ist die Formierung der Wahl der Arbeiter- 
vertreter. Als Arbeiter gelten auch die Werkmeister, 
Meister und Vorarbeit(T, I^ersonen, welche vermöge ihrer 
sozialen Stellung leicht von den Arbeitgebern in deren 
Interesse gezogen und di(^ Wahlen zu deren Gunsten be- 
einflussen. Die Wahl unter Leitung der Gewerbebehörden 
kann nicht als geheime bezeichnet werden. Zur Kontrolle 
des Wahlaktes werden Arbeitgeber, aber keine Arbeiter 
beigezogen. Der Schiedsspruch aus dem Munde des Eini- 
gungsamtes hat keinen Wert. Bei Stimmengleichheit hat 
der Obmann, statt den Stichentscheid abzugeben, wie im 
Auerschen Entwurf, den Schiedsspruch als nicht zu Stande 
gekommen zu erklären. 

Vm. Schweden. 

In Schweden ist die Entwicklung noch im Stadium buch^*^'^5 
der Vorbereitung. Ein Gesetzesentwurf liegt dem Reichs- ^*° ^^^^'^^^ 
rat seit 1902 vor. Darnach ernennt der König für jeden ^^b^atr2i9^*^ 
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Bezirk einen „Förlikningsman" (Einigungsmann), dessen 
^ viii*^i^'*S'^ Aufgabe darin besteht, die Errichtung ständiger Einigungs- 
^'xmNo"28^ ämter und Schiedsgerichte durch private Vereinbarungen 
soziaie^Rnnd- zwischen Arbeitern und Arbeitgebern anzuregen und zu 
'^'ßuiietfn^des'^' f^^dem. Er soll ein Verzeichnis der Einigungsämter 
' A?beftsamtir ^^^^^^ Bezirkes führen. Bei ernsten Streitigkeiten hat 
Bd. ip. 688. ^j. persönlich an Ort und Stelle zu erscheinen, die Ur- 
sachen der Streitigkeit festzustellen und den Parteien seine 
Vermittlung anzubieten. Stets soll er suchen, sie von einer 
Arbeitseinstellung zurückzuhalten. Wo noch kein privat- 
rechtliches Einigungsamt besteht, hat er auf Antrag einer 
Partei oder von sich aus besondere Sachverständige her- 
anzuziehen, die zu gleicher Zahl durch jede der beiden 
Parteien vorzuschlagen sind. Sachverständige und För- 
likningsman bilden zusammen das staatliche Einigungsamt. 
Leistet eine Partei der Vorladung dos Förlikningsman 
keine Folge, so wird dies öffentlich bekannt gegeben. Die 
Publikation erfolgt nach schwedischem Recht durch den 
Ortspfarrer der Landeskirche von der Kanzel herab. Ge- 
lingt die Einigung nicht, so fordert der Förlikningsman 
die Parteien auf, auf ein Schiedsgericht zu kompromit- 
tieren. Die Grundzüge des Gesetzes sind im übrigen 
dieselben wie diejenigen des deutschen Gesetzes von 1890 
bezw. 1901. 

Der schwedische Gesetzesentwurf geht in mehrfacher 
Beziehung weiter als das gegenwärtig geltende deutsche 
und französische Recht. Vor allem schafft er ein beson- 
deres Amt, das des Förlikningsman, welcher sich ex pro- 
fesso mit dem Studium der Streikfrage zu beschäftigen 
hat. Dadurch wird zugleich die Einrichtung lokaler Arbeits- 
ämter erreicht, welche erst eine intensive Unterstützung 
der privatrechtlichen Einigungsämter ermöglichen. 
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IX. Norwegen. 

Im Stadium dos Entwürfen befindet sieh auch das ^«" p^'3^?'^^'* 
norwegische Gesetz über eingetragene Berufsvereine, Ver- ^®b^an 219** 
mittlung und Schiedsgerichte, das von der Regierung den ^^xi*^No*4^** 
Storthing im Jahre 1903 vorgelegt wurde, bis heute aber BuUeHn'des 
noch nicht Rechtskraft erhalten hat. Die Gesctzesvorlage '"^^'"mtes**^** 
ist darum interessant, weil sie der Verwirklichung des obli- ^^^ ^'' ^' "'^• 
gatorischen Schiedsgerichtes näher kommt als die meisten 
bisher betrachteten Gesetze der kontinentalen Staaten. In 
Übereinstimmung mit dem neuseeländischen Gesetz be- 
trachtet sie» als Vorbedingung einer wirksamen Durch- 
führung des Obligatoriums die Einregistrierung der Berufs- 
vereine und eine beschränkte staatliche Kontrolle über 
dieselben. 

S 1 stellt zunächst Strafbestimmungen zum Schutz 
der Koalitionsfreiheit auf, die allen Berufsvereinen zu ' 
gute kommen. Wer in ungebührlichem Masse jemand 
zu hindern sucht, einen B(»rufsverein zu gründen oder 
einem solchen b(M*zutreteD, oder ihm das Verbleiben in 
(Mnem solchen verunmöglicht, wird mit Geldbussc oder 
Gefängnis bestraft. Die gleiche Strafe trifft, wer in Ar- 
beitskontrakten od(»r -Roglementen einen Untergeordneten 
daran zu hindern sucht, ausserhalb der Arbeitszeit, einen 
Berufsverein zu gründen oder ihm beizutreten. 

Besondere Privilegien geniesst derjenige Berufsverein, 
der sich in ein vom Regierungsdepartement zu führendes 
Register eintragen lässt (§ 3). Alle Eintragungen und 
Streichungen werden öffentlich bekannt gegeben. Jeder 
eingetragene Berufsverein hat ein Exemplar seiner Statuten 
beim Regierungsdepartement zu deponieren. Er hat jede 
Statutenänderung innert 14 Tagen dem Regierungsdepar- 
tement mitzuteilen (§ 4). Mitglieder eines registrierten 
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Vereins können nur nach vorausgegangener Kündigung 
austreten (§ 5). Die Kündigungsfrist beträgt einen 
Monat. Der Austritt befreit nicht von den Verpflichtungen 
aus einem gültigen Kollektivvertrag oder Schiedsurteil. 
Diese Bestimmungen sind zwingendes Recht. Kein ein- 
getragener Berufsverein darf sich in Konflikte mischen, 
welche nicht das Arbeitsverhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer betreffen oder welche die Vereinsmit- 
glieder nicht direkt berühren (§ 6) (Verbot von Sympathie- 
streiks). Greift der Verein in einen Konflikt zu Gunsten 
seiner Mitglieder ein, so wird er Partei an Stelle der 
vom Konflikt berührten Mitglieder. Das geschäftsführende 
Organ des Vereins ist ein von der Generalversammlung 
zu wählender Vorstand. Ein eingetragener Berufsverein 
hat bei seinen Konflikten stets der Gegenpartei Vermittlung 
durch Dritte vorzuschlagen. Erhält er von der Gegenpartei 
in verbindlicher Weise einen diesbezüglichen Vorschlag, 
so hat er ihn sofort zu acceptieren (§§ 7 und 8). Aufforde- 
rung und Antwort haben schriftlich zu geschehen. Ein 
Berufsverein, der nicht eingetragen ist, hat, wenn er mit 
einem registrierten Berufsverein in Konflikt gerät, wie dieser 
die Pflicht, Vermittlung durch Dritte vorzuschlagen, bezw., 
wenn sie ihm vorgeschlagen wird, sie anzunehmen. Die 
Vermittlung wird in der Gemeinde vorgenommen, in welcher 
der Betrieb liegt. Der Vermittlungsrat besteht aus einem 
vom Gemeindevorstand gewählten Obmann und zwei andern, 
von den Parteien gewählten Mitgliedern. Die Wahl des 
Obmannes, sowie seines Ersatzmannes ist jeweilen vor 
Ausgang des Monats Dezember für das folgende Jahr 
vorzunehmen. Die Wahl kann nur ablehnen, wer im ver- 
flossenen Jahr Mitglied war. Der Obmann wird aus der 
Gemeindekasse entschädigt. Der Gemeindevorstand setzt 
die Höhe der Entschädigung fest. Berührt der Konflikt 
mehrere Gemeinden, so bestimmt das Regierungsdeparte- 
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ment, wo dio V(^rmittlung vorzunehinen ist und wieviel 
jede Gemeinde zu den Kosten derselben beizutragen hat. 
Jede Partei hat ihren Delegierten innert 3 Tagen nach 
Zustandekommen des Consenses zu wählen und die Wahl 
sofort dem Obmann mitzuteilen (§ 10). Dieser hat innert 
24 Stunden die Delegierten zu einer Sitzung einzuberufen. 
Die Parteien sind verpflichtet, ihre Delegierten angemessen 
zu entschädigen. Sie dürfen sich höchstens durch drei 
Personen vertreten lassen, wovon keiner ein Rechts- 
anwalt sein darf (§ 11). Säumige Vertreter sind von 
der Partei abzuberufen und innert 3 Tagen zu ersetzen. 
Kommt eine Partei ihren Verpflichtungen nicht nach, so 
lässt der Rat, falls nicht genügende Entschuldigungsgründe 
glaubhaft gemacht werden, die Sache liegen. Ist eine 
Partei Einzelperson, so soll sie persönlich erscheinen und 
sich nur im Notfall vertreten lassen. Der Vermittlungsrat 
kann Personen, welche innerhalb der vom Streit berührten 
Gemeinde wohnen, als Zeugen einvernehmen (§ 12). Die 
Zeugen sind vom Obmann abzuhören. Eide dürfen nicht 
abgenommen werden. Hinsichtlich der Pflichten der Zeugen 
gelten die Regeln des Zivilprozessrechts. Doch darf 
die Erfüllung dieser Pflichten nicht durch Strafmandate 
erzwungen werden. Die Verhandlung ist mündlich und 
geheim (§ 13). Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Majorität gefasst. Der Vermittlungsrat hat lediglich die 
Befugnis, durch Aufklärung der Streitpunkte und gegen- 
seitige Aussprache der Parteien eine Einigung zu ver- 
suchen. Die Ergebnisse seiner Verhandlung fasst er in 
einen Vergleichsvorsehlag zusammen. Wird dieser ab- 
gelehnt, so wird das Verfahren gewöhnlich eingestellt. 

Wenn ein eingetragener Berufsverein Partei ist, kann, 
nachdem das Vermittlungsverfahren erfolglos gewesen ist, 
die Streitigkeit mit Zustimmung beider Parteien einem 
Schiedsgericht unterbreitet werden (§ 14). Doch ist, falls 
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der Konflikt bereits zu einer ArbeitHeinstellung geführt 
hat, vorerst die Arbeit wieder aufzunehmen; erneute Ar- 
beitseinstellung ist erlaubt, wenn der Versuch, den Kon- 
flikt durch Schiedsgericht beizulegen, als gescheitert be- 
trachtet werden muss. Das Schiedsgericht besteht aus 
5 Mitgliedern. Jede Partei wählt 2 Delegierte. Das fünfte 
Mitglied, der Obmann, wird vom Regierungsdepartement 
ernannt und muss die für Richter vorgeschriebenen Quali- 
fikationen besitzen. Die Wahl der Schiedsrichter soll späte- 
stens 3 Tage nach Abschluss des Schiedsvertrages er- 
folgen. Sie ist dem Obmann des Vermittlungsrates mitzu- 
teilen, welcher unverzüglich das Regicrungsdepartement 
davon in Kenntnis setzt. Dieses bezeichnet den Obmann 
des Schiedsgerichts inuert 8 Tagen. Wer wählt, hat die 
Pflicht, deujenigen, welchen er gewählt hat, angemessen 
zu entschädigen. Der Obmann hat innert 24 Stunden nach 
seiner Ernennung das Schiedsgericht zu e'mcv Sitzung ein- 
zuberufen (§ 16). Ausserhalb der betreifenden Gemeinde 
hat sich Schiedsgericht wie Vermittlungsrat bei der Beweis- 
aufnahme des zuständigen Richters zu bedienen. Inner- 
halb der Gemeindegrenzen dagegen kann es selbst die 
nötigen Beweise erheben. Die Verhandlung des Schieds- 
gerichtes ist mündlich und nach dessen Ermessen öffent- 
lich oder geheim (§ 17). Die Entscheidungen des Schieds- 
gerichts werden, mangels gegenteiliger Vereinbarung, mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst (§ 18). Dem Entscheid 
ist der Zeitpunkt beizufügen, auf welchen er rechtskräftig 
werden soll. Eine Motivierung ist erwünscht, wird aber 
nicht verlangt. Die Mitglieder des Vermittlungsrates, wie des 
Schiedsgerichtes sind hinsichtlich der Ausübung ihrer Tätig- 
keit als amtliche Vertrauenspersonen anzusehen (§ 19). 
Der Entscheid des Schiedsgerichts ist für die Parteien 
unter allen Umständen verbindlich (§ 20 ff.). Ungehorsam 
wird bei registrierten Berufsvereinen mit Löschung des 
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Eintrages bestraft. — Überdies ist in jedem Falle der 
schuldige Berufsvereiii mit einer Oeldbusse oder mit Haft (!) 
bis zu drei Monaten zu bestrafen. Diese Strafen treffen 
auch die nichtregistrierten Vereine. 

Der Gesetzesentwurf hat die letzten Schritte zum 
obligatorischen Schiedsgerichte nicht gewagt. Er erklärt 
die Anrufung des Schiedsgerichtes nach gescheitertem Ver- 
mittlungsverfahren nicht als obligatorisch. Selbst die re- 
gistrierten Berufsvereine sind nicht verpflichtet, ihre 
Differenzen schiedsgerichtlich zum Austrag zu bringen. Ist 
aber einmal ein Kompromiss erfolgt, dann schreckt der 
Entwurf selbst vor dem direkten Strafzw ang nicht zurück. 
Die Bestimmungen über das Verfahren und die Exekution 
sind jedoch nicht durchweg zweckmässig. Es sind Mängel, 
welche unliebsam hervortreten und eine baldige Revision 
notwendig machen werden. Doch wird der Entwurf, falls 
er Gesetz wird und sich als existenzfähig erweist, eine 
geeignete^ Grundlage zur spätem EntAvicklung obligato- 
rischer Schiedsgerichte bilden. 



X. Dänemark. 



In Dänemark ist die gewerkschaftliche Organisation ^'^^ ^%^^^^^ 

sehr weit fortgeschritten. Dieses trat klar zu Tage, als ^^lattT^li? 
sich anlässlich eines Streikes in Kopenhagen im Sommer ^uch^^^^ö' 

1899 nicht weniger als (^n A'iertel der gesamten Arbeiter- go^iaie'oes^tz- 

schaft Dänemarks im Ausstand befand. Die Organisation ^^ ^v"°f 677 

wurde begünstigt und erleichtert durch die Konzentration ^^ f^p^öSröii, 

der dänischen Industrie auf die Hauptstadt Kopenhagen ^^v^^no*'*?'^ 
und deren Umgebung. Diese eigenartigen Verhältnisse vni^No^39 
bedingten eine ähnliche Entwicklung wie in England. Die ^j^ ^^^ ^^^ 
Berufsgenossenschafteii übernahmen es selbst, Schieds- 
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gorichte auf privatrocbtlichcr Grundlage zu gründen. Für 
die Staatsgewalt war kein Bedürfnis vorhanden, staatliche 
Einigungsärater einzurichten. Sie beschränkte sich darauf, 
die privaten Einigungsärater und Schiedsgerichte zu unter- 
stützen und scheute sogar nicht davor zurück, ihnen die- 
jenigen öffentlichrechth'chen Befugnisse zu verleihen, welche 
zu einer wirksamen Rechtssprechung nötig sind. 

Ein Gesetzesvorschlag des Abgeordneten Bramsen, 
über Gewerbegerichte und Einigungsärater von 1892, der 
das deutsche System acceptierte, wurde vom dänischen Par- 
lament abgelehnt. Erst ara 3. April 1900 wurde ein Ge- 
setz über das Recht gewerblicher Schiedsgerichte zur 
Zeugeneinvernahme erlassen. Das Gesetz beschränkt sich 
darauf, einem bestimmten schon bestehenden privatrecht- 
lichen Einigungsamt und Schiedsgericht, nämlich dem- 
jenigen des „Meistor- und Arbeitgebervereins" und der 
„zusammenwirkenden Fachverbände*', bestimmte staatliche 
Befugnisse wie namentlich das Recht der Zeugeneinver- 
nahme nach wesentlich gleichen Grundsätzen zu verleihen, 
Avie sie für die staatlichen Gerichte gelten. Daran knüpft 
es aber die Bedingung, dass der Vorsitzende der Kom- 
mission die Qualifikationen eines ordentlichen Richters be- 
sitzen muss. Die Bestimmungen des Gesetzes gehen des 
Weitern dahin, dass die Bewohner Kopenhagens sowie der 
angrenzenden Gerichtskreise die Pflicht haben, vor dem 
in Kopenhagen amtierenden Gericht als Zeugen zu er- 
scheinen. Ungehorsame werden gebüsst. Falsche Zeugen- 
aussagen, die vor dem Schiedsgericht vorkommen, werden 
gleich bestraft, wie wenn sie vor einem staatlichen Gericht 
vorgekoramen wären. Das Gericht ist im Übrigen berech- 
tigt, jeden entfernt wohnenden Zeugen, der sich freiwillig 
einfindet, abzuhören. Komrat er nicht, oder erachtet das 
Gericht sein persönliches Erscheinen für unnötig, so ge- 
schieht die Einvernahme vermittelst Requisition. 
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Das Gesetz verzichtet darauf, weiter in die Organi- 
sation oder das Verfahren einzugreifen, alles Übrige bleibt 
Sache der privaten Vereinbarung zwischen den beiden 
Körperschaften. Die Entscheide des Schiedsgerichtes werden 
vom Staate nicht exequiert. 



XI. Spanien. 



Der spanische Minister des Innern hat den Cortes im ^^^x^no^iS**'' 
Jahre 1901 einen Gesetzesentwurf betreflfend die Schaflfting ^' no. si. 
von Einigungsäratorn im Anschluss an die im Jahre 1900 
eingeführten Gewerbegerichte („Junta**) vorgelegt. Das 
Amt soll paritätisch aus Arbeitgeber- und Arbeiterver- 
tretern zusammengesetzt werden. Die Intervention erfolgt 
auf Antrag einer der Parteien oder bei wichtigeren Streit- 
fällen ex officio. Das Amt kann Zeugen einvernehmen. 
Es hat von Gesetzeswegen nur Einigungskompetenz. 
Schiedsgerichtliche Befugnisse kann es durch Kompromiss 
der Parteien erhalten. Die Entscheide werden in keinem 
Falle exequiert; doch kann das Protokoll veröffentlicht 
werden. Seither ist dieser Gesetzesentwurf in den Cortes 
noch nicht zur Behandlung gekommen. 



Zahlreich und mannigfaltig sind die Lösungsversuche, 
welche in den verschiedenen Ländern gemacht wurden, 
um die Entwicklung der Verhältnisse des Arbeiterver- 
trages in Gewerbe und Industrie geregelten Bahnen zu- 
zuweisen. Die mit dem Streik und der Aussperrung 
verbundenen wirtschaftlichen Nachteile zwangen die grosse 
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Molirzahl zum Einschroiton. Untätig und t(M*!nahniHlos 
stehen nur noch wenige zivilisierte Staaten dem Problem 
gegenüber. 

Die einzelne staatliche Massregi^l, die im konkreten 
Falle ergriffen wird, sowie das durchgebildete Gesetzeswerk 
Neuseelands bilden zur Zeit die Pole, innerhalb welchen 
sich die staatliche Tätigkeit bewegt. Bald beschränkt sie 
sich darauf, die Verständigung der Parteien fördernde 
Massnahmen zu treffen; bald unternimmt es der 
Staat, durch eigene Organe den Inhalt des Arbeits- 
vertrages für beide Parteien verbindlich festzu8ctz(»n. Der 
Zweck seines Eingreifens ist aber stets der gleiche: die 
durch Streik und Aussperrung erzeugten Reibungen und 
Störungen auszuschalten, gleich wie durch die Rechts- 
pflege die Selbsthilfe ausgeschaltet und bekämpft wird. 
Arbeit ist aber die unerlässliche Voraussetzung für die 
Existenz der meisten Menschen, darum ihre Wertung 
ein sozialer und wirtschaftlicher Faktor von eminenter 
Bedeutung. Daraus erklärt sich der Widerstand, den 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer dem Eingreifen des Staates 
entgegenstellen. Dieser Widerstand ist so lange begreiflich, 
als einerseits die staatliche Intervention nicht die erforder- 
lichen öarantieen für Unbefangenheit und Objektivität 
bietet, anderseits die Parteien, an Ungebundenheit ge- 
wöhnt, von der rücksichtslosen Gewalt Vorteile erwarten 
dürfen, die durch die Einmischung des Staates in Frage 
gestellt würden. Solange die Parteien einander nicht 
völlig ebenbürtig sind, solange nicht jede im Falle des 
Kampfes mit einer Niederlage rechnen muss, solange ist 
die Abneigung des Stärkern gegen eine Vermittlung des 
Staates gegeben. 

Diesem Widerstand ist in der gesetzgeberischen Be- 
handlung von den meisten Staaten bald mehr bald weniger, 
oft in Aveitgehendem Masse Rechnung getragen worden. 
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Allinn, je mehr dies genchehen ist, um so untaug- 
licher und unfthiger haben sich die staatlichen Ein- 
richtungen erwiesen, ihre Aufgabe zu erfüllen; gerade des- 
wegen blieben sie vielfach im Stadium des Versuches 
stecken und diskreditierten sich selbst. Der gegebene Ueber- 
blick zeigt deutlich, dass nur diejenigen Gesetze praktische 
Eesultate zeitigten, welche den Erfolg der Vermittlung 
nicht von der Willkür der Parteien abhängig machen, welche 
vielmehr diese Willkür so viel als möglich auszuschalten 
suchen und der Tätigkeit des staatlichen Organes den erfor- 
derlichen freien Spielraum geben. Allmählich ist man 
dazu gekommen, in letzter Linie eine autoritative Ent- 
scheidung herbeizuführen, der Zwangscharakter verliehen 
wird. Auch diejenigen Lösungen, die nicht so weit gehen, 
erweisen sich als Etappen einer langsam aber unver- 
kennbar diesem Ziele zustrebenden Entwicklung. 

Doch darf man sich nicht verhehlen, dass ein schweize- 
rischer Gesetzgeber das obligatorische Schiedsgericht jeden- 
falls nicht mit so kühnem Federstrich ein- und durchführen 
kann, wie dies in den wirtschaftlich unabhängigen und 
fast isolierten australischen Kolonien geschehen ist. Gehört 
doch unser Land zu einer Gruppe von Staaten, deren 
wirtschaftliche und soziale Verhältnisse das Resultat einer 
Jahrhunderte umfassenden und bis zu einem gewissen 
Grade gemeinschaftlichen Entwicklung sind, die auch nament- 
lich seit dem 19. Jahrhundert mit unzähligen wichtigen 
Interessen in mannigfaltige gegenseitige Fühlung und 
Abhängigkeit geraten sind, so dass keiner von ihnen ohne 
Rücksicht auf die anderen und auf die Wirkungen der 
internationalen Konkurrenz eine so einschneidende und 
folgenschwere Massregel, wie die Einrichtung der obligato- 
rischen Schiedsgerichte, treffen kann. Wohl ist Genf mit 
kühnem Schritte vorangegangen. Indessen bezog sich die 
Tätigkeit der Genfer Prud'hommes bis jetzt im Wesent- 
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liehen auf Differenzen in den gewerblichen Betrieben, und 
Erfahrungen bezüglich bedeutender Exportindustrieen 
scheinen zur Zeit noch auHzustehen. 

Doch wenn auch die Lösung des Problems der Rück- 
sichtnahme auf die Produktionsverhältnisse in denjenigen 
Staaten, mit denen wir auf dem Weltmarkte in Wett- 
bewerb stehen, nicht entbehren darf, ergibt sich doch 
schon aus der blossen Tatsache, dass die Entwicklung 
überall auf das obligatorische Schiedsgericht hindrängt, 
dass der Gesetzgeber die Lösung in dieser Richtung zu 
suchen hat. Seine Aufgabe wird dadurch erschwert, dass 
die freie Organisation der Arbeiter und der Arbeitgeber 
noch unvollendet ist und nicht die erforderlichen Eigen- 
schaften besitzt, um die Grundlage der vom Staate einzu- 
richtenden Gerichtsbarkeit zu bilden. So fehlt ihr besonders 
die nötige Festigkeit und Geschlossenheit. Die aus der 
fortschreitenden Arbeitsteilung sich ergebende Differen- 
zierung der Interessen der Arbeiter führt fast mit Natur- 
notwendigkeit zu Konflikten innerhalb der einzelnen Ge- 
werkschaft, insbesondere wenn diese einem komplizierten 
Grossbetrieb gegenübersteht. Der beständige Wechsel 
der Mitglieder in einzelnen ßerufszweigen, in Basel 
besonders stark, steht einer Organisation der Gewerk- 
schaften im Wege, welche die Erfüllung der von denselben, 
sei es aus freien Stücken übernommenen oder von dem 
Schiedsgericht ihnen auferlegten Verpflichtungen zu sichern 
vermag. Bei den Arbeitgeberorganisationen erschweren 
die Verschiedenartigkeit der Betriebe und der persön- 
lichen Verhältnisse der Inhaber, sowie die Konkurrenz, 
eine dauernde Interessengemeinschaft. Deshalb ist kaum 
zu erwarten, es werde sich nach dem Gesetz des freien 
Spiels der Kräfte durch die freien Organisationen ver- 
mittelst Kollektivverträgen eine allmähliche und allgemeine 
Ausschaltung der Arbeiterausstände und -Aussperrungen 
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ergeben. Die Kollektivverträge können in einfachen Ver- 
hältnissen ihren Zweck erfüllen und die Parteion zur 
friedlichen Erledigung ihrer Differenzen erziehen. Auch 
komplizierten Betrieben vermögen sie in mehr oder weniger 
isolierten Staaten Rechnung zu tragen, sobald starke Or- 
ganisationen vorhanden sind, welche sich, wie in England, 
über das ganze Land erstrecken und die besondern In- 
teressen kleiner Arbeitergruppen niederringen. Eine durch- 
greifende und befriedigende Lösung des Problems aber 
kann von der freic^n Verständigung der Parteien allein 
nicht erwartet werden. 

Ein autoritatives Eingreifen der Staatsgewalt ist un- 
erlässlich. Der Gesetzgeber kann sich nun die Frage vor- 
legen, ob und in welcher Weise er den Organisations- 
prozess der Arbeiter und Arbeitgeber beeinflussen soll, 
indem er sich sagt, dass die Einführung des Obligatoriums, 
welche er anstrebt, alle Interessenten umfassende öffent- 
lichrechtliche Organisationen voraussetzt. Allein eine 
solche Gesetzgebungspolitik würde die erhofften Wirkungen 
vielleicht gar nicht, jedenfalls aber sehr langsam äussern. 
Deshalb muss der Staat seine Einrichtungen zur Beilegung 
von kollektiven Arbeitsstreitigkeiten in solcher Weise 
treffen, dass dieselben sowohl die organisierten als die 
nichtorganisierten Interessenten erfassen. 

Ob der Staat bloss eine Verständigung der Parteien 
erleichtem und unterstützen will, oder ob er einen für 
dieselben verbindlichen Spruch herbeiführen will, in jedem 
Falle muss er mit grösster Sorgfalt darauf bedacht sein, 
dass die Behörden, welche mit dem Auftrag, eine Ver- 
ständigung herbeizuführen oder einen Schiedsspruch zu 
fällen, betraut sind, sich möglichst über die tatsächlichen 
Verhältnisse orientieren und mit grösster Unbefangenheit 
vorgehen. Diese Maxime gilt für jedes Eingreifen, gehöre 
dasselbe in das Gebiet der Gesetzgebung oder der Vcr- 
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waltung, sei es mehr öffentlichrechtliehor oder mehr 
privatrechtlicher Natur. 

Daraus ergibt sich, dass man os den Parteien nicht 
überlassen kann, die tatsächliche Orientierung selbst zu 
besorgen. Der Gesetzgeber darf nicht bei der Verhand- 
lungsmaxime stehen bleiben, sondern muss die Offizial- 
maxime auch herbeiziehen. Dies muss angesichts der 
grossen Kompliziertheit der den Arbeitsvertrag bestim- 
menden Faktoren noch in viel intensiverer Weise durch- 
geführt werden, als es beim Zivil-, ja in gewisser Hinsicht 
sogar beim Strafprozess der Fall ist. Dass sich die 
Parteien den vom Staate aufgestellten Einigungs- und 
Schiedsgerichtsbehörden stellen müssen, dass sie sich nicht 
von vorneherein weigern dürfen zu erscheinen, muss un- 
bedingt gefordert und durch Androhung geeigneter Rechts- 
nachteiie gesichert werden. Ebenso ist ein weitgehendes 
Befragungsrecht der Behörde notwendig, ferner die Vor- 
ladung und Einvernahme von Zeugen, deren Aussagen ge- 
eignet erscheint, den Tatbestand klar zu legen ; Experten 
sind, wenn nötig, heranzuziehen. Unerlässlich ist die Pro- 
duktion von Geschäftsbüchern; jedoch sind bestimmte 
Kautelen zur Wahrung berechtigter Geschäftsinteressen 
aufzustellen. Stets hat das staatliche Organ ex officio und 
autoritativ vorzugehen, ohne die Anträge der Parteien 
abzuwarten. Von besonderer Wichtigkeit ist es aber, 
dass gewisse Verhältnisse, namentlich der industriellen 
und gewerblichen Arbeit fortwährend zuverlässig eruiert 
werden, damit sie gegebenen Falls den mit der Ver- 
mittlung oder Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten 
betrauten Behörden zur Disposition gestellt werden 
können. Besonderheiten des Geschäftsbetriebes einer 
Branche, die kommerziellen Verhältnisse derselben sind 
gewöhnlich durch die Verhältnisse im Ausland beeinflusst 
und bedingt. Es ist zu begrüssen, wenn zur Erhebung 
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dieser Tatbestände Arbeitsämter geschaffen werden, die teils 
durch periodische Veröffentlichungen, teils auf spezielle 
Anfragen hin eine möglichst genaue und durchaus zu- 
verlässige Orientierung zu vermitteln haben. Die Natur 
der Sache würde dazu führen, dass, wie es in Aussicht ge- 
stellt worden ist, ein eidgenössisches Arbeitsamt ge- 
schaffen wird, das sowohl mit den geeigneten Amtsstellen 
und beruflichen Verbänden der Kantone als auch mit 
den internationalen und den ausländischen Arbeitsämtern 
in Verbindung tritt und die fortwährende Entwicklung 
der Arbeitsverhältnisse verfolgt und studiert. Eine so 
intensive tatsächliche Information ist unerlässlich, mag 
das staatliche Einschreiten sein Ziel tiefer oder höher 
stecken; ja je weniger der Staat es unternimmt, den Par- 
teien den Kat der vermittelnden Behörden aufzudrängen, 
umso mehr ist er darauf angewiesen, den Erfolg seiner 
Bemühungen von der überzeugenden Kraft derselben zu 
erwarten. 

Die jüngsten gesetzgeberischen Arbeiten beschränken 
sich mit vollem Recht nicht mehr darauf, den sich strei- 
tenden Parteien durch die Behörden oder ad hoc ernannte 
Kommissionen etc. gute Dienste anbieten zu lassen, und 
es dem Ermessen oder guten Willen der Parteien anheim- 
zustellen, ob sie dem Rate Folge leisten wollen oder nicht. 
Weit entfernt, diese Funktion der Einigung und Ver- 
mittlung etwa als überflüssig zu betrachten, oder zu 
unterschätzen, ist man doch zur Ansicht gelangt, sie nicht 
als letztes Mittel gelten zu lassen. Man sucht, weiter zu 
gehen. 

Zunächst will man den moralischen Druck der öffent- 
lichen Meinung auf die Parteien wirken lassen. Dieser 
Versuch ist dort misslungen, wo man sich darauf be- 
schränkte, die Verhandlungen der Vermittlungsorgane 
oder deren Resultat dem Publikum bekannt zu geben. 
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Der Einfluss, der so auf die öffentliche Meinung ausge- 
übt wird, pflegt zu schwach zu sein ; er äussert sich jeden- 
falls zu wenig rasch, manchmal bleibt er ganz aus. Diese 
Wahrnehmung muss die Erkenntnis, die sich übrigens 
schon aus der Natur der Sache ergibt, fördern, dass neben 
die Vermittlung als Eventuale die Entscheidung, das Ur- 
teil, treten muss. Diese beiden Funktionen dürfen jedoch 
nicht in dieselbe Hand gelegt werden, es muss vielmehr 
für jede ein besonderes Organ geschaffen werden. Der 
Entscheidung, dem Schiedsspruch kann nun entweder 
die Aufgabe zugedacht sein, zunächst auf die öffent- 
liche Meinung zu witkeu, um sie zu veranlassen, 
ihren Einfluss auf die Parteien auszuüben. Sicher ist, 
dass ein solcher zu diesem Zweck geeigneter ist als die 
Veröffentlichung gescheiterter Bemühungen vermittelnder 
Organe. Denn es ist nicht zu verkennen, da^^s ein auf 
sorgfältiger Orientierung und Motivierung aufgebauter 
Schiedsspruch eines durchaus unparteiischen Organs seinem 
innern "Wert nach einen grössern Einfluss verdient. Aber 
es muss doch zugestanden werden, dass die Wirkung auch 
hier höchst problematisch ist. Diese Erwägung und die 
unermesslichen Nachteile, welche der ungeregelte Kampf 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern für dritte, un- 
beteiligte Kreise für das soziale und staatliche Leben 
überhaupt zur Folge hat, führen dazu, dass der Staat 
versucht, die Anerkennung des Schiedsspruches direkt, 
d. h. unter Strafandrohung, oder indirekt zu erzwingen. 
Ein solcher Zwang, sei er nun direkter oder indirekter 
Art, setzt jedenfalls die Aufstellung des speziellen Rechts- 
satzes voraus, der die Verbindlichkeit ausspricht. Soll ein 
solcher Rechtssatz nicht Lex imperfecta bleiben, so muss 
der Staat sich zugleich die Mittel schaffen, welche ihn in 
Stand setzen, die Unterwerfung nötigenfalls von den Par- 
teien direkt zu erzwingen. Nur dann kann von einem 
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wirklichen Obligatorium gesprochen werden, wenn ein 
Zwangsapparat zu seiner Kealinierung vorhanden ist. 

Das Obligatorium mit direktem Zwang mu8H aber, 
wie oben ausgeführt wurde, mit Rücksicht auf unsere 
speziell schweizerischen Verhältnisse gegenwärtig noch als 
undurchführbar abgelehnt werden. Der direkte Zwang 
würde auch öflFentlichrechtliche, staatlich organisierte Berufs- 
verbände voraussetzen, wie wir sie gegenwärtig noch nicht 
besitzen und auch nicht von heut(^ auf morgen ins Dasein 
rufen können. Überdies fehlt dem Kanton die Kompetenz, 
den Grundsatz des Obligatoriums zu verwirklichen. Schon 
bei Besprechung des Genfergesetzes haben wir darauf 
hingewiesen, dass dieses Gesetz die Vorschriften des 
Obligationenrechts bezügl. des Ortsgebrauches beim Dienst- 
vertrag verletzt. Dieses Oravamen kann gegen jedes Gesetz 
releviert werden, das die Arbeitsbedingungen mangels 
einer Verständigung der Parteien durch Schiedsspruch fest- 
setzen will. Ferner würde die Durchführung der schieds- 
gerichtlichen Entscheide oft zu einer Verletzung des Art. 31 
der Bundesverfassung werden, welcher jedenfalls dem 
Arbeitgeber die Handels- und Gewerbefreiheit garantiert. 
Wenn der kantonale Gesetzgeber, wie der neuseeländische, 
eine Erstreckung der Urteile auf am Streitfall Unbe- 
teiligte zuliesse, oder wenn er die Parteien auch in der 
Weise an die Entscheide des Schiedsgerichtes binden 
würde, dass er ihnen wenigstens zeitweilig verbietet, durch 
freie Uebereinkunft das vom Gericht geschaffene Recht 
abzuändern, würde er überdies das im Obligationenrecht 
aufgestellte Prinzip der Vertragsfreiheit verletzen. Und 
doch bilden derartige Bestimmungen die logische Konse- 
quenz des Obligatoriums. 

Es bleibt also einzig übrig, dass der Staat dem 
Spruche des Schiedsgerichts indirekt Nachdruck zu ver- 
leihen sucht. Hier öffnet sich seiner Betätigung ein weites 
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Feld. Allein es rauss sogleich beigefügt werden, dass 
die wirksamsten Massregeln vom Kanton gegenwärtig nicht 
mehr ergriffen werden können. 

So kann nur der Bund gesetzlich erklären: insoweit 
nach den bestehenden Gesetzen der Zivilrichter berufen 
ist, mangels vertraglicher Feststellung Arbeitsverhältnisse 
zu beurteilen, bilden für ihn die in gesetzlicher Weise er- 
lassenen Schiedssprüche verbindliche Normen, welche er 
seinen Urteilen zu Grunde zu legen hat. Eine solche 
Vorschrift würde an Stelle dos im Obligationenrecht auf- 
gestellton richterlichen Ermessens treten. So dürfte ins- 
besondere die Berücksichtigung des Schiedsspruches bei 
der Auslegung von O.-R. 110 ff für die Arbeitgeber 
praktische "Wirkung haben. Auch könnte der unter Miss- 
achtung des Schiedsspruches begonnene Streik als wich- 
tiger Grund im Sinne des O.-R. 346 betrachtet werden. 
Konventionalstrafen zur Unterdrückung separatistischer 
Strömungen innerhalb einer Organisation würden nach 
O.-R. 181 nicht geschützt, wenn die betreffende Organi- 
sation sich einem Schiedsspruch nicht unterziehen will. 
Endlich könnte dem Schiedsspruch bei der Auslegung des 
Wortes „widerrechtlich" im O.-R. 50 Bedeutung beige- 
messen werden. Es kann gefragt werden, ob zur Erfüllung 
dieser Postulate eine Revision des Obligationcnrechts über- 
haupt notwendig ist, ob nicht vielmehr vom gegenwärtig 
aufgestellten richterlichen Ermessen schon eine Berück- 
sichtigung des Schiedsspruches im angedeuteten Sinne 
sollte erwartet werden dürfen. 

Auch für die Beurteilung der anlässlich eines Streikes 
oder einer Aussperrung begangenen Verbrechen und Ver- 
gehen könnte ins Gewicht fallen, ob die Organisation, 
welcher der Täter angehört, den Schiedsspruch anerkannt 
hat oder nicht. Wir haben insbesondere Uebertretungen 
des § 164 des Polizeistrafgesetzbuches im Auge. Bezügliche 
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Vorschriften kann bis zuni Erlasse eines Schweizerischen 
Strafgesetzbuches noch der Kanton aufstellen. Allein 
schon heute dürfte vom freien Ermessen des Strafrichters 
eine Berücksichtigung des Schiedsspruches auch ohne 
ausdrücklichen Rechtssatz erwartet werden. Denn durch 
Aufstellung der Norm, welche Unterwerfung unter den 
Schiedsspruch gebietet, wird der Streik (bezw. die Aus- 
sperrung), sofern er gegen die dem Schiedsspruch unge- 
horsame Partei eröffnet wird, erlaubte Selbsthilfe, was 
unseres Erachtens die objektive Rechtswidrigkeit der 
Streikdelikte beeinflussen muss. 

Auch der Kanton kann den Schiedsspruch wirksam 
unterstützen. Er muss vor allem in seinen Staatsbetrieben 
die durch Schiedsgericht festgesetzten Normen für die in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis stehenden Arbeiter 
als massgebend anerkennen. Bezüglich der Beamten und 
öffentlichrechtlichen Angestellten gelten die Grundsätze 
des Beamtenrechtes, welche vom Staat im öffentlichen 
Interesse aufgestellt werden. Sie müssen dem Einfluss 
schiedsgerichtlicher Organe naturgemäss entzogen sein. 
Zum Schutze der Interessen dieser Berufskreise dienen die 
Ausschüsse der Angestellten und bei Rechtsverletzungen 
das Rechtsmittel der Verwaltungsbeschwerde an die kom- 
petente Verwaltungsinstanz oder noch besser an ein Dis- 
ziplinargericht. 

Ueberall da, wo der Kantern mit Privatunternehmungen 
in Geschäftsverkehr tritt, z. B. beim Abschluss von Lie- 
ferungs- und Werkverträgen kann er die Beobachtung 
der von den Schiedsgerichten aufgestellten Normen zur 
Bedingung machen und sich diesbezügliche Garantieen 
geben lassen. Er kann sogar einen Unternehmer, welcher 
sich einem Schiedsspruch nicht unterzog, so lange bei der 
Vergebung von Arbeiten boykottieren, bis der Unge- 
horsame seinen Widerstand aufgibt, eine Massregel, gegen 

14 
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welche allerdings nicht mit Unrecht eingewendet werden 
kann, dass nie sich nur gegen eine bestimmte Gruppe 
von Unternehmungen, nämlich solche, welche Staats- 
arbeiten ausführen, anwenden lässt. 

Neben die Aufgabe des Gesetzgebers, Einrichtungen 
zur Schlichtung bezw. Beurteilung der Streitigkeiten über 
die Gestaltung des Arbeitsvertrages zu schaffen, tritt vor- 
läufig wenigstens noch eine weitere. Der uferlos dahin- 
flutende Strom rücksichtsloser Gewaltanwendung, dessen 
Lauf gegenwärtig nicht gehemmt worden kann, muss 
wenigstens eingedämmt werden. Dahin gehören diejenigen 
staatlichen Akte, welche eine verwaltungsrechtliche und 
strafrechtliche Reaktion gegen die bei Streik und Aus- 
sperrung vorkommenden Ausschreitungen bezwecken. Diese 
Ausschreitungen bestehen nicht nur in unzulässigen Ver- 
letzungen der Rechtssphäre; auch Gewalt innerhalb der 
Partei, ausgeübt von einer terroristischen Gruppe gegen 
widerstrebende Minderheiten, Unterdrückung der indi- 
viduellen Rechte kommt häufig genug vor, so dass sie 
vom Gesetzgeber besonders ins Auge gefasst werden 
müssen. Es müssen staatliche Vorschriften erlassen werden, 
welche eine regelrechte Ermittlung des Gesamtwillens der 
einen Streik bezw. eine Aussperrung beschliessenden orga- 
nisierten oder nichtorganisierten Arbeiter oder Arbeitgeber 
garantieren, die freie Willenserklärung der Beteiligten 
schützen und gegen überstürzte Streik- oder Aussperrungs- 
erklärungen, sowie gegen eine dem Willen der Majorität 
der Arbeiter oder Arbeitgeber nicht mehr entsprechende 
Portsetzung dieser Kampfmittel Kautelen schaffen. Die 
Erfüllung dieser Aufgaben dürfte dem kantonalen Gesetz- 
geber die Veranlassung bieten, soweit ihm dies innerhalb 
der durch das Bundesrecht gezogenen Grenzen noch mög- 
lich ist, gesetzliche Normen über die Berufsorganisationen 
zu erlassen. Eine endgültige und durchgreifende Lösung 
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dieser Frage ist freilich dem eidgenössischen Gesetzgeber 
Torbehalten. 

Die^ dürften die Ma>'*nahinen >ein. welche unter den 
gegenwartigen YerhalrDi^<4»n d»^m kantonalen Gesetzgeber 
zu Gebote »stehen, um die durch Streik und Aussperrung 
veruT'iachten Storunicen *ler Ordnung und Schädigungen 
der Volkswirtschaft zu bekämpfen. Eine Lösung des 
Problems bilden sie allording«* nicht. Aber die schreiend- 
sten Uebel^tände dürften, wenn nicht gänzlich beseitigt, 
so doch erheblich gemildert, und einer zukünftigen be- 
friedigenderen Lösung würde der Weg geebnet werden. 
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